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Vorwort 


Dieſes Büchlein will der deutſchen Jugend und darüber 
hinaus allen denen, die fachliches Wiſſen über die große 
Erneuerung des deutſchen Volkes durch den National- 
ſozialismus Adolf Hitlers ſuchen, ein brauchbarer Leit⸗ 
faden ſein. Es iſt beſonders für die Verwendung in der 
Schule geſchrieben und verzichtet darum bewußt auf 
Weitläufigkeit, um ein klares Bild der Neugeſtaltung zu 
geben und der deutſchen Jugend zu zeigen, wie ſchwer 
die innere Befreiung Deutſchlands geweſen iſt und wo 
ihre Aufgaben liegen. 

Berlin, im Juli 1933. 

Der Verfaſſer. 
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Erſtes Kapitel 


Werdegang Adolf Hitlers 


Die nationalſozialiſtiſche Bewegung Deutſchlands iſt die politiſche 
Schöpfung Adolf Hitlers. Sie wäre ohne ihn nicht da. Er hat ihr Idee, 
Form und politiſchen Erfolg gegeben. Adolf Hitler iſt geboren am 20. Ayriı 1889 
20. April 1889 zu Braunau am Inn in Oſterreich, einer Stadt, die im deal 
Jahre 1778 von Bayern an Oſterreich durch den Frieden von Teſchen 
abgetreten iſt. Auf der anderen Seite des Fluſſes Inn liegt bereits das 
bayeriſche Städtchen Simbach. Adolf Hitlers Vater, Alois Hitler, war in 
Braunau öfterreichiicher Zollbeamter. Die Familie ſtammt aus Ober⸗ 
öſterreich und läßt ſich dort bis zur ſechſten Generation, bis zu dem 1672 
in Walterſchlag geborenen Stephan Hitler zurückverfolgen. Alle acht Ur⸗ 
ahnen, die Väter der Urgroßväter Hitlers, waren Bauern aus den ober⸗ 
öſterreichiſchen Bezirken Gmünd und Zwettl. Ebenſo iſt die mütterliche 
Familie deutſcher und bäuerlicher Abſtammung. 

Adolf Hitlers Vater wurde kurz nach der Geburt ſeines Sohnes Adolf 
zuerſt nach Paſſau und ſchließlich nach Linz an der Donau verſetzt. Dort 
wurde er penſioniert und kaufte ſich dann in dem kleinen Ort Lambach 
ein Anweſen, um ſeine alten Tage in Ruhe und Frieden zu verbringen. 
Er hatte ein ſchweres und arbeitsreiches Leben hinter ſich. Adolf Hitler 
ſelber ſchreibt von ſeinem Vater: „Als Sohn eines armen kleinen Häuslers 
hatte es ihn ſchon einſt nicht zu Hauſe gelitten. Mit noch nicht einmal 
13 Jahren füllte der damalige kleine Junge ſein Ränzlein und lief aus der 
Heimat, dem Waldviertel, fort. Trotz des Abratens ‚erfahrener‘ Dorf⸗ 
inſaſſen war er nach Wien gewandert, um dort ein Handwerk zu lernen. 
Das war in den fünfziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts. Ein 
bitterer Entſchluß, ſich mit drei Gulden Wegzehrung ſo auf die Straße zu 
machen, ins Ungewiſſe hinein! Als der Dreizehnjährige aber ſiebzehn alt 
geworden war, hatte er ſeine Geſellenprüfung abgelegt, jedoch nicht die 
Zufriedenheit gewonnen, eher das Gegenteil. Die lange Zeit der da⸗ 
maligen Not, des ewigen Elends und Jammers feſtigten den Entſchluß, 
das Handwerk nun doch wieder aufzugeben, um etwas Höheres zu werden. 
Wenn einſt dem armen Jungen im Dorfe der Herr Pfarrer als Inbegriff 
aller menſchlich erreichbaren Höhe erſchien, fo nun in der den Geſichts⸗ 
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kreis mächtig erweiternden Großſtadt die Würde eines Staatsbeamten. 
Mit der ganzen Zähigkeit eines durch Not und Harm ſchon in halber 
Kindheit ‚alt‘ Gewordenen verbohrte ſich der Siebzehnjährige in ſeinen 
neuen Entſchluß — und wurde Beamter. Nach faſt dreiundzwanzig 
Jahren, glaube ich, war das Ziel erreicht. Nun ſchien auch die Voraus- 
ſetzung zu einem Gelübde erfüllt, das ſich der arme Junge einſt gelobt 
hatte, nämlich nicht eher in das liebe väterliche Dorf zurückzukehren, als 
bis er etwas geworden wäre.“ 

Aus dem kleinen Anweſen in Lambach, das ſein Vater bewirtſchaftete, 
ſtammen die erſten Kindheitserinnerungen Adolf Hitlers. Hier beſuchte 
er die Benediktiner⸗Abtei, wo er ſingen lernte; hier beſuchte er die Schule. 
Er ſagt von ſich ſelbſt, daß er alles andere als ein Stubenhocker und eigent⸗ 
lich ein kleiner „Rädelsführer“ war, der aber in der Schule leicht und ſehr 
gut lernte. 

Sein erſtes Erlebnis iſt bereits ein politiſches. Er findet in der Biblio⸗ 
thek ſeines Vaters eine Volksausgabe des deutſch⸗franzöſiſchen Krieges 
von 1870/71, die ſein Lieblingsbuch wird. „Nicht lange dauerte es, und 
der große Heldenkampf war mir zum größten inneren Erlebnis geworden. 
Von nun an ſchwärmte ich mehr und mehr für alles, was irgendwie mit 
Krieg oder doch mit Soldatentum zuſammenhing. 

Aber auch in anderer Hinſicht ſollte dies von Bedeutung für mich 
werden. Zum erſtenmal wurde mir, wenn auch in noch ſo unklarer 
Vorſtellung, die Frage aufgedrängt, ob und welch ein Unterſchied denn 
zwiſchen den dieſe Schlachten ſchlagenden Deutſchen und den anderen ſei. 
Warum hat denn nicht auch Oſterreich mitgekämpft in dieſem Kriege, 
warum nicht der Vater und nicht all die anderen auch? 

Sind wir denn nicht auch dasſelbe wie eben alle anderen Deutſchen? 

Gehören wir denn nicht alle zuſammen? Dieſes Problem begann zum 
erſtenmal in meinem kleinen Gehirn zu wühlen. Mit innerem Neide 
mußte ich auf vorſichtige Fragen die Antwort vernehmen, daß nicht jeder 
Deutſche das Glück beſitze, dem Reich Bismarcks anzugehören. 

Ich konnte dies nicht begreifen.“ 

Dieſes Erlebnis der Volkszuſammengehörigkeit hat Adolf Hitler ſein 
ganzes Leben begleitet. Auch als er auf die Realſchule nach Linz kam, 
hat er ſich dort als Schüler bereits in der Bewegung des Deutſchtums in 
Oſterreich eingeſetzt. Erdkunde und Geſchichte ſind ſeine Lieblingsfächer 
in der Schule, daneben zeigt ſich immer ſtärker eine ausgeſprochene Be⸗ 
gabung für das Zeichnen; er wollte allzugern Kunſtmaler werden — 
ſehr im Gegenſatz zu ſeinem Vater, der gern aus ihm einen Beamten 
gemacht hätte. Entſcheidend aber für Adolf Hitler wird ſchon als Schüler 
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der Kampf des Deutſchtums in Oſterreich um ſeine Selbſtbehauptung. 
Das alte Oſterreich⸗Ungarn war kein deutſcher Staat, ſondern ein 
Nationalitätenſtaat, in dem Stück für Stück von der Regierung, die ſich 
die dauernd rebellierenden Tſchechen, Slowenen, Slowaken und Polen 
durch kleine Zugeſtändniſſe ruhig erhalten wollte, das Deutſchtum zurück⸗ 
gedrängt wurde. Das Deutſchtum ſeinerſeits hatte ſich organiſiert, und 
gerade die Jugend auf der Schule wurde immer ſtärker zum Träger dieſes 
Volkskampfes. Adolf Hitler ſchreibt: „Wer der Jugend Seele kennt, der 
wird verſtehen können, daß gerade ſie am freudigſten die Ohren für einen 
ſolchen Kampfruf öffnet. In hunderterlei Formen pflegt ſie dieſen Kampf 
dann zu führen, auf ihre Art und mit ihren Waffen. Sie lehnt es ab, 
undeutſche Lieder zu ſingen, ſchwärmt um ſo mehr für deutſche Helden⸗ 
größe, je mehr man verſucht, ſie dieſer zu entfremden; ſammelt an vom 
Munde abgeſparten Hellern zum Kampfſchatz der Großen; ſie iſt un⸗ 
glaublich hellhörig dem undeutſchen Lehrer gegenüber und widerhaarig 
zugleich; trägt die verbotenen Abzeichen des eigenen Vollstums und iſt 
glücklich, dafür beſtraft oder gar geſchlagen zu werden. Sie iſt alſo im 
kleinen ein getreues Spiegelbild der Großen, nur oft in beſſerer und auf⸗ 
richtigerer Geſinnung.“ 

Der junge Adolf Hitler beteiligt ſich auf das leidenſchaftlichſte an dieſem 
Kampf des deutſchen Volkstums und gewinnt aus ihm ſeine erſte große 
politiſche Linie. Er ſagt von ſich ſelbſt: „Wenn ich nun nach fo viel Jahren 
mir das Ergebnis dieſer Zeit prüfend vor Augen halte, ſo ſehe ich zwei 
hervorſtehende Tatſachen als beſonders bedeutungsvoll an: 

Erſtens: ich wurde Nationaliſt. 

Zweitens: ich lernte Geſchichte ihrem Sinne nach verſtehen und be⸗ 
greifen.“ Und ferner: „Es genügt hier nur feſtzuſtellen, daß ich im Grunde 
genommen ſchon in der früheſten Jugend zu einer Einſicht kam, die mich 
niemals mehr verließ, ſondern ſich nur noch vertiefte: 

Daß nämlich die Sicherung des Deutſchtums die Veri ng Oſter⸗ 
reichs vorausſetzte, und daß weiter Nationalgefühl in nichts identiſch iſt 
mit dynaſtiſchem Patriotismus; daß vor allem das habsburgiſche Erzhaus 
zum Unglück der deutſchen Nation beſtimmt war. 

Ich hatte ſchon damals die Konſequenzen aus dieſer Erkenntnis ge- 
zogen: heiße Liebe zu meiner deutſch⸗öſterreichiſchen Heimat, tiefen Haß 
gegen den öſterreichiſchen Staat.“ 

Dieſes Erlebnis iſt für Adolf Hitler beſtimmend geworden. Die heiße 
Liebe zu feinem deutſchen Volk und der Kampf gegen einen vollsfremden 
Staat gehen durch ſein ganzes Leben. 
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Als Adolf Hitler 13 Jahre alt iſt, ſtirbt fein Vater. Der junge Adolf 
bleibt aber auf der Realſchule in Linz, um ſich dort weiter fortzubilden. 
Jetzt wird ſein Wunſch, doch Maler zu werden, dem bis dahin der väter⸗ 
liche Wille entgegenſtand, möglich. Aber er muß infolge einer lang⸗ 
wierigen Erkrankung das Studium aufgeben und mindeſtens ein Jahr 
zu Hauſe bleiben. Hier erreicht er von ſeiner Mutter die Erlaubnis, 
die Akademie zu ſeiner Ausbildung als Maler beſuchen zu dürfen. Zwei 
Jahre ſpäter aber macht der plötzliche Tod der Mutter allen dieſen 
Träumen ein raſches Ende. Bis dahin hatte die Mutter noch immer 
ihre Penſion gehabt, jetzt plötzlich fällt das alles weg, es wird wieder alles 
ſo, wie es bei dem Vater war, als er von ſeinem Dörfchen auszog, um 
ſein Glück zu erkämpfen. 

Aber der junge Adolf Hitler gibt den Mut nicht auf. Mit einem Köffer⸗ 
chen voll Wäſche und Kleider, ſchon für die nächſten Tage auf Brot- 
erwerb angewieſen, ſteht er in Wien allein und ſucht Arbeit. „Fünf Jahre 
Elend und Jammer ſind im Namen dieſer Phäakenſtadt für mich enthal⸗ 
ten,“ ſchreibt er von Wien. 

Kurz vor dem Tode der Mutter war Adolf Hitler in Wien geweſen und 
hatte ſich hier der Aufnahmeprüfung für die Malerakademie unterzogen. 
Da er in ſeiner Klaſſe ſtets ein ausgezeichneter Zeichner geweſen war, 
ſo war er völlig überraſcht, als man ihm erklärte, daß er zum Maler un⸗ 
geeignet ſei, aber ein ganz auffälliges Können auf dem Gebiet der Archi⸗ 
tektur verriete — ob er denn nicht auf einer Bauakademie ſchon ſtudiert 
habe? Da Adolf Hitler aber wiederum zum Studium der Architektur nicht 
das notwendige Abiturium (in Oſterreich: Matura) beſaß, ſo konnte ihm 
der Rat, eine Architekturſchule zu beſuchen, nichts nützen. Als er nun nach 
dem Tode der Mutter nach Wien kam, mußte er ſofort, um überhaupt 
leben zu können, Arbeit ſuchen. Das war ſchwer genug, denn er fand 
immer wieder nur als ungelernter Bauarbeiter, dann als kleiner Maler 
Verdienſt, hungerte oft und war oft in ſchwerſter wirtſchaftlicher Not. 
Viele andere ſind unter dieſen traurigen Umſtänden einfach verſunken 
und menſchlich untergegangen. Aber der junge Adolf Hitler gibt nicht 
nach. Noch immer lebt in ihm der Wunſch, Baumeiſter zu werden — 
er zeichnet und lieſt, ſpart ſich mühſam Geld für Bücher und Zeitungen 
zuſammen — Zehntauſende reicher und wohlhabender Jungen haben ſich 
das alles ohne Schwierigkeit beſchaffen können, haben die beſte Aus⸗ 
bildung genoſſen — aber dieſer unbekannte junge Bauarbeiter ſollte der 
Baumeiſter eines neuen Deutſchlands werden. 

Adolf Hitler ſagt, beiſpielgebend für jeden deutſchen Jungen, von dieſer 
harten und ſchweren Jugendzeit: „In dieſer Zeit bildete ſich mir ein Welt⸗ 
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bild und eine Weltanſchauung, die zum granitenen Fundament meines 
derzeitigen Handelns wurden. Ich habe zu dem, was ich mir ſo einſt ſchuf, 
nur weniges hinzulernen müſſen, zu ändern brauchte ich nichts. 

Im Gegenteil. 

Ich glaube heute feſt daran, daß im allgemeinen ſämtliche ſchöpferiſchen 
Gedanken ſchon in der Jugend grundſätzlich erſcheinen, ſoferne ſolche über⸗ 
haupt vorhanden ſind. Ich unterſcheide zwiſchen der Weisheit des Alters, 
die nur in einer größeren Gründlichkeit und Vorſicht als Ergebnis der 
Erfahrungen eines langen Lebens gelten kann, und der Genialität der 
Jugend, die in unerſchöpflicher Fruchtbarkeit Gedanken und Ideen aus⸗ 
ſchüttet, ohne ſie zunächſt auch nur verarbeiten zu können, infolge der 
Fülle ihrer Zahl. Sie liefert die Bauſtoffe und Zukunftspläne, aus denen 
das weiſere Alter die Steine nimmt, behaut und den Bau aufführt, ſo⸗ 
weit nicht die ſogenannte Weisheit des Alters die Genialität der Jugend 
erſtickt hat.“ 

Hier in Wien erlebt Adolf Hitler auch ſeinen Zuſammenſtoß mit dem 
Marxismus und mit dem ſozialen Problem ſeiner Zeit, das auch heute 
noch nicht völlig beſeitigt iſt. Er kam her aus dem kleinbürgerlichen Daſein 
der Beamtenſchaft und geriet in das ungelernte Arbeiter, proletariat“. 
Die Unſicherheit des täglichen Brotverdienſtes, die Roheit des Umganges, 
die jammervollen Wohnungsverhältniſſe, die Gedankenloſigkeit der oberen 
Schicht, die alle dieſe Dinge unbekümmert treiben ließ, brachten ihn aufs 
äußerſte auf. Er hat aus dieſem Unglück des Hinabgeſtoßenwerdens be⸗ 
wußt gelernt — nur ſo konnte der deutſche Arbeiterführer Adolf Hitler 
werden. Er faßt das Ergebnis dieſer unendlich harten Lehrzeit zuſammen: 
„Wie bin ich heute dankbar jener Vorſehung, die mich in dieſe Schule 
gehen hieß. In ihr konnte ich nicht mehr ſabotieren, was mir nicht gefiel. 
Sie hat mich ſchnell und gründlich erzogen. 

Wollte ich nicht verzweifeln an den Menſchen meiner Umgebung von 
damals, mußte ich unterſcheiden lernen zwiſchen ihrem äußeren Weſen 
und Leben und den Gründen ihrer Entwicklung. Nur dann ließ ſich dies 
alles ertragen, ohne verzagen zu müſſen. Dann wuchſen aus all dem Un⸗ 
glück und Jammer, aus Unrat und äußerer Verkommenheit nicht mehr 
Menſchen heraus, ſondern traurige Ergebniſſe trauriger Geſetze; wobei 
mich die Schwere des eigenen, doch nicht leichteren Lebenskampfes davor 
bewahrte, nun etwa in jämmerlicher Sentimentalität vor den ver⸗ 
kommenen Schlußprodukten dieſes Entwicklungsprozeſſes zu kapitulieren. 

Nein, ſo ſoll dies nicht verſtanden werden. 

Schon damals erſah ich, daß hier nur ein doppelter Weg zum Ziele einer 
Beſſerung dieſer Zuſtände führen könne: 
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Tiefſtes ſoziales Verantwortungsgefühl zur Herſtellung beſſerer Grund- 
lagen unſerer Entwicklung, gepaart mit brutaler D in der 
Niederbrechung unverbeſſerlicher Auswüchslinge.“ 

In dieſer ſozialen Not hatte ſich die Sozialdemokratie ihre eigentliche 
Gefolgſchaft unter den Arbeitern geſchaffen. Dem Arbeiter, der um ſeinen 
Aufſtieg kämpfte, gab ſie ein Weltbild, an deſſen Ende die völlige Auf- 
löſung des Volkes ſtehen mußte. Bewußt zerſchnitten die Führer der 
Sozialdemokratie dem Arbeiter alle Bande zum Vaterland. Immer aufs 
neue lehrten fie ihn, das Vaterland ſei nur ein Inſtrument der Bour- 
geoiſie zur Ausbeutung der Arbeiterſchaft, das Geſetz nur ein Mittel zur 
Niederhaltung des Arbeiters, die Religion nur ein Mittel zur Ver⸗ 
dummung und Gott nur die liſtige Übertragung der irdiſchen Herrſcher der 
Beſitzenden über den Nichtbeſitzenden an den Himmel. Nicht dieſes oder 
jenes Geſetz, dieſen oder jenen ſozialen Mißſtand nahm die Sozial⸗ 
demokratie zum Ziel ihrer Angriffe, ſondern jede Ordnung, jedes ſeeliſche 
Band, das den Menſchen mit höheren Dingen verbinden konnte. Den 
ſchon wirtſchaftlich völlig wurzelloſen Arbeiter machte ſie nun auch geiſtig 
und ſeeliſch wurzellos, zog ihm alle Grundlagen des Volkstums weg und 
gab ihm dafür — den Traum einer Internationale! Die Zuſammen⸗ 
arbeit aller Proletarier der Welt zum Sturz des Kapitalismus ſtellte 
ſie ihm als Aufgabe, die ſich aber aus der wirtſchaftlichen Entwicklung 
heraus beinahe zwangsläufig verwirklichen würde. „Das Proletariat hat 
keine Ideale zu verwirklichen,“ lehrte Karl Marx. So wie der konſe⸗ 
quente Marxiſt die ganze Weltgeſchichte nur als einen materiellen Kampf 
der Klaſſen gegeneinander anſah, ſo lehrte er auch den Arbeiter, alles 
Seeliſche, alle geiſtigen Dinge nur als Widerſchein der wirtſchaftlichen 
Machtverhältniſſe anzuſehen. Nicht dieſes oder jenes Geſetz, ſondern das 
Geſetz ſelber ſtellte die Sozialdemokratie ihren Anhängern als Ausfluß 
der wirtſchaftlichen Macht dar, nicht dieſe oder jene Religion, ſondern Gott 
ſelber, die Quelle des Daſeins, lehrte ſie ihn zu bekämpfen und abzu⸗ 
lehnen. 

Dazu trieb die beſitzende Schicht in ihrer Habgier und völligen 
Verſtändnisloſigkeit immer neue Maſſen in die ſozialdemokratiſchen 
Reihen hinein, gerade den Arbeiter, der Ehre im Leib hatte, der ſich gegen 
die offene Mißachtung ſeines Standes empörte, machte ſie zuerſt zum 
Sozialdemokraten, weil ſie ihn durch ihr Gehaben tiefer verletzte, als den 
Gleichgültigen und Trägen, der mit jeder Behandlung zufrieden war, 
wenn er nur zu leben hatte. Niemand hat ſchärfer als Adolf Hitler dieſe 
auch heute noch nicht völlig ausgeſtorbene Geiſteshaltung verurteilt: „Da 
nun das Bürgertum unzählige Male in der ungeſchickteſten, aber auch un⸗ 
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moraliſchſten Weiſe gegen ſelbſt allgemein menschliche Forderungen Front 
machte, ja oft ohne Nutzen aus ſolcher Haltung zu erlangen oder gar über⸗ 
haupt erwarten zu dürfen, wurde ſelbſt der anſtändigſte Arbeiter aus der 
gewerkſchaftlichen Organiſation in die politiſche Tätigkeit hineingetrieben.“ 
Dieſe politiſche Tätigkeit war die ſozialdemokratiſche, marxiſtiſche! 

Mit Schrecken ſah Adolf Hitler, mit welcher furchtbaren Brutalität dieſe 
verbitterten Arbeitermaſſen jeden einzelnen Arbeiter hineinzwangen in 
ihre Reihen, in jedem, der ſich ihnen nicht anſchloß, einen „Klaſſenver⸗ 
räter“ ſahen. Von ganzem Herzen unterſchrieb er den Kampf des Ar- 
beiters um ſozialen Aufſtieg — aber was hatte das alles eigentlich mit 
dem Kampf der Sozialdemokratie gegen Volkstum und Vaterland, gegen 
Gott und alle menſchliche Ordnung zu tun? Wie konnte der ſo hundertmal 
berechtigte Aufſtiegswille des Arbeitsmannes belaſtet werden mit rein 
verbrecheriſchen Ideen? Wie kamen die ſozialdemokratiſchen Zeitungen 
dazu, geradezu alles, was deutſch war, dem Arbeiter auszureden und aus⸗ 
zutreiben, es ihm verächtlich und minderwertig zu machen, ihn von ſeinem 
Volke künſtlich loszulöſen? Adolf Hitler weigerte ſich, in die marxiſtiſche 
Organiſation einzutreten. Er wurde einmal ſogar von ſeinen Kollegen 
vom Bau vertrieben, weil er nicht in die Gewerkſchaft hineingehen wollte. 
Er, der bereits als Junge den Kampf des deutſchen Volkstums mit⸗ 
gekämpft hatte, ſah hier mit Grauen, wie durch eine geradezu teufliſche 
Lehre dem Volkstum die Wurzel abgeſchnitten, wie die ganze Arbeiter⸗ 
ſchaft ihm entfremdet wurde. 

Er fragte ſich, wie das möglich ſei — und ſtieß auf die Führer. Er 
ſtellt dies ſelbſt folgendermaßen dar, indem er ſich das Verhalten der 
ſozialdemokratiſchen Arbeiter klarzumachen verſuchte: „Alles vermochte 
ich dabei noch zu begreifen: daß ſie mit ihrem Loſe unzufrieden 
waren, das Schickſal verdammten, welches ſie oft ſo herbe ſchlug; die 
Unternehmer haßten, die ihnen als herzloſe Zwangsvollſtrecker dieſes 
Schicksals erſchienen; auf die Behörden ſchimpften, die in ihren Augen 
kein Gefühl für die Lage beſaßen; daß ſie gegen Lebensmittelpreiſe 
demonſtrierten und für ihre Forderungen auf die Straße zogen, alles 
dies konnte man ohne Rückſicht auf Vernunft mindeſtens noch verſtehen. 
Was aber unverſtändlich bleiben mußte, war der grenzenloſe Haß, 
mit dem ſie ihr eigenes Volkstum belegten, die Größe desſelben 
ſchmähten, ſeine Geſchichte verunreinigten und große Männer in die 
Goſſe zogen. 

Dieſer Kampf gegen die eigene Art, das eigene Neſt, die eigene Heimat 
war ebenſo ſinnlos wie unbegreiflich. Das war unnatürlich.“ 

Hier ſtand der geſunde, volkhafte Nationalismus Adolf Hitlers auf gegen 
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das Gift der marxiſtiſchen Lehre. Als er die Führer ſah, wurde ihm klar, 
woher dieſe Zerſtörung kam. Es waren Juden! Adolf Hitler erkannte: 
„Daß die ſozialdemokratiſche Preſſe überwiegend von Juden geleitet 
war, lernte ich allmählich kennen; allein, ich ſchrieb dieſem Umſtand 
keine beſondere Bedeutung zu, lagen doch die Verhältniſſe bei den 
anderen Zeitungen genau ſo. Nur eines war vielleicht auffallend: es 
gab nicht ein Blatt, bei dem ſich Juden befanden, das als wirklich national 
angeſprochen hätte werden können, ſo wie dies in der Linie meiner Er⸗ 
ziehung und Auffaſſung gelegen war. 

Da ich mich nun überwand und dieſe Art von marxiſtiſchen Preſſe⸗ 
erzeugniſſen zu leſen verſuchte, die Abneigung aber in eben dieſem Maße 
ins Unendliche wuchs, ſuchte ich nun auch die Fabrikanten dieſer zu⸗ 
ſammengefaßten Schurkereien näher kennenzulernen. 

Es waren, vom Herausgeber angefangen, lauter Juden. 

Ich nahm die mir irgendwie erreichbaren ſozialdemokratiſchen Bro⸗ 
ſchüren und ſuchte die Namen ihrer Verfaſſer: Juden. Ich merkte mir 
die Namen faſt aller Führer; es waren zum weitaus größten Teil eben⸗ 
falls Angehörige des ‚auserwählten Volkes“, mochte es ſich dabei um die 
Vertreter im Reichsrat handeln oder um die Sekretäre der Gewerk⸗ 
ſchaften, die Vorſitzenden der Organiſationen oder die Agitatoren der 
Straße. Es ergab ſich immer das gleiche unheimliche Bild. Die Namen 
der Auſterlitz, David, Adler, Ellenbogen uſw. werden mir ewig in 
Erinnerung bleiben. 

Das eine war mir nun klar geworden: die Partei, mit deren kleinen 
Vertretern ich ſeit Monaten den heftigſten Kampf auszufechten hatte, 
lag in ihrer Führung faſt ausſchließlich in den Händen eines fremden 
Volkes.“ 

Damit wird Adolf Hitler zum Judengegner. Er erkennt, wie raffiniert 
ein fremdes Volk ſich im deutſchen Volke eingeniſtet hatte, wie ſeine mar⸗ 
xiſtiſche Weltanſchauung den Arbeiter dem eigenen Volke entfremdete, 
um darüber eine jüdiſche Macht ungeheuren Ausmaßes aufzurichten. 
Adolf Hitler ſtellt feſt, daß die Juden, von den Fürſten hochgezogen, als 
Hofjuden ſtets von dem geſunden Volke abgelehnt worden ſind, daß ihr 
Aufſtieg zuſammenfällt mit dem Abſtieg der ſchaffenden Schichten, daß ſie 
einſt das Bürgertum als Sturmbock gegen die feudale Welt verwandt 
haben, um dann an der Spitze der Arbeiterſchaft dieſes ſelbe Bürgertum 
niederzubrechen und im offenen Bolſchewismus eine jüdiſche Blutherr⸗ 
ſchaft zu errichten. 

Ihm geht die Raſſenfrage als „Schlüffel zur Weltgeſchichte“ auf: der 
Kampf der paraſitären jüdiſchen Gruppe gegen die nordiſche Lichtträger⸗ 
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raſſe wird ihm zur Grundmelodie des politiſchen Geſchehens überhaupt. 
War bis dahin alle Judengegnerſchaft im Bürgertum ſteckengeblieben, 
hatte ſie darum ſtets den Anſtrich reaktionärer Geſinnung gehabt, ſo erfaßt 
Adolf Hitler, der Bauarbeiter, als Erſter die Aufgabe des Arbeiters zum 
Kampf um die Nation gegen das Judentum, die Notwendigkeit, den 
jüdiſchen Einfluß im Volke reſtlos geiſtig wie äußerlich auszuſchalten. Er 
ſelber ſchreibt: „Ich war vom ſchwächlichen Weltbürger zum fanatiſchen 
Antiſemiten geworden, ſo glaube ich heute im Sinne des allmächtigen 
Schöpfers zu handeln: indem ich mich des Juden erwehre, kämpfe ich für 
das Werk des Herrn.“ 

Vom geſchichtlichen Standpunkt ſind dieſe Erkenntniſſe Adolf Hitlers 
unbeſtreitbar: der Marxismus als Schöpfung des Juden Karl Marx und 
verbreitet durch marxiſtiſche Juden iſt unzweifelhaft ein jüdiſcher Fremd⸗ 
körper im deutſchen Geiſt geweſen; aber auch der Kapitalismus geht in 
ſeiner Grundlage, der Möglichkeit des arbeits⸗ und müheloſen Ein⸗ 
kommens, direkt zurück auf das Zinsmonopol der mittelalterlichen Juden, 
denen allein das Nehmen von Zins im frühen Mittelalter geſtattet war 
und die auf dieſer Grundlage eine Wirtſchaftsform des Profits ohne 
Rückſicht auf die geleiſtete Arbeit ſchaffen konnten. Während jede ſonſtige 
Beteiligung mit Arbeit oder Geld an einer werteſchaffenden Unter⸗ 
nehmung von dem Ertrag dieſer Unternehmung bedingt it — wer einem, 
Schiffsreeder etwa als Geſellſchafter Geld zur Verfügung ſtellt, bekommt 
nur ſoviel Gewinn, wie nach vollendeter Fahrt auf ſeinen Anteil entfällt, 
wer mit einem anderen zuſammen einen Handwerksbetrieb eröffnet, be⸗ 
kommt nur ſoviel, wie dem Anteil ſeiner Arbeit und dem Ertrag des 
Betriebes entſpricht — gibt der Zins ein Recht auf Gewinn ohne Rückſicht 
auf den Ertrag der Arbeit — der Bauer muß ſeine Hypothekenzinſen 
bezahlen, ohne Rückſicht darauf, ob und wieviel der Hof bringt. Bringt 
er nichts, ſo fordert trotzdem der Zinsgläubiger denſelben Zins, denn er iſt 
an dem wirtſchaftlichen Ertrag ſeines Schuldners rechtlich nicht gebunden. 
Zahlt der Bauer nicht, ſo wird er einfach ſeines Hofes durch Verſteigerung 
beraubt. Der Profit als Inhalt der Wirtſchaft iſt die Grundlage der 
kapitaliſtiſchen Lebensordnung — er iſt zum erſtenmal vom Juden aus- 
geprägt. 

Dieſe erbarmungsloſe Wirtſchaftsordnung, die volkszerreißendſte und 
volkszerſetzendſte, der geſamten Geſchichte, die zugleich den Arbeiter 
auch noch in den Marxismus hineintrieb, iſt zugleich aufs engſte ent⸗ 
ſtehungsgemäß verbunden mit dem Verbrechertum in ſeiner modernen 
und organiſierten Form. Dieſelben Juden des Mittelalters, die im Zins⸗ 
privileg den modernen Kapitalismus gebaren, erkauften bereits im Ver⸗ 
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laufe des 11. Jahrhunderts von den deutſchen Kaiſern, Königen und 
Fürſten das Privileg, daß ſie bei ihnen gefundene Diebsware nur gegen 
Bezahlung des von ihnen angegebenen Preiſes herauszugeben brauchten. 
Damit wurden ſie zu den geſchätzteſten Abnehmern aller geſtohlenen und 
geraubten Waren — der gleiche Jude, der vorn in feinem Laden als erſter 
Geldkapitaliſt an die kleinen Leute auf Zins auslieh, kaufte hinten im 
Dunkel der Ghettoſtube geſtohlene Waren, die ihm auf Grund ſeines 
Privilegs niemand wegnehmen durfte. Hier liegt der Grund für die Über- 
flutung der Verbrecherſprache mit hebräiſchen Ausdrücken, hier der alte 
Bund zwiſchen Judentum und Verbrechertum, wie er im Bolſchewismus 
ſich deutlich zeigt, hier aber auch der Grund für die verbrecheriſche Moral 
oder Unmoral der beſitzenden Schicht der nichtjüdiſchen Völker, die den 
Grundſatz des jüdiſchgeborenen Kapitalismus, daß das „Geſchäft über 
Leichen geht“, zu ihrer Weltanſchauung erhoben. 


Aufs Tiefſte von dieſem fremden und zerſtörenden Geiſte zerſetzt, der 
Bürger ahnungslos und wohlgefällig die Formen ausübend, die der 
Wucherjude des frühen Mittelalters entwickelt hatte, der Arbeiter dadurch 
im Marxismus an die Seite des Verbrechertums und unter die Führung 
von Juden zur Zerſtörung ſeines eigenen Volkes geführt — ſo ſah Adolf 
Hitler als junger Menſch mit Grauen, während breit und behaglich die 
Friedenszeit vor dem Weltkrieg ſolche Dinge nicht ſehen wollte, das 
Geſicht ſeines Volkes. 

Hier ſpürte er in ſich die Aufgabe wachſen, einmal dieſem Volk einen 
Ausweg aus ſeiner Not zu zeigen. Noch ſah er nicht, wie dieſer Weg ein⸗ 
mal fein ſollte. Wien ertrug er nicht länger; die Raſſenmiſchung, der vor⸗ 
herrſchende jüdiſche Einfluß, der ihm verhaßte undeutſche Habsburgſtaat 
ſtießen ihn ab. Er wandte ſich 1912 nach München und arbeitete dort als 
Maler und Zeichner. Deutſchland, das Reich, war all die Zeit hindurch 
ſeine große Sehnſucht geweſen. Er teilte dieſe Sehnſucht mit einem ganz 
großen Teil der deutſch⸗öſterreichiſchen Jugend, die gleich ihm ſchon da⸗ 
mals von der einſtigen Heimkehr in das deutſche Vaterland durch Ver⸗ 
einigung des deutſchen Siedlungsbodens in Oſterreich mit dem Deutſchen 
Reich träumte. Jener alte Ruf der Sehnſucht, mit dem das Deutſchtum 
Oſterreichs ſich gegen den Vorwurf des „Schielens nach dem Reich“ ver- 
teidigte, war auch in ihm lebendig: 


„Wir ſchielen nicht, wir ſchauen, 
wir ſchauen unverwandt, 

wir ſchauen voll Vertrauen 

ins deutſche Vaterland!“ 
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Adolf Hitler traf Deutſchland anders, als ſein Bild der Sehnſucht es 
ihm von Oſterreich aus hatte erſcheinen laſſen. Das Werk Bismarcks war 
bereits in ſchwerer innerer und äußerer Gefahr. Auch in Deutſchland 
wühlte der Marxismus, auch in Deutſchland ſtöhnten die Maſſen unter 
einer Wirtſchaftsform, die zwar einer breiten Schicht Wohlhabenheit gab, 
die aber die großen Maſſen des Volkes durch ihre Kälte und Herzloſigkeit 
erbitterte; auch in Deutſchland war der Jude Führer der marxiſtiſchen 
Arbeiter und ſeine „Geſchäftsgewandtheit“ Vorbild eines großen Teiles 
des Bürgertums. 

Dazu war die Schlichtheit aus der Zeit des alten Kaiſers und Bis- 
marcks verſchwunden; es war eine laute und lärmige Zeit geworden, 
innerlich unſicher und mit den häßlichen Eigenſchaften von Menſchen, die 
raſch reich geworden ſind — alle tieferen Denker Deutſchlands ſtanden bei⸗ 
ſeite, und die Jugend verſuchte bereits in der Jugendbewegung der töten⸗ 
den Enge ihrer bürgerlichen Umgebung zu entfliehen, während die 
Arbeiterjugend noch völlig in der Hand der marxiſtiſchen Verbildung lag. 
Quer durch das Volk ging die Klaſſentrennung, ſie begann mit der Auf⸗ 
ſchrift an den Türen: „Nur für Herrſchaften“, ſie äußerte ſich auf den 
Schulen, ſie ſetzte ſich beim Militär fort in der Bevorzugung der „Gebil- 
deten“, die nur ein Jahr zu dienen brauchten, ſie ging durch das ganze 
Leben hindurch bis hinein in die Form der Anrede — ſie trennte nach den 
äußerlichſten Grundſätzen Volk von Volk. 

Außenpolitiſch aber war es einſam um Deutſchland geworden; Bis 
marcks Schöpfung des Deutſchen Reiches hatte auf einen Schlag das 
deutſche Volk zur entſcheidenden Großmacht Europas geformt; in kluger 
Weiſe hatte Bismarck dieſe errungene Stellung ausgebaut. Sein Drei⸗ 
bund mit Oſterreich-Ungarn und Italien, fein Rückverſicherungsvertrag 
mit Rußland, die von ihm ſtets gepflegten freundlichen Beziehungen zu 
England — alles dies ſollte die gewonnene Machtſtellung ſichern. Bis⸗ 
marcks Nachfolger verſtanden die Grundlagen ſeiner Politik nicht mehr; 
was dem großen Kanzler ein praktiſches Mittel zur machtpolitiſchen 
Sicherheit Deutſchlands geweſen war, wie das Bündnis mit Ofterreich- 
Ungarn, faßten ſie als ein Evangelium auf und klammerten ſich an dieſes 
Bündnis, obwohl nicht nur das Deutſchtum Oſterreichs mit jedem Jahr 
ſtärker zurückgedrängt, ſondern auch der Habsburger Staat unter Miß⸗ 
brauch dieſer deutſchen Hilfloſigkeit Deutſchland immer mehr diplomatiſch 
in ſein Schlepptau nahm. Der Rückverſicherungsvertrag mit Rußland 
aber, Bismarcks genialſte Schöpfung in ſeinem Bündnisſyſtem, wurde 
von ſeinem Nachfolger Caprivi fallen gelaſſen; damit wurde eine jahr⸗ 
hundertealte, richtige deutſche Tradition, ſich niemals ohne Grund in 
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einen Gegenſatz zu dem ſtärkſten ſlawiſchen Staate operieren zu laſſen, 
niemals die ungeſchützte Oſtgrenze gar einem ruſſiſchen Druck zu öffnen, 
niemals die deutſch⸗ruſſiſche Gemeinſamkeit gegen Polen aufzugeben, 
verantwortungslos verlaſſen. Man tauſchte nicht einmal dafür die eng⸗ 
liſche Freundſchaft ein — ſo kam das deutſche Staatsſchiff, an deſſen 
Steuer Phantaſten, Intriganten und Schwätzer herumhantierten, über⸗ 
haupt nicht mehr aus dem Schlingern heraus. Deutſchland, das dauernd 
ſeine Friedlichkeit betonte, das nichts anderes wollte als ſeinen Außen⸗ 
handel auszubauen, das dieſem ſogar ſeine Landwirtſchaft weitgehend 
opferte, das nichts als „freie Hand“ in der Welt für friedlichen Verkehr 
und Freundſchaft mit aller Welt wünſchte, bekam ſo jedermanns Hand 
gegen ſich und die Feindſchaft aller, weil ſeine ziel- und planloſe Politik 
von niemand verſtanden wurde. Es ſtörte England auf der See, Rußland 
in der Türkei, Frankreich durch ſeine bloße Exiſtenz — und bekam es 
fertig, auf dieſe Weiſe ſelbſt die erbittertſten Gegner gegen ſich zu einigen, 
ohne es ſelbſt zu ahnen. Von der engliſch⸗japaniſchen Allianz (30. Januar 
1902), über die engliſch⸗franzöſiſche Entente (8. April 1904), über die 
früher unmöglich ſcheinende engliſch⸗ruſſiſche Verſtändigung (31. Auguſt 
1907) bis zum Weltkrieg geht eine klare Linie deutſcher diplomatiſcher 
Niederlagen und überlegter Einkreiſung Deutſchlands. 

Adolf Hitler ſah deutlich und fühlte, wohin der Weg gehen mußte — 
dem Bündnis mit dem Habsburger Staat ſtand er innerlich ebenſo miß⸗ 
trauiſch gegenüber wie der Dauerhaftigkeit eines Bündniſſes zwiſchen 
Oſterreich und Italien. 

Adolf Hitler ſchrieb: „Was aber beſaß dieſes Bündnis für einen Wert, 
wenn erſt das Deutſchtum der Habsburger Monarchie ausgerottet worden 
wäre? War nicht der Wert des Dreibundes für Deutſchland geradezu 
abhängig von der Erhaltung der deutſchen Vormachtſtellung in Oſterreich? 
Oder glaubte man wirklich, auch mit einem ſlawiſchen Habsburgerreich 
noch in einem Bündnis leben zu können? 

Die Einſtellung der offiziellen deutſchen Diplomatie ſowie auch die der 
ganzen öffentlichen Meinung zum inneröſterreichiſchen Nationalitäten⸗ 
problem war ſchon nicht mehr dumm, ſondern einfach irrſinnig! Man 
baute auf ein Bündnis, ſtellte die Zukunft und Sicherheit eines Siebzig⸗ 
Millionen⸗Volkes darauf ein — und ſah zu, wie die einzige Grundlage für 
dieſen Bund beim Partner von Jahr zu Jahr planmäßig und unbeirrt 
ſicher zerſtört wurde. Eines Tages mußte dann ein ‚Vertrag‘ mit der 
Wiener Diplomatie übrigbleiben, die Bundeshilfe eines Reiches aber 
verloren ſein. 

Bei Italien war dies ohnehin von Anfang an der Fall.“ 


18 


Die Gefahr des Marxismus in Deutſchland erkannte Hitler wie kein 
anderer. Er ſagt von ſich ſelbſt: „Wenn mir aber früher in Wien vor 
allem Deutſchland als ein unerſchütterlicher Koloß erſchienen war, ſo 
begannen nun doch manchmal bange Bedenken bei mir einzutreten. Ich 
haderte im ſtillen und in den kleinen Kreiſen meiner Bekannten mit der 
deutſchen Außenpolitik ebenſo wie mit der, wie mir ſchien, unglaublich 
leichtfertigen Art, in der man das wichtig. roblem, das es überhaupt 
für Deutſchland damals gab, den M>:;,;:smus, behandelte. Ich konnte 
wirklich nicht begreifen, wie man nur ſo blind einer Gefahr entgegenzu⸗ 
taumeln vermochte, deren Auswirkungen der eigenen Abſicht des Mar⸗ 
xismus entſprechend einſt ungeheuerliche ſein mußten. Ich habe ſchon da⸗ 
mals in meiner Umgebung genau ſo wie heute im großen, vor dem Be⸗ 
ruhigungsſpruch aller feigen Jämmerlinge ‚Uns kann nichts geſchehen!“ 
gewarnt. Eine ähnliche Geſinnungs⸗Peſtilenz hatte ſchon einſt ein Rieſen⸗ 
reich zerſtört. Sollte Deutſchland allein nicht genau den gleichen Geſetzen 
unterworfen ſein wie alle anderen menſchlichen Gemeinſchaften? 

In den Jahren 1913 und 1914 habe ich denn auch zum erſten Male in 
verſchiedenen Kreiſen, die heute zum Teil treu zur nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung ſtehen, die Überzeugung ausgeſprochen, daß die Frage der 
Zukunft der deutſchen Nation die Frage der Vernichtung des Marxismus 
iſt 

Der innere Niedergang des deutſchen Volkes hatte damals ſchon längſt 
begonnen, ohne daß die Menſchen, wie ſo oft im Leben, ſich über den Ver⸗ 
nichter ihres Daſeins klargeworden wären. Manchmal dokterte man wohl 
auch an der Krankheit herum, verwechſelte jedoch dann die Formen der 
Erſcheinung mit dem Erreger. Da man dieſen nicht kannte oder erkennen 
wollte, beſaß aber auch der Kampf gegen den Marxismus nur den Wert 
einer kurpfuſcheriſchen Salbaderei.“ 


Zweites Kapitel 


Frontſoldat Adolf Hitler 


Als der Weltkrieg ausbrach, meldete ſich Adolf Hitler ſofort zum Heer. 
Im öſterreichiſchen Heere wollte er nicht dienen, war dort auch nicht 
dienſtpflichtig, da er niemals einberufen worden war (Oſterreich berief 
ſeine Jahrgänge nie voll ein), darum wählte er das deutſche Heer. Er 
fühlte als Deutſcher in dem gewaltigen Weltkonflikt. „Für mich ſtritt nicht 
Oſterreich um irgendeine ſerbiſche Genugtuung, ſondern Deutſchland um 
ſeinen Beſtand, die deutſche Nation um Freiheit und Zukunft.“ „Ich 
wollte nicht für den habsburgiſchen Staat fechten, war aber bereit, für 
mein Volk und das dieſes verkörpernde Reich jederzeit zu ſterben.“ Adolf 
Hitler wandte ſich in einem Geſuch an den König von Bayern, in einem 
bayeriſchen Regiment den Feldzug mitzumachen. Dieſes Geſuch bekam er 
bereits am Tage darauf bewilligt zurück. „Als ich mit zitternden Händen 
das Schreiben geöffnet hatte und die Genehmigung meiner Bitte mit der 
Aufforderung las, mich bei einem bayeriſchen Regiment zu melden, kannte 
Jubel und Dankbarkeit keine Grenze.“ 

Adolf Hitler hat den Krieg an der Front in vorderſter Linie durchgemacht. 


7. Ou. 1010 In den erſten Kriegswochen rückte er ins Feld, bekam bereits am 2. Dez. 


Adolf Hitler 
zum erſtenmal 
verwundet 


1914 das Eiſerne Kreuz II. Kl., ſpäter am 4. Auguſt 1918 das Eiſerne Kreuz 
I. Kl. Er war Meldegänger. Hindurch durch die Feuerwand, durch den 
Granathagel, über die Trichterfelder hinweg vom Befehlsſtab — eine der 
gefährlichſten Aufgaben, die dem Frontſoldaten geſtellt werden können. 
Wenn alle anderen in Deckung liegen, fo gut fie können, fo iſt der Melde⸗ 
gänger ungedeckt, nur ſein Geſchick, nur ſeine ungeheure Gewandtheit, 
nur ſeine Fähigkeit, das herankommende Geſchoß beinahe zu ahnen, nur 
dieſe Begabung, die nur langer Frontdienſt ihm geben kann, befähigen 
den Meldegänger zu ſeiner ſchweren Aufgabe. Er, der dort über das Feld 
kriecht, läuft, ſpringt, um die Befehle nach vorne zu tragen, wenn lange 
alle Telefone von den Stahlgewittern zerhämmert ſind, wenn keine 
menſchliche Stimme mehr das gellende Gebrüll der Materialſchlacht durch⸗ 
dringen kann, der einſame Soldat, der den Befehl zum Angriff über⸗ 
bringt — das iſt der Meldegänger. Das war Adolf Hitler. 

Zum erſtenmal im Lazarett erlebte Adolf Hitler verwundet den Unter⸗ 
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ſchied zwiſchen dem Geiſt in der Heimat und dem Geiſt des Frontheeres. 
Er hat dem kämpfenden Heer das unſterblichſte Denkmal geſetzt in ſeinen 
Worten: 

„Mögen Jahrtauſende vergehen, ſo wird man nie von Heldentum reden 
und ſagen dürfen, ohne des deutſchen Heeres des Weltkrieges zu gedenken. 
Dann wird aus dem Schleier der Vergangenheit heraus die eiſerne Front 
des grauen Stahlhelms ſichtbar werden, nicht wankend und nicht weichend, 
ein Mahnmal der Unſterblichkeit. Solange aber Deutſche leben, werden 
ſie bedenken, daß dies einſt Söhne ihres Volkes waren.“ 

Das Bild in der Heimat war ein anderes. Je länger der Krieg dauerte, 
umſo mehr rächte es ſich, daß das deutſche Volk keine einheitliche Welt⸗ 
anſchauung hatte und daß man ihm auch keine einheitliche Weltanſchauung 
gab. Erſchütternd ſtellte Adolf Hitler feſt: „Die geſinnungsloſeſten Hetzer 
führten das große Wort und verſuchten mit allen Mitteln ihrer jammer- 
lichen Beredſamkeit, die Begriffe des anſtändigen Soldaten als lächerlich 
und die Charakterloſigkeit des Feiglings als vorbildlich hinzuſtellen. Ein 
paar elende Burſchen vor allem gaben den Ton an. Der eine davon rühmt 
ſich, die Hand ſelber durch das Drahtverhau gezogen zu haben, um ſo in 
das Lazarett zu kommen; er ſchien nun trotz dieſer lächerlichen Verletzung 
ſchon endloſe Zeit hier zu ſein, wie er denn ja überhaupt nur durch einen 
Schwindel in den Transport nach Deutſchland kam. Dieſer giftige Kerl 
aber brachte es ſchon ſo weit, die eigene Feigheit mit frecher Stirne als den 
Ausfluß höherer Tapferkeit als den Heldentod des ehrlichen Soldaten 
hinzuſtellen. Viele hörten ſchweigend zu, andere gingen, einige aber 
ſtimmten auch bei. Mir kroch der Ekel zum Halſe herauf, allein der Hetzer 
wurde ruhig in der Anſtalt geduldet.“ 

Noch ſchlimmer war das Bild in der Stadt. Die allgemeine Stimmung 
war ſchon damals ſchlecht. Dazu kam die unerhörte Verſchleuderung und 
Schieberei bei den Kriegsgeſellſchaften. Adolf Hitler kennzeichnet dieſe 
Entwicklung, die er als verwundeter Frontſoldat in der Heimat vorfand, 
treffend: „Die Drückebergerei galt ſchon faſt als Zeichen höherer Klugheit, 
das treue Ausharren aber als Merkmal innerer Schwäche und Borniert- 
heit. Die Kanzleien waren mit Juden beſetzt. Faſt jeder Schreiber ein 
Jude und jeder Jude ein Schreiber. Ich ſtaunte über dieſe Fülle von 
Kämpfern des auserwählten Volkes und konnte nicht anders, als ſie mit 
den ſpärlichen Vertretern an der Front zu vergleichen. 

Noch ſchlimmer lagen die Dinge bei der Wirtſchaft. Hier war das 
jüdiſche Volk tatſächlich unabkömmlich' geworden. Die Spinne begann, 
dem Volke langſam das Blut aus den Poren zu ſaugen. Auf dem Um⸗ 
wege über die Kriegsgeſellſchaften hatte man das Inſtrument gefunden, 
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um der nationalen und freien Wirtſchaft nach und nach den Garaus zu 


machen.“ 
Hitler graute. Vielleicht, wenn die Frontarmee raſch genug ſiegte, 
konnte der Zuſammenbruch noch vermieden werden ... Adolf Hitler 


meldete ſich, kaum ausgeheilt, wieder zur Front. 

In der Heimat wütete die Zerſetzung weiter. Sie war vorbereitet 
worden ſchon lange vor dem Kriege. Schon am 15. Januar 1911 hatte der 
Sozialdemokrat und Halbjude Liebknecht erklärt: „Wir werden im 
Kriegsfall alle Machtmittel anwenden, um der Reichsregierung in die 
Arme zu fallen“; ſchon auf dem Parteitag der Sozialdemokratie in Eſſen 
1907 hatte er gefagt: „Wir wollen dem Proletariat den Kaſernendrill ver- 
ekeln, wir freuen uns, wenn die Diſziplin innerhalb des Heeres nicht ſo 
gut iſt, wie innerhalb der Sozialdemokratie.“ 

Mit Schrecken hatten die jüdiſche Führung der Sozialdemokratie und 
ihre deutſchen Mitläufer erkannt, wie tapfer der deutſche Arbeiter ſich in 
den erſten Kriegstagen ſofort zur Fahne gemeldet hatte, wie er dem ganzen 
Marxismus entwachſen war. Sie fürchteten für ihre Macht und ihren 
Einfluß. Mit Zähigkeit vom Inland und Ausland aus arbeitete die Zer⸗ 
ſetzungspropaganda gegen das deutſche Heer. 

„Das Wort Vaterland, das ihr im Munde führt, hat für uns keinen 
Zauber; Vaterland in eurem Sinne iſt für uns ein überwundener 
Standpunkt, ein kulturfeindlicher Begriff,“ ſchrieb Liebknecht, und in 
einer Rede in Neukölln im Januar 1915 erklärte er: „Klaſſenkampf iſt die 
Loſung des Tages. Klaſſenkampf nicht erſt nach dem Kriege. Klaſſen⸗ 
kampf während des Krieges! Klaſſenkampf gegen den Krieg!“ und in 
einem Flugblatt 1915: „Im März dieſes Jahres ſchon konnte der Friede 
angebahnt werden — die Hand war von England angeboten worden — 
aber die Profitgier der deutſchen Imperialiſten wies ſie zurück — (eine 
bewußte Lüge, die aber unendlichen Schaden anrichtete !) —, der Haupt- 
feind ſteht im eigenen Land.“ — Ein ſozialdemokratiſches Flugblatt vom 
Juni 1916 behauptet: „Der deutſche Militarismus ſteckt nach all ſeinen 
Siegen in der Sackgaſſe. Wenn jetzt der Krieg fortdauert, ſo iſt es einzig 
und allein, weil die Volksmaſſen ſich die Infamie geduldig gefallen laſſen. 
. . . Entweder verharren die arbeitenden Maſſen in ſtumpfem Gleichmut, 
dann iſt die Folge langes Siechtum und elendes Verderben, oder das 
Proletariat rafft ſich auf, verweigert dieſer Regierung und dieſen herr⸗ 
ſchenden Klaſſen die Dienſte und erzwingt den Frieden.“ 

In bösartiger Weiſe wurde beſonders vom Ausland hetzeriſche Propa⸗ 
ganda nach Deutſchland hineingetragen. Der deutſche Pazifiſt Grelling 
z. B. verkaufte für eine Rieſenſumme ein landesverräteriſches Buch an 
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einen franzöſiſchen Verlag, in dem er alle „Beweiſe“ für Deutſchlands 
Schuld am Kriege in verlogener Verdrehung der Tatſachen zuſammen⸗ 
getragen hatte. 200000 Stück davon ließ die Entente mit ſchwarzrot⸗ 
goldenem Titelblatt über der deutſchen Front abwerfen. Die ſchwarz⸗ 
rotgoldenen Farben wurden von den Feinden und den Juden benutzt 1 
ihre Aufforderungen zum Landesverrat. 

Ein Flugblatt, das über der deutſchen Front abgeworfen wurde und 
die ſchwarzrotgoldenen Farben trug, lautete: „Republik bedeutet Frie⸗ 
den und Freiheit! An die Kameraden an der Weſtfront! Wir haben er⸗ 
reicht, daß folgender Befehl im franzöſiſchen Heer ausgegeben wurde: 
Wer ſich gefangengibt (einzeln oder in kleinen Gruppen) und das Loſungs⸗ 
wort Republik ausſpricht, wird nicht mehr als kriegsgefangener Feind 
behandelt. Wenn er will, kann er mit uns, mit gleichgeſinnten Lands⸗ 
leuten, an der Befreiung Deutſchlands arbeiten. Eure republikaniſchen 
Kameraden.“ 

Es iſt ſpäter auch offen zugegeben worden, daß die Sozialdemokratie 
den deutſchen Widerſtand von hinten erdolcht hat. Der unabhängige 
Sozialdemokrat Vater erklärte am 14. Dezember 1918 bereits vor dem 
Magdeburger Soldatenrat: „Uns iſt dieſe Revolution nicht überraſchend 
gekommen. Seit dem 25. Januar 1918 haben wir den Umſturz ſyſte⸗ 
matiſch vorbereitet. Die Partei hatte eingeſehen, daß die großen Streiks 
nicht zur Revolution führen, es mußten daher andere Wege beſchritten 
werden. Die Arbeit hat ſich gelohnt. Wir haben unſere Leute, die an die 
Front gingen, zur Fahnenflucht veranlaßt. Die Fahnenflüchtigen haben 
wir organiſiert, mit falſchen Papieren ausgeſtattet, mit Geld und unter⸗ 
ſchriftloſen Flugblättern verſehen. Wir haben dieſe Leute nach allen 
Himmelsrichtungen, hauptſächlich an die Front geſchickt, damit ſie die 
Frontſoldaten bearbeiten und die Front zermürben ſollten. Sie haben 
die Frontſoldaten beſtimmt, überzulaufen, und ſo hat ſich der Zerfall 
allmählich aber ſicher vollzogen.“ 

Dazu verſtärkte dieſe volkszerſtörende Agitation der ungeheuerliche 
Schwindel, der Wucher ſondergleichen, der in der Kriegswirtſchaft ein⸗ 
geriſſen war. Eine natürlich unbeachtet gebliebene Eingabe ſchildert dieſe 
Zuſtände wahrheitsgetreu: „Die innerwirtſchaftlichen Verhältniſſe ſtehen 
großenteils unter der Herrſchaft der Kriegswucherer. Die Maßnahmen 
der Reichsregierung hiergegen ſind zu ſpät und vielfach unzulänglich ge⸗ 
troffen worden und werden nicht mit dem nötigen Nachdruck durchgeführt. 
Höchſtpreiſe ſtehen zwar auf dem Papier, die Wucherer kehren ſich aber 
nicht daran. Es iſt immer das gleiche Treiben: Händlerringe laſſen die 
wichtigſten Nahrungs- und Bedarfsmittel vom Markte verſchwinden; die 
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Verbraucher werden unruhig und find in ihrer Angit bereit, jeden Preis 
zu zahlen. Hat diefer die von den Händlern gewünſchte Höhe erreicht, 
ſo kommen die Waren allmählich zum Vorſchein und finden trotz uner- 
hörteſter Preiſe reißenden Abſatz. Darüber, daß hierbei ein Teil der 
ſtädtiſchen Bevölkerung größter Bedrängnis entgegengeht, kann jene 
Erſcheinung nicht hinwegtäuſchen, daß Abend für Abend die vornehmen 
Gaſthäuſer überfüllt ſind und in den Theatern brillantengeſchmückte 
Frauen ſich breitmachen — aus jenen Kreiſen, denen das Kriegsgeſchäft 
große Gewinne zuführt. Es ſind die nämlichen Kreiſe, die von jeher den 
Auftakt zu dem raſenden Tanz um das goldene Kalb gegeben haben, bei 
dem alles Hohe, Schöne und Edle vernichtet wird, wie es die erſte Kriegs⸗ 
begeiſterung ſo wunderbar geweckt hatte.“ 

Hitlers Bemerkung, daß die Juden in allen Kanzleien ſaßen, iſt auch 
zahlenmäßig richtig geſehen. Nicht nur die kriegswirtſchaftlichen Orga⸗ 
niſationen waren reine Judenorganiſationen — auch ſonſt ſaßen die Juden 
überwiegend in den Büros. Die im Oktober 1916 vom Kriegsminiſterium 
angeordnete Statiſtik über die Juden im Heeresdienſt ergab folgende Tat⸗ 
ſache: An der Front befanden ſich von den im ganzen eingezogenen 
62 272 Juden mit der Waffe in der Hand nur 21 455, alſo gerade ein 
Drittel! 

Kriegsverwendungsfähig aber waren von den 34 757 Hinterfrontjuden 
17 596. Das heißt die Hälfte! 

Gefallen waren bis November 1916 von den Juden im Verhältnis 
65 Prozent weniger als Deutſche. 

Draußen blutete das Heer noch immer gegen erdrückende Übermacht. 
Innen zerfraßen der Hunger und die Hetze die Widerſtandskraft. So 
kam es, wie es nicht hätte zu kommen brauchen, wenn Deutſchland 
ſchon vor dem Kriege innerlich geſund, wenn es wirklich ganz deutſch 
geweſen wäre — das Reich brach nieder. 

Adolf Hitler wurde im Oktober 1918 — er trug inzwiſchen das Eiſerne 
Kreuz I. und II. Klaſſe und galt bei ſeinen Kameraden als das Vorbild 
eines treuen, tapferen und geraden Mannes — noch einmal ſchwer ver⸗ 
wundet. Er geriet in Gasbeſchuß, und auf einige Zeit erloſch die Sehkraft 
ſeiner Augen völlig. Er wurde in ſchrecklichen Schmerzen nach Deutſch⸗ 
land in das Lazarett zu Paſewalk transportiert. 

Unterdeſſen vollzog ſich der Niederbruch Deutſchlands. Am 26. Oktober 
wurde der Generalquartiermeiſter der Armee, Ludendorff, entlaſſen. Der 
Reichskanzler, Prinz Max von Baden, arbeitete auf das engſte mit den 
Parteien der Volksauflöſung und des Landesverrates zuſammen. Eine 
Matroſenrevolte griff von Kiel faſt widerſtandslos über das geſamte 
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Reich — am 9. November nachmittags 2 Uhr erklärte der Sozialdemokrat 2 
Scheidemann vom Reichstagsgebäude: 25 N 

„Das deutſche Volk hat auf der ganzen Linie geſiegt. Das alte Morſche 
iſt zuſammengebrochen. Der Militarismus iſt erledigt ...“ 

Das Gegenteil davon iſt richtig: mit dieſem Niederbruch Deutſchlands 
hatten ſeine Gegner auf der ganzen Linie geſiegt, nicht nur das alte 
Morſche im Staat, ſondern das geſamte deutſche Volk war zuſammen⸗ 
gebrochen und nicht „der Militarismus“ war erledigt, ſondern die deutſche 
Wehrmacht, und der Militarismus der anderen triumphierte. 

Deutſchland begann ſich aufzulöſen. Der Waffenſtillſtand zerſtörte faſt 
jede Widerſtandsmöglichkeit, die Oſtprovinzen gerieten in polniſche Hände. 
Die Republik wurde proklamiert, und neben der roten Fahne des Mar⸗ 
xismus ging die unſagbar ehrloſe ſchwarzrotgoldene Überläuferfahne 
über Deutſchland auf. Adolf Hitler ſtand vor dieſem Zuſammenbruch 
ſeines Volkes mit tiefer Empörung, aber auch mit dem heiligen Willen, 
nun ein Neues aufzubauen. In der Stunde im Lazarett zu Paſewalk, 
wo er erfuhr, daß Deutſchland von Juden und Judenknechten, von Hab- 
gierigen und von Verkommenen des eigenen Volkes gemeuchelt, von 
Irregeleiteten und Feigen im Stich gelaſſen war, in dieſer Stunde ſchwär⸗ 
zeſter Verzweiflung faßte er den Willen, dies alles einmal auszuſtreichen 
aus der Geſchichte und ein neues ſtärkeres Deutſchland zu bauen. Dieſe 
Stunde von Paſewalk iſt die innere Geburtsſtunde des Nationalſozialis⸗ 
mus. Dieſe Stunde, als ſie Deutſchland mordeten, hat Adolf Hitler den 
Volksverderbern niemals vergeben. Er ſagte ſelbſt: 

„Es war alſo alles umſonſt geweſen. Umſonſt all die Opfer und Ent⸗ 
behrungen, umſonſt der Hunger und Durſt von manchmal endloſen Mo⸗ 
naten, vergeblich die Stunden, in denen wir, von Todesangſt umkrallt, 
dennoch unſere Pflicht taten, und vergeblich der Tod von zwei Millionen 
die dabei ſtarben. Mußten ſich nicht die Gräber all der Hunderttauſende 
öffnen, die im Glauben an das Vaterland einſt hinausgezogen waren, 
um niemals wiederzukehren? Mußten ſie ſich nicht öffnen und die ſtum⸗ 
men, ſchlamm⸗ und blutbedeckten Helden als Rachegeiſter in die Heimat 
ſenden, die ſie um das höchſte Opfer, das auf dieſer Welt der Mann ſeinem 
Volke zu bringen vermag, ſo hohnvoll betrogen hatte? Waren ſie dafür 
geſtorben, die Soldaten des Auguſts und Septembers 1914, zogen dafür 
die Freiwilligen⸗Regimenter im Herbſte desſelben Jahres den alten Ka⸗ 
meraden nach? Sanken dafür dieſe Knaben von ſiebzehn Jahren in die 
flandriſche Erde? War dies der Sinn des Opfers, das die deutſche Mutter 
dem Vaterlande darbrachte, als ſie mit wehem Herzen die liebſten Jungen 
damals ziehen ließ, um ſie niemals wiederzuſehen? Geſchah dies alles 
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dafür, daß nun ein Haufen elender Verbrecher die Hand an das Vater⸗ 
land zu legen vermochte? 

Hatte alfo dafür der deutſche Soldat in Sonnenbrand und Schnee- 
ſturm hungernd, dürſtend und frierend, müde von ſchlafloſen Nächten 
und endloſen Märſchen ausgeharrt? Hatte er dafür in der Hölle des 
Trommelfeuers und im Fieber des Gaskampfes gelegen, ohne zu weichen, 
immer eingedenk der einzigen Pflicht, das Vaterland vor der Not des 
Feindes zu bewahren? 

Wahrlich, auch dieſe Helden verdienten einen Stein: 

„Wanderer, der du nach Deutſchland kommſt, meldet der Heimat, daß 
wir hier liegen, treu dem Vaterlande und gehorſam der Pflicht.“ 

Und die Heimat —?... 

Elende und verkommene Verbrecher! 

Je mehr ich mir in dieſer Stunde über das ungeheure Ereignis klarzu⸗ 
werden verſuchte, um ſo mehr brannte mir die Scham der Empörung und 
der Schande in der Stirn. Was war der ganze Schmerz der Augen gegen 
dieſen Jammer . 2 

Mit dem Juden gibt es kein Paktieren, ſondern nur das harte Ent⸗ 
weder — Oder. 

Ich aber beſchloß, Politiker zu werden.“ 
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Drittes Kapitel 


Von der Parteigründung bis zur Erhebung 
im November 1923 


Deutſchland trieb am Ende des Jahres 1918 der Auflöſung entgegen. 

In Berlin hatte am 23. Dezember die ſpartakiſtiſche Volksmarinediviſion 
geputſcht, ſchwere Kämpfe erſchütterten die Hauptſtadt. Im Oſten rangen 
fadendünne Linien eines mühſam unterhaltenen Selbſtſchutzes mit den 
vordrängenden polniſchen Truppen, waren ganze Kreiſe ſchutzlos, kämpfte 
das oſtmärkiſche Deutſchtum, im Stich gelaſſen, einen verzweifelten Kampf. 
Das Rheinland war bereits von der fremden Beſatzung überflutet — dieſe 
Stunde der großen deutſchen Not benutzte die Zentrumspartei, um am 
4. Dezember 1918 die Loslöſung des Rheinlandes von Preußen zu for⸗ 
dern. Das mußte naturnotwendig der erſte Schritt zur Unterſtellung des 
Rheinlandes unter Frankreich fein... 

Am 1. Januar 1919 fand ſich der radikalſte Flügel der Unabhängigen 1 1919 
Sozialdemokratie zur Gründung der Kommuniſtiſchen Partei Deutſch⸗ aerründet 
lands, Sektion der III. Internationale, zuſammen — unter der Führung 
der Juden Liebknecht, Radek und Roſa Luxemburg ſammelte ſich hier ver⸗ 
zweifelte deutſche Arbeiterſchaft und organiſiertes Verbrechertum unter 
den roten Fahnen. Vom 5.—12. Januar tobte der Spartakusaufſtand 
durch Berlin. 

Der Gefreite Adolf Hitler war Ende November 1918 aus dem Lazarett 
in Paſewalk nach München zurückgekehrt. Er fand das Erſatzbataillon 
ſeines Regiments in der Hand roter Soldatenräte und gänzlich verwildert 
— dort ekelte es ihn derartig an, daß er bis zum März 1919 ſich in das 
Lager Traunſtein begab, wo noch militäriſche Ordnung und Sauberkeit 
herrſchten. In dieſer ganzen Zeit ſuchte Adolf Hitler nach einer Einſatz⸗ 
möglichkeit, um dem grauenhaften Verfall Deutſchlands eine Geſundung 
entgegenſtellen zu können. 

Während er in Traunſtein war, wurde in München am 5. Januar age 
1919 die „Deutſche Arbeiterpartei“ unter dem Vorſitz des Schloſſers anden 
Anton Drexler gegründet. Die ganze Partei zählte höchſtens fünf 
Mitglieder. Sie war in Wahrheit nichts anderes als eine jener 
vielen Hunderte von Gruppen verzweifelnder Deutſcher, die in der 
wirren Zeit einen Ausweg ſuchten. — Indeſſen ging der Verfall 
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reißend weiter. Die Unruhen und Aufſtände nahmen zu. Am 10. 
Januar wurde die Räterepublik in Bremen ausgerufen, an der Ruhr 
brandete ein Bergarbeiterſtreik; als am 15. Januar Roſa Luxemburg und 
Liebknecht in Berlin getötet wurden — eine verzweifelte Notwehr der 
Freikorps gegen dieſe raffinierten Aufhetzer aller böſen Inſtinkte des deut⸗ 
ſchen Volkes, — brach ein grauenhafter Spartakiſtenauſſtand in Mittel- 
deutſchland aus, in Halle, im Mansfelder Seekreis raſte der Terror. Die 
Wahlen zur verfaſſunggebenden Nationalverſammlung ergaben trotzdem 
keine Mehrheit des Marxismus. 

Dieſe neugewählte Nationalverſammlung wird nun am 6. Februar nach 
Weimar einberufen. Am 25. Januar tritt unter dem Vorſitz des 
Juden Preuß eine Kommiſſion der Vertreter der deutſchen Länder 
zur Beratung einer neuen Verfaſſung zuſammen. Am 13. Februar 
wird unter Führung Scheidemanns ein Reichsminiſterium gebildet, 
der Jude Preuß übernimmt das Reichsinnenminiſterium, der Jude 
Landsberg das Reichsjuſtizminiſterium. Während am Rhein und im 
Oſten die brutale Gewalt der ſiegreichen Gegner das deutſche Volk 
niederzwingt, eröffnet Herr Scheidemann die Sitzung der National- 
verſammlung mit den Worten: „Die Zeiten der Gewaltherrſchaft 
find ein für allemal vorüber ... Der Vertreterausſchuß der deutſchen 
Staaten aber erklärt am 16. Februar ſich für die Einführung der 
ſchwarzrotgoldenen Fahne, der gleichen, die auf den Lügenzetteln und 
den Aufrufen zum Überlaufen geprangt hatten, zur deutſchen National⸗ 
fahne. Die Vertreter der deutſchen Länder waren dabei u. a. folgende 
Juden: Adler, Bernſtein, Cohn, Eisner, Flieder, Gradnauer, Haaſe, Haas, 
Hirſch, Heymann, Herzfeld, Kautsky, Löwengard, Oberländer, Preuß, 
Roſenfeld, Starosſohn, Vogtherr, Wurm! 

Am 21. Februar wird in Bayern der dortige Miniſterpräſident und 
Jude Eisner (richtig Kosmanowski) durch den Grafen Arco erſchoſſen, 
nachdem Eisner bewußt, um eine deutſche Kriegsſchuld zu konſtruieren, 
amtliche Dokumente gefälſcht veröffentlicht hatte. Nach Eisners Tode 
ſetzen in München neue Unruhen ein. Über ganz Deutſchland geht eine 
Welle des marxiſtiſchen Terrors, vom 3.—8. März tobt in Berlin aufs neue 
der Aufſtand. Dazu werden die Treibereien auf Loslöſung des Rheinlands 
von Preußen immer ſtärker; als in der preußiſchen verfaſſunggebenden 
Landesverſammlung eine Entſchließung gegen Loslöſung des Rheinlands 
von Preußen gefaßt wird, enthält ſich das Zentrum der Stimme. 

Deutſchland hungert. Seine Kriegsgefangenen werden vom Gegner 
zurückgehalten, der Wert des Geldes ſinkt dauernd, eine grenzenloſe 
Sittenloſigkeit verbreitet ſich in dem erſchöpften und verzweifelten Volke. 
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Adolf Hitler ging aus dem Lager Traunſtein als ein unbekannter Soldat 
nach München im März des Jahres zurück. Dort trieb alles immer mehr 
auf eine kommuniſtiſche Erhebung hin. Adolf Hitler, deſſen deutſche Ge⸗ 
ſinnung ihnen verhaßt iſt, wird, weil er offen dem roten Geſindel entgegen⸗ 
tritt, am 27. April 1919 von Spartakiſten zu verhaften geſucht — vor dem 
angeſchlagenen Karabiner des Frontſoldaten Hitler weichen die Kom⸗ 
muniſten zurück. Am 7. April fällt München in die Hände der Kommu- 
niſten; eine grauenhafte Mißwirtſchaft entwickelt ſich. Die kommuniſtiſchen 
Führer, die Juden Leviné⸗Niſſen, Lewin, Toller, Axelrod, Wadler hauſen 
wie die Beſtien in der unglücklichen Stadt. Geiſel werden genommen, die 
Mitglieder einer völkiſchen Studiengeſellſchaft im Luitpold⸗Gymnaſium 
ermordet — roher Terror des Verbrechertums regiert die ſchöne Stadt an 
der Iſar. Ein ähnliches Bild entwickelt ſich in Braunſchweig. Reſte der 
Fronttruppen und Freiwillige unter General Märcker und General Ritter 
von Epp ſäubern zuerſt Braunſchweig, dann wird München umzingelt 
und nach ſchweren Kämpfen bei Starnberg und Dachau der blutige jüdiſche 
Terror gebrochen. Adolf Hitler, der an dieſem Befreiungskampf teil- 
nimmt, wird in die Unterſuchungskommiſſion über die Revolutionsvorgänge 
beim 2. Infanterieregiment kommandiert. Dies iſt ſeine erſte rein poli⸗ 
tiſche Tätigkeit. Wenige Wochen darauf bekommt er den Auftrag, Kurſe 
über ſtaatsbürgerliche Begriffe bei den Truppen abzuhalten. Hierbei lernt 
er auch eine Anzahl Kameraden kennen, die gleich ihm die Notwendigkeit 
empfinden, auf neuen Wegen das deutſche Volk aus ſeiner völligen Kata⸗ 
ſtrophe zu retten. Aus der Wirrnis der unklaren Auffaſſungen in der 
Truppe fand er das erlöſende Wort, das damals wie heute gültig iſt: „Für 
was wir zu kämpfen haben, iſt die Sicherung des Beſtehens und der Ver⸗ 
mehrung unſerer Raſſe und unſeres Volkes, die Ernährung ſeiner Kinder 
und Reinhaltung des Blutes, die Freiheit und Unabhängigkeit des Vater⸗ 
landes, auf daß unſer Volk zur Erfüllung der auch ihm vom Schöpfer des 
Univerſums zugewieſenen Miſſion heranzureifen vermag.“ 

Die alten Parteien konnten Adolf Hitler nicht locken. Entweder waren 
ſie ſelber Träger der Zerſetzung, wie die marxiſtiſchen Parteien und das 
Zentrum, oder fie hatten alles getan, damit durch ihre Unfähigkeit, Volks- 
fremdheit und Überheblichkeit die Zerſetzerparteien ſiegen konnten — wie 
die bürgerlichen Parteien. Adolf Hitler gibt dieſe Erkenntnis als ſeine 
Überzeugung und diejenige der wenigen ihm gleichgeſinnten Kameraden 
wieder: „Wir waren alle mehr oder minder feſt überzeugt, daß Deutſch⸗ 
land durch die Parteien des Novemberverbrechens, Zentrum und Sozial- 
demokratie, nicht mehr aus dem heranreifenden Zuſammenbruche ge⸗ 
rettet werden würde, daß aber auch die ſogenannten, bürgerlich⸗ nationalen“ 
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Gebilde ſelbſt bei beſtem Wollen niemals mehr gutzumachen ver- 
ſtänden, was geſchehen. Hier fehlte eine ganze Reihe von Vorausſetzungen 
ohne die eine ſolche Arbeit eben nicht gelingen konnte. Die Folgezeit hat 
unſerer damaligen Anſicht recht gegeben.“ 

Im Verlauf dieſer politiſchen Schulungskurſe geriet Adolf Hitler auch in 
einen Vortrag des Ingenieurs Gottfried Feder. Feder ſtellte in klarer 
Weiſe gegenüber, wie auf der einen Seite die Arbeit, Grund und Boden 
und Maſchine zuſammengehörig tätig find für die Ernährung und Erhal⸗ 
tung des Volkes und wie das rein Profit und Vorteil ſuchende Börſen⸗ 
kapital ſich dieſe dienſtbar macht, mit Staatsanleihen und Hypotheken das 
Volk in die Zinsſklaverei und Abhängigkeit hineinzwingt. Adolf Hitler 
faßte ſeinen Eindruck dieſes Vortrages zuſammen in den Worten: „Als ich 
den Vortrag Gottfried Feders über die „Brechung der Zinsknechtſchaft“ 
anhörte, wußte ich ſofort, daß es ſich hier um eine theoretiſche Wahrheit 
handelt, die von immenſer Bedeutung für die Zukunft des deutſchen Vol⸗ 
kes werden müßte. Die ſcharfe Scheidung des Börſenkapitals von der 
nationalen Wirtſchaft bot die Möglichkeit, der Verinternationaliſierung der 
deutſchen Wirtſchaft entgegenzutreten, ohne zugleich mit dem Kampf 
gegen das Kapital überhaupt die Grundlage einer unabhängigen völ⸗ 
kiſchen Selbſterhaltung zu bedrohen. Mir ſtand die Entwicklung Deutſch⸗ 
lands ſchon viel zu klar vor Augen, als daß ich nicht gewußt hätte, daß der 
ſchwerſte Kampf nicht mehr gegen die feindlichen Völker, ſondern gegen 
das internationale Kapital ausgefochten werden mußte. In Feders Vor⸗ 
trag ſpürte ich eine gewaltige Parole für dieſes kommende Ringen. 
Der Kampf gegen das internationale Finanz⸗ und Leihkapital iſt zum 
wichtigſten Programmpunkt des Kampfes der deutſchen Nation um ihre 
wirtſchaftliche Unabhängigkeit und Freiheit geworden 

In einer kleinen Verſammlung im Leiberzimmer des ehemaligen 
Sterneckerbräus in München ſprach nun auch Feder im Rahmen der ſchon 
erwähnten kleinen „Deutſchen Arbeiterpartei“. Adolf Hitler ging dorthin, 
ohne beſonders von dem winzigen Vereinchen überzeugt zu ſein, benutzte 
allerdings die Gelegenheit, einem Profeſſor, der dort für die Lostrennung 
Bayerns vom Reiche eintrat, gehörig ſeine Meinung zu ſagen. 

Die kleine Partei forderte Adolf Hitler zum Beitritt auf. In einer 
Verſammlung des winzigen Lokals „Altes Roſenbad“ in der Herrenſtraße 
in München trat Adolf Hitler dieſer neugegründeten Partei innerlich bei. 
Wie unfertig dieſe kleine Partei war, der von der Schreibmaſchine an- 
gefangen bis zu jeder organiſatoriſchen Tätigkeit alles fehlte, ſchildert 
Adolf Hitler in „Mein Kampf“ mit überlegenem Humor: 

„Im Zwielicht einer halb demolierten Gaslampe ſaßen an einem Tiſch 
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vier junge Menſchen, darunter auch der Verfaſſer der kleinen Broſchüre, 
der mich ſofort auf das freudigſte begrüßte und als neues Mitglied der 
Deutſchen Arbeiterpartei willkommen hieß ... Nun lernte ich wenigſtens 
die Namen der einzelnen Herren kennen. Der Vorſitzende der Reichs- 
organijation‘ war ein Herr Harrer, der von München Anton Drexler. 

Es wurde nun das Protokoll der letzten Sitzung verleſen und dem 
Schriftführer das Vertrauen ausgeſprochen. Dann kam der Kaſſenbericht 
an die Reihe — es befanden ſich in dem Beſitze des Vereins insgeſamt 
7 Mark und 50 Pfennig —, wofür der Kaſſierer die Verſicherung all⸗ 
ſeitigen Vertrauens erhielt. Dies wurde wieder zu Protokoll gebracht. 
Dann kamen vom erſten Vorſitzenden die Antworten auf einen Brief 
aus Kiel, einen aus Düſſeldorf und einen aus Berlin zur Verleſung, 
alles war mit ihnen einverſtanden. Nun wurde der Einlauf mitgeteilt: 
ein Brief aus Berlin, einer aus Düſſeldorf und einer aus Kiel, deren 
Ankunft mit großer Befriedigung aufgenommen zu werden ſchien. Man 
erklärte dieſen ſteigenden Briefverfehr als beſtes und ſichtbares Zeichen 
der umſichgreifenden Bedeutung der ‚Deutſchen Arbeiterpartei‘, und 
dann — dann fand eine lange Beratung über die zu erteilenden neuen 
Antworten ſtatt. 

Fürchterlich, fürchterlich. Das war ja eine Vereinsmeierei allerärgſter 
Art und Weiſe. In dieſen Klub alſo ſollte ich eintreten? 

Dann kamen die Neuaufnahmen zur Sprache, das heißt: es kam meine 
Einfangung zur Behandlung. Ich begann nun zu fragen — jedoch außer 
einigen Leitſätzen war nichts vorhanden, kein Programm, kein Flugblatt, 
überhaupt nichts Gedrucktes, keine Mitgliedskarten, ja nicht einmal ein 
armſeliger Stempel, nur erſichtlich guter Glaube und guter Wille. 

Als ich an dieſem Abend wieder nach der Kaſerne ging, hatte ich mir 
mein Urteil über dieſen Verein gebildet. Ich ſtand vor der wohl ſchwerſten 
Frage meines Lebens: ſollte ich hier beitreten, oder ſollte ich ablehnen? 

Je länger ich nachzudenken verſuchte, um ſo mehr wuchs in mir die 
Überzeugung, daß gerade aus einer ſolchen kleinen Bewegung heraus der⸗ 
einſt die Erhebung der Nation vorbereitet werden konnte — niemals aber 
mehr aus den viel zu ſehr an alten Vorſtellungen hängenden oder gar am 
Nutzen des neuen Regiments teilnehmenden politiſchen Parlaments⸗ 
parteien. Denn was hier verkündet werden mußte, war eine neue Welt⸗ 
anſchauung und nicht eine neue Wahlparole ... 

Nach zweitägigem qualvollem Nachgrübeln und Überlegen kam ich 
endlich zu der Überzeugung, den Schritt zu tun. 

Es war der entſcheidendſte Entſchluß meines Lebens. 

Ein Zurück konnte und durfte es nicht mehr geben. 
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7. Mal 191 
E 
erreicht 


So meldete ich mich als Mitglied der Deutſchen Arbeiterpartei an und 
erhielt einen proviſoriſchen Mitgliedsſchein mit der Nummer: ſieben.“ 

Wochenlang, monatelang gelang es der kleinen Partei überhaupt nicht, 
irgendwelche Aufmerkſamkeit zu erregen — zu ihren „Verſammlungen“, 
zu denen ſie durch maſchinengeſchriebene Zettel einlud, kam faſt niemand. 
Oft genug verzweifelten die Mitglieder völlig. Aber Adolf Hitler riß ihr 
Zuvertrauen immer wieder hoch. Erſt als er es durchſetzte, daß eine Ver⸗ 
ſammlung in der Zeitung angezeigt wurde, kamen hundertundelf Per- 
ſonen. Adolf Hitler ſprach — ſein Feuer, die Klarheit ſeines Wollens riß 
dieſe deutſchen Menſchen mit — hundertundelf Neuaufnahmen! Der 
Schneeball war geformt, der zur rieſigen Lawine des deutſchen Erwachens 
werden ſollte. Das aber dauerte alles das ganze Jahr 1919 hindurch. 
Indeſſen türmte ſich auf Deutſchland das Unglück. 

Mitten hinein in das Gezänk der Nationalverſammlung, in Schieberei 


9 und Elend, Not und Verworfenheit platzte am 7. Mai die Übergabe des 


Friedensdiktates der übermütigen, haßkranken Sieger. Ein Schrei des 
Grauens ging durch alle noch volksbewußten Teile der deutſchen Nation — 
das war das Ende, das Todesurteil, die überlegte, grauſame, kalte Ver⸗ 
nichtung! 

Das Diktat beſtimmt: 

Den Verluſt von Elſaß⸗Lothringen, Eupen⸗Malmedy, eine Volks⸗ 
abſtimmung unter fremder Gewalt in Nord⸗Schleswig, die Lostrennung 
von Danzig, dem größten Teil von Weſtpreußen, faſt ganz Poſen, Volks⸗ 
abſtimmung in Oberſchleſien, Verluſt von Hultſchin, Verluſt der geſamten 
Kolonien — es iſt die erſte Teilung Deutſchlands! 

Das Diktat beſtimmt: eine „Wiedergutmachungspflicht“ Deutſchlands, 
für alle den Gegnern durch den Krieg zugeſtoßenen Schäden — es iſt die 
völlige wirtſchaftliche Verſklavung Deutſchlands. 

Das Diktat beſtimmt im Artikel 231: „Die alliierten und aſſoziierten 
Regierungen erklären und Deutſchland erkennt an, daß Deutſchland und 
ſeine Verbündeten als Urheber für alle Verluſte und Schäden verant⸗ 
wortlich find, die die alliierten und aſſoziierten Regierungen und ihre 
Staatsangehörigen infolge des ihnen durch den Angriff Deutſchlands und 
ſeiner Verbündeten aufgezwungenen Krieges erlitten haben.“ 

Die Mantelnote vom 16. Juni 1919 erklärte dazu: „Nach der Anfchau- 
ung der alliierten Mächte ift der Krieg, der am 1. Auguſt 1914 aus- 
gebrochen iſt, das größte Verbrechen gegen die Menſchheit und gegen die 
Freiheit der Völker geweſen, das eine ſich für ziviliſiert ausgebende Nation 
jemals mit Bewußtſein begangen hat.“ 
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Das war die Belaſtung mit der Schuld am Weltkriege wider beſſeres 
Wiſſen, lediglich um eine moraliſche Begründung der beabſichtigten Aus- 
raubung des deutſchen Volkes zu haben — das war die bewußte Ent⸗ 
ehrung des deutſchen Volkes. 

Das Diktat beſtimmte die Wegnahme der deutſchen Auslandsvermögen, 
die Fortnahme der Handelsflotte, die Fortnahme der militäriſchen 
Organiſation, die Herabdrückung des deutſchen Volkes zu einem 
Sklavenvolk! 

Und trotzdem brachte das deutſche Volk die Widerſtandskraft nicht mehr 
auf, um ſich gegen dieſe Zerſtörung zu wehren. Ja, die ſittliche Ver⸗ 
kommenheit in Deutſchland war ſo grenzenlos geworden, daß in aller 
Offentlichkeit die Unabhängige Sozialdemokratie öffentliche Kund⸗ 
gebungen für bedingungsloſe Annahme des Friedensdiktats veranſtalten 
konnte. Die Sozialdemokratie hat ſogar die furchtbare Kriegsſchuldlüge 
bekannt, indem ſie ſpäter wider beſſeres Wiſſen auf der Genfer Tagung der 
Zweiten Internationale im Juli 1920 die Erklärung abgab: „Ein Dolus 
eventualis (den Krieg herbeizuführen) war auf ſeiten der deutſchen Macht⸗ 
haber vorhanden, als ſie ihre öſterreichiſchen Bundesgenoſſen zum ſchärf⸗ 
ſten Vorgehen gegen Serbien ermutigten, auch auf die Gefahr hin, daß 
daraus ein Weltkrieg entſtehen könnte ... Die Gefahr, die in der Führung 
der auswärtigen Politik ohne Kontrolle des Reichstages und damit auch 
der Sozialdemokratie lag, nicht rechtzeitig und energiſch genug bekämpft 
zu haben, iſt die Schuld, zu der wir uns vor aller Welt freimütig be⸗ 
kennen.“ 

Selbſt wenn gerechtdenkende Ausländer ſich gegen die Belaſtung 
Deutſchlands mit der Kriegsſchuldlüge wandten, haben die Sozialdemo⸗ 
kraten widerſprochen. Die amerikaniſche Zeitung „Milwaukee Leader“ 
vom 22. September 1923 berichtet über den „Internationalen Sozial⸗ 
demokratiſchen Kongreß“ in Hamburg im Herbſt 1923: „Der amerikaniſche 
Arbeiterführer und Kongreßpräſident Victor L. Berger hat als Dele⸗ 
gierter den Standpunkt vertreten: ‚Der Schuldanteil der alten deutſchen 
Regierung am Ausbruch des Weltkrieges erſcheint, verglichen mit der 
Schuld der anderen Mächte, als eine, quantité négligable .. Nach den 
Veröffentlichungen der Sowjetregierung iſt es eine Nichtswürdigkeit, 
wenn man an der Alleinſchuld Deutſchlands feſthält.“ — Berger hat auch 
das deutſche Volk von der ihm zudiktierten Strafe, von Reparations- 
verpflichtungen ohne Grenzen und ohne Ende, d. h. von der Verpflichtung 
zu dauernder Sklavenarbeit und zu einem dauernden Verzicht auf Lebens 
freude und die Befriedigung höherer Kulturbedürfniſſe, befreien wollen 
und den Antrag geſtellt: 
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„Alle Reparationsverpflichtungen find unter die am Kriege beteiligt 
geweſenen Nationen zu verteilen, im Verhältnis ihrer Einwohnerzahl und 
ökonomiſchen Stärke oder im Verhältnis der von ihnen verwandten Sol⸗ 
daten und Kanonen.“ 

Dieſer Antrag hatte ein merkwürdiges Schickſal. Der Belgier Vander⸗ 
velde, der als Miniſterpräſident den Vertrag von Verſailles mit unter⸗ 
zeichnet hatte, hat ſich, nach Berger, „vor Zorn wie raſend gebärdet“. Die 
Franzoſen erklärten: „Wird ein derartiger Antrag angenommen, fo 
können wir erwarten, daß man uns beim Betreten unſeres Landes nieder⸗ 
ſtößt.“ Die Engländer haben wenig geſagt, aber aufmerkſam zugehört. 
Die Erklärung der deutſchen Sozialdemokraten aber hat gelautet: „Ein 
ſolcher Antrag würde auch der deutſchen ſozialdemokratiſchen Partei 
ſchädlich ſein. Die Partei hat die deutſche Schuld am Kriege und die Ver⸗ 
pflichtung, Reparationen zu leiſten, im Prinzip angenommen.“ Nach 
dieſer Erklärung der Vertreter der deutſchen Sozialdemokratie hat Berger 
ſeinen Antrag fallen laſſen, es hat ihn auch kein anderer wieder auf⸗ 
genommen. 

Unter dieſen Umſtänden mußte jeder Widerſtandsverſuch Deutſch⸗ 
lands ſchon deswegen ausſichtslos ſein, weil er von dieſem landes⸗ 
verräteriſchen Marxismus, der ſeine politiſche Beherrſchung Deutſchlands 
aus dem Siege der Feinde Deutſchlands herleitete, ſofort lahmgelegt 
wurde und lahmgelegt werden konnte. Am 22. Juni 1919 beſchloß die 
Nationalverſammlung: „Die Nationalverſammlung iſt mit der Unter⸗ 
zeichnung des Friedensvertrages einverſtanden“ — und am 31. Juli 
nahm dieſelbe Nationalverſammlung die Weimarer Verfaſſung an, die 
am 11. Auguſt vom Reichspräſidenten Ebert unterzeichnet wurde. Über 
Deutſchland wehten die ſchwarzrotgoldenen Landesverräterfahnen. 
Auf 35 Milliarden Mark ſchätzte die „Neue Zürcher Zeitung“ das 
nach der Schweiz abgefloſſene deutſche Kapital, d. h. das verſchobene 
deutſche Vermögen; das Volk hungerte, die Verzweiflung ging durch 
Deutſchland. 

Die deutſchen Freikorps, die noch im Baltikum kämpften, wurden im 
Oktober des Jahres im Stich gelaſſen — verfemt und geächtet mußten 
dieſe treuen deutſchen Soldaten nach Deutſchland heimkehren. Die Feld⸗ 
herren der deutſchen Armee aber, Generalfeldmarſchall v. Hindenburg und 
Generalquartiermeiſter Ludendorff wurden am 18. November von einem 
parlamentariſchen Unterſuchungsausſchuß der Juden Sinzheimer und 
Cohn vernommen. 

In dieſer Zeit kämpft ſich die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiter⸗ 
partei aus kleinen und kleinſten Anfängen hoch. 
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Das Jahr 1920: Das Jahr 1920 beginnt mit der Unterzeichnung des 
Protokolls des Friedensvertrages. Mit dem 10. Januar 1920 iſt damit 10. 10 Ja 1720 
der Verſailler Diktatfriede in Kraft. Zur gleichen Zeit tobt in Deutſch⸗ i Die un“ 
land ein allgemeiner Eiſenbahnerſtreik, die Grenzen werden für die Sitzer in 
Oſtjuden weit geöffnet. Der Prozeß gegen einen der Haupttreiber der 
Revolte von 1918, Erzberger, zeigte, daß dieſer edle Volksführer beſtech⸗ 
lich, und, wie ihm das Gericht beſcheinigte, mit folgenden üblen Eigen⸗ 
ſchaften behaftet war: 

1. Vermiſchung politiſcher Tätigkeit und eigener Geldintereſſen (Ge⸗ 

ſchäftspolitik); 

2. Unwahrhaftigkeit; 

3. Unanſtändigkeit; 

4. politiſche Tätigkeit zum Nachteil Deutſchlands. 

Die Erregung über den Erzberger⸗Skandal, der Verſuch der Regierung, 
die Freikorps aufzulöſen, ihre Weigerung, die Wahl des Reichspräſidenten 
durch das Volk vollziehen zu laſſen, führt am 13. März zum Kapp⸗Putſch. 13. a 
Die Brigade Ehrhardt beſetzt von Döberitz aus Berlin, eine Regierung 
unter dem Generallandſchaftsdirektor Kapp wird gebildet — aber es ſteht 
keine neue Weltanſchauung, keine wirkliche politiſche Idee hinter dieſem 
Vorſtoß, es ſind auch viel zu viel Führer von geſtern, Männer der Vor⸗ 
kriegszeit an der Spitze, ſo daß der Kapp⸗Putſch mißglückt. Am 17. März 
tritt Kapp zurück, ſeine Truppen rücken nach heftigen Kämpfen mit 
kommuniſtiſchen Banden aus Berlin ab. Der Generalſtreik, der gegen 
Kapp proklamiert iſt, läuft im Ruhrgebiet und in Mitteldeutſchland in eine 
blutige kommuniſtiſche Erhebung aus, die von Reichswehr niedergeworfen 
werden muß. Die Botſchafter der Siegermächte übermitteln der Reichs⸗ 
regierung ihre Glückwünſche zur Niederwerfung des Kapp⸗Putſches. Das 
zeigt, in weſſen Intereſſe die Bekämpfung des Kapp-Unternehmeng lag. 

Im Vogtland in Sachſen brechen ſchwere kommuniſtiſche Unruhen aus, die 
unter Führung des Kommuniſtenhäuptlings Max Hölz ſtehen. Häuſer und 
Villen werden niedergebrannt. Mit Mühe gelingt es, den roten Terror zu 
brechen. Die Reichstagswahlen am 6. Juni 1920 bringen eine ſtarke Zu- 
nahme der Unabhängigen Sozialdemokraten, ein Zurückgehen der Mehr- 
heitsſozialdemokraten und zwingen dieſe dadurch, ihr Kabinett zurüd- 
zuziehen. Das neue Reichskabinett ſteht unter der Führung des Zentrums⸗ 
mannes Fehrenbach. In Oberſchleſien wird die Lage immer bedrohlicher, 
vom 17.—28. Juni tobt dort ein Polenaufſtand. Die Volksabſtimmung in 
Nordſchleswig hatte ſchon im Februar einen Verluſt großer Teile von 
Schleswig mit der rein deutſchen Stadt Tondern mit ſich gebracht, wäh⸗ 
rend die Volksabſtimmung in Eupen⸗Malmedy ſo ſtark unter belgiſchem 
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Druck ſtand, daß die Bevölkerung nicht wagte, ihrer Geſinnung nach für 
Deutſchland zu ſtimmen. Ja, in München ließ ſich ein franzöſiſcher Ge- 
ſandter nieder, der von dort auf Loslöſung Bayerns vom Reich hin⸗ 
arbeitete. 

Das Jahr 1920 ſah auch am 24. Februar das erſte größere öffent⸗ 
liche Hervortreten der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 
in einer großen Maſſenverſammlung im Hofbräuhaus am Platzl in 
München. Adolf Hitler ſprach, der Saal war von Freunden und noch 
viel mehr von Gegnern gefüllt. Adolf Hitler ſchildert dieſe Stunde, in 
der er das Programm der NSDAP entwickelte und vorlegte, folgender- 
maßen: 

„Der gewaltige Raum, denn gewaltig kam er mir damals vor, war mit 
Menſchen überfüllt, Kopf an Kopf, eine faſt zweitauſend zählende Menge. 
Und vor allem — es waren die gekommen, an die wir uns wenden wollten. 
Weit über die Hälfte des Saales ſchien von Kommuniſten und Unab⸗ 
hängigen beſetzt. Unſere erſte große Kundgebung war von ihnen zu einem 
ſchnellen Ende beſtimmt worden. 

Allein es kam anders. Nachdem der erſte Redner geendet, ergriff ich das 
Wort. Wenige Minuten ſpäter hagelte es Zwiſchenrufe, im Saal kam es 
zu heftigen Zuſammenſtößen, eine Handvoll treueſter Kriegskameraden 
und ſonſtige Anhänger ſchlugen ſich mit den Störenfrieden und vermochten 
erſt nach und nach, einige Ruhe herzuſtellen. Ich konnte wieder weiter⸗ 
ſprechen. Nach einer halben Stunde begann der Beifall das Schreien und 
Brüllen langſam zu übertönen. 

Und nun ergriff ich das Programm und begann es zum erſtenmal zu 
erläutern. 

Von Viertelſtunde zu Viertelſtunde wurden die Zwiſchenrufe mehr und 
mehr zurückgedrängt von beifälligen Zurufen. Und als ich endlich die 
fünfundzwanzig Theſen Punkt für Punkt der Maſſe vorlegte und ſie bat, 
ſelber das Urteil über ſie zu ſprechen, da wurden ſie nun eine nach der 
andern unter immer mehr ſich erhebendem Jubel angenommen, ein- 
ſtimmig und immer wieder einſtimmig, und als die letzte Theſe ſo den Weg 
zum Herzen der Maſſe gefunden hatte, ſtand ein Saal voll von Menſchen 
vor mir, zuſammengeſchloſſen von einer neuen Überzeugung, einem neuen 
Glauben, von einem neuen Willen. 

Als ſich nach faſt vier Stunden der Raum zu leeren begann und die 
Maſſe ſich Kopf an Kopf wie ein langſamer Strom dem Ausgang zu⸗ 
wälzte, zuſchob und zudrängte, da wußte ich, daß nun die Grundſätze einer 
Bewegung in das deutſche Volk hinauswanderten, die nicht mehr zum 
Vergeſſen zu bringen waren. 
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Ein Feuer war entzündet, aus deſſen Glut dereinſt das Schwert kommen 
muß, das dem germaniſchen Siegfried die Freiheit, der deutſchen Nation 
das Leben wiedergewinnen ſoll.“ 

Im Hochſommer 1920 wird die Hakenkreuzfahne geſchaffen. Adolf 
I: ſelber bezeichnet dieſe für jeden Deutſchen heilige Fahne unſeres 

olkes: 

„Und ein Symbol iſt dies wahrlich! Nicht nur, daß durch die einzigen, 
von uns allen heißgeliebten Farben, die einft dem deutſchen Volle fo viel 
Ehre errungen hatten, unſere Ehrfurcht vor der Vergangenheit bezeugt 
wird, ſie war auch die beſte Verkörperung des Wollens der Bewegung. 
Als nationale Sozialiſten ſehen wir in unſerer Flagge unſer Programm. 
Im Rot ſehen wir den ſozialen Gedanken der Bewegung, im Weiß den 
nationaliſtiſchen, im Hakenkreuz die Miſſion des Kampfes für den Sieg des 
ariſchen Menſchen und zugleich mit ihm auch den Sieg des Gedankens 
der ſchaffenden Arbeit, die ſelbſt ewig antiſemitiſch war und antiſemitiſch 
ſein wird.“ 

Aus der anfänglichen Ordnertruppe entwickelt ſich der Anfang der SA — 
noch iſt der Kampf Adolf Hitlers ſchwer genug. Der Marxismus griff die 
junge nationalſozialiſtiſche Bewegung immer wieder an, dazu entſtand in 
Bayern in gewiſſer Bindung zu Frankreich eine höchſt verwerfliche Los⸗ 
löſungsbewegung, die Bayern vom Reich trennen wollte. Ja, es fanden 
ſich ſogar Schurken genug, die im Solde des Auslandes oder aus eigener 
Minderwertigkeit behaupteten, der Verſailler Diktatfriede ſei „gerecht“, 
denn Deutſchland habe in dem ſeinerzeit mit Rußland 1917 geſchloſſenen 
Frieden von Breſt⸗Litowſk viel härtere Bedingungen geſtellt. Mit der 
großen Verſammlung im Hofbräuhaus aber hatte Adolf Hitler das Eis 
gebrochen, faſt jede Woche veranſtaltete die nationalſozialiſtiſche Bewe⸗ 
gung im Hofbräuhaus und anderen Sälen Münchens rieſige Kundgebun⸗ 
gen, in denen Adolf Hitler der Wahrheit zum Siege verhalf. Immer neue 
Kämpfer ſtrömten zu den Hakenkreuzfahnen. 


Das Jahr 1921. Im Januar 1921 drohte durch das Londoner Diktat 
dem deutſchen Volke eine neue Entehrung. Die nationalſozialiſtiſche 
Partei, an die ſich jetzt, wo ſie ſtark wird, eine Anzahl bürgerlicher Ver⸗ 
bände heranmachen, die aber mit der Vorbereitung zu einer machtvollen 
Kundgebung ſo lange trödeln, daß Adolf Hitler die Geduld ausgeht, ver⸗ 
anſtaltet gegen dieſe neue Unterwerfung eine rieſige Kundgebung im 
Zirkus Krone in München — ſeitdem konnte Adolf Hitler ſtets damit 
rechnen, daß auch dieſer große Saal Münchens gefüllt war, wenn die 
Nationalſozialiſtiſche Partei rief. 
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In Oberſchleſien fällt die Abſtimmungsentſcheidung zwar für Deutſch⸗ 
land; danach hätte von Rechts wegen ganz Oberſchleſien bei Deutſchland 
bleiben müſſen; wieder aber fällt der Marxismus Deutſchland in den 
Rücken, wüſte kommuniſtiſche Unruhen brechen in Hamburg und im 
Ruhrgebiet aus. Die Polen benutzten dieſe Gelegenheit zu einem Auf- 
ſtande, gegen den verzweifelt deutſche Freikorps, von ihrer Regierung 
ſo gut wie preisgegeben, ſich wehrten. Wohl gelingt es den deutſchen 

ande e Truppen, am 23. Mai den Annaberg zu ſtürmen und die Polen aus 
Oberſchleſien hinauszudrängen, aber alliierte Truppen zwingen die Deut⸗ 
ſchen, ſich zurückzuziehen. Daneben geht dauernd der Druck der Repa⸗ 
rationsforderungen, und die Erpreſſerpolitik der Entente. Der Volks- 
ſchädling Erzberger beginnt auch ſchon wieder eine Rolle in der deutſchen 
Politik zu ſpielen — da wird er auf dem Kniebis im Schwarzwald von 
den jungen Marineoffizieren Schulz und Tilleſſen umgelegt. Dieſe tap⸗ 
fere Tat, die Beſeitigung eines Volksverderbers in der Stunde höchſter 
Not des Vaterlandes, iſt ein Beiſpiel für jeden jungen Deutſchen, eine 
Heldentat, wie es die Ermordung des Tyrannen Piſiſtratos durch die 
jungen Athener Harmodios und Ariſtogeiton in Athen einſt war. Auf 
dieſe Tat, hinter der noch keine irgendwie genügend ſtarke politiſche Macht 
ſteht, fetzt der marxiſtiſche Terror verſtärkt ein, zu ſeinem Schutz und 
zur Bekämpfung des deutſchen Volkes ergeht die erſte Verordnung zum 
Schutz der Republik vom 29. Auguſt 1921. 

Immer ſtärker feſtigte ſich indeſſen die Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Arbeiterpartei. Nach einer Parteireinigung wurde Adolf Hitler am 

Welt ler 1. Auguſt zum Parteiführer gewählt. 

Parteiführer Bereits beherrſchte der Nationalſozialismus die Straßen Münchens, 
andere kleine Parteien, darunter die Deutſchſozialiſtiſche des alten Vor⸗ 
kämpfers gegen die Judenherrſchaft Julius Streicher zu Nürnberg, löſten 
fi auf und führten ihre Mitglieder der NSDAP zu. Entſchloſſen 
wurde der marxiſtiſche Terror zurückgetrieben. Am 4. November 1921 
wurde eine regelrechte Verſammlungsſprengung durch Sozialdemokraten 
und Kommuniſten gegen eine Hitlerverſammlung im Hofbräufeſtſaal in 
München in wilder Saalſchlacht mit blutigen Köpfen für die Angreifer 
zurückgeſchlagen; Adolf Hitler behielt das Feld — „die Verſammlung geht 
weiter“. 

Die Stärke der Partei beruht in erſter Linie auf ihrem Führerprinzip. 
Das ſchloß jede innere Spaltung und Auflöſung von vorneherein aus. 
„Eine Bewegung, die in einer Zeit der Herrſchaft der Majorität in allem 
und jedem ſich ſelbſt grundſätzlich auf das Prinzip des Führergedankens 
und der daraus bedingten Verantwortlichkeit einſtellt, wird eines Tages 
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mit mathematiſcher Sicherheit den bisherigen Zuſtand überwinden und 
als Siegerin hervorgehen.“ 


Das Jahr 1922: Immer noch laſtete die grauenhafte Reparations⸗ 
frage auf dem verarmten Deutſchland, deſſen Währung und Wirtſchaft 
immer ſtärker verfielen. Auf einer Konferenz in Cannes ſollte eine Löſung 
dieſes Problems gefunden werden — wie immer, wenn Deutſchland in 
ſchwerer Not war, fiel ihm der Marxismus in den Rücken: Auf dem Partei- 
tag der Unabhängigen Sozialdemokratie erklärte der Abgeordnete Eri- 
ſpien: „Wir kennen kein Vaterland, das Deutſchland heißt, unſer Vater⸗ 
land iſt das Proletariat.“ Er zeigte damit den Gegnern Deutſchlands, 
daß er gewillt war, jeden deutſchen Widerſtand lahmzulegen. Wüſte 
Streiks, darunter am 1. Februar ein Eiſenbahnerſtreik, verſchärften die 
Lage. Der internationale Jude Walter Rathenau wird Reichsaußen⸗ 
miniſter. Inflation und Verarmung nehmen ſchauerliche Formen an. 
Am 24. Juni 1922 wird Walter Rathenau von den deutſchen jungen Offi⸗ 24. Jun 10 
zieren Kern und Fiſcher in Berlin erſchoſſen. Dieſe tapfere Tat ſteigerte — 
noch einmal den marxiſtiſchen Terror gegen alle deutſchbewußten Teile 
des Volkes. Zu Zehntauſenden ließ der Marxismus die deutſchen Ar⸗ 
beiter überall demonſtrieren — für einen toten jüdiſchen Kapitaliſten! 
Reichskanzler Wirth aber erklärte im Deutſchen Reichstage: „Der Feind 
ſteht rechts!“ und ſetzte ein neues Republik⸗Schutzgeſetz durch. Kern 
und Fiſcher fielen tapfer kämpfend gegen Polizei auf der Burg Saaleck. 
Erſt das neue Deutſchland Adolf Hitlers hat dieſen Freiheitskämpfern 
am 17. Juli 1933 ein Ehrenmal an der Stelle geſetzt, wo ſie ihre 
Treue zum deutſchen Volk mit dem Tode beſiegelten. Gegen die Mit⸗ 
kämpfer und Helfer Kerns und Fiſchers wurden von einem beſonderen 
Staatsgerichtshof, in dem auch Juden ſaßen, barbariſche Zuchthaus⸗ 
urteile verhängt. 

Die nationalſozialiſtiſche Bewegung demonſtrierte bereits damals ent⸗ 
ſchloſſen gegen dieſe Knebelung des deutſchbewußten Teiles der Nation. 
Im Sommer 1922 ſetzten ſich die „Sturmtruppler“ Adolf Hitlers, die 
ſpätere SA, entſchloſſen gegen den Terror durch. Bereits aber greift der 
Nationalſozialismus weiter. In Koburg bricht Adolf Hitler ſelbſt an der 
Spitze der SA den roten Straßenterror. Adolf Hitler ſchildert dieſen 
Kampf folgendermaßen: „Völkiſche Verbände beabſichtigten, in Koburg 
einen ſogenanntenDeutſchen Tag‘ abzuhalten ... Als wir in Koburg 
auf dem Bahnhof eintrafen, empfing uns eine Deputation der Feſt⸗ 
leitung, die uns einen als, Vereinbarung bezeichneten Befehl der dortigen 
Gewerkſchaften bzw. der Unabhängigen und Kommuniſtiſchen Partei 
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übermittelte, des Inhalts, daß wir die Stadt nicht mit entrollten Fahnen, 
nicht mit Muſik ... und nicht in geſchloſſenem Zug betreten dürften. 

Ich lehnte dieſe ſchmählichen Bedingungen ſofort glatt ab... und er⸗ 
klärte, daß die SA augenblicklich in Hundertſchaften antreten und mit llin⸗ 
gender Muſik und wehenden Fahnen in die Stadt marſchieren werde.. 

Schon auf dem Bahnhofsplatz empfing uns eine nach vielen Tauſenden 
zählende, gröhlende und johlende Menſchenmenge. ‚Mörder!', ‚Ban- 
diten !“, „Räuber !, „Verbrecher!“ waren die Koſenamen, mit denen uns 
die vorbildlichen Begründer der deutſchen Republik liebreich überſchütteten. 
Die junge SA hielt muſtergültige Ordnung, die Hundertſchaften formier- 
ten ſich auf dem Platz vor dem Bahnhof und nahmen zunächſt von den 
Anpöbelungen keine Notiz. Durch ängſtliche Polizeiorgane wurde der ab⸗ 
marſchierende Zug in der für uns alle ganz fremden Stadt nicht, wie be⸗ 
ſtimmt, in unſer Quartier, eine an der Peripherie Koburgs liegende 
Schützenhalle, ſondern in den Hofbräuhauskeller, nahe dem Zentrum der 
Stadt, geleitet. Links und rechts vom Zuge nahm das Toben der beglei⸗ 
tenden Volksmaſſen immer mehr zu. Kaum, daß die letzte Hundertſchaft 
in den Hof des Kellers eingebogen war, verſuchten auch ſchon große Maſſen, 
unter ohrenbetäubendem Geſchrei nachzurücken. Um dies zu verhüten, 
ſchloß die Polizei den Keller ab. Da dieſer Zuſtand nun ein unerträglicher 
war, ließ ich die SA noch einmal antreten, ermahnte ſie kurz und 
forderte von der Polizei die augenblickliche Offnung der Tore. Nach län- 
gerem Zögern kam ſie dem auch nach. 

Wir marſchierten nun den Weg, den wir gekommen waren, wie der 
zurück, um zu unſerm Quartier zu gelangen, und da mußte nun allerdings 
endlich Front gemacht werden. Nachdem man durch Schreien und be⸗ 
leidigende Zurufe die Hundertſchaſten nicht aus der Ruhe hatte bringen 
können, griffen die Vertreter des wahren Sozialismus, der Gleichheit und 
Brüderlichkeit zu Steinen. Damit war unſere Geduld zu Ende, und ſo 
hagelte es zehn Minuten lang links und rechts vernichtend nieder, und 
eine Viertelſtunde ſpäter war nichts Rotes mehr auf den Straßen zu 
ſehen.“ 

Seit dieſem Tage von Koburg brach die SA nun überall in Bayern die 
marxiſtiſche Vorherrſchaft und ſtellte die Verſammlungsfreiheit wieder 
her. Sie wurde zur allzeit bereiten Fauſt der Bewegung, welche die Siche⸗ 
rung der politiſchen Arbeit der Partei durchſetzte. 


f Das Jahr 1923: Inflation und Verfall waren auf den Höhepunkt ge- 
ſtiegen. Poincaré, der haßerfüllte franzöſiſche Staatsmann, ſetzte in der 
Reparationskommiſſion einen Beſchluß durch, der feſtſtellte, daß Deutſch⸗ 
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land ſich durch Nichtlieferung gewiſſer ihm obliegender Leiſtungen an 
Kohle, Holz und Telegraphenſtangen einer Verfehlung ſchuldig gemacht 

habe. Er verlangte „produktive Pfänder“. Franzöſiſche Truppen brachen 

am 10. Januar ins Ruhrgebiet ein — zur gleichen Zeit übrigens, als — 1 —— 
litauiſche Truppen das Memelland beſetzten. Die Franzoſen beſetzten an ener 
der Ruhr die deutſchen Zechen, Werke und Gruben, am 31. März, am 
Blutſonntag von Eſſen, wurden die Arbeiter der Krupp⸗Werke von den 
Franzoſen zuſammengeſchoſſen — dreizehn Deutſche fallen. Unter fran⸗ 
zöſiſcher Leitung bricht wüſter Separatismus, von Landesverrätern und 
Beſtochenen geführt, im Rheinland aus. Wieder fällt der Marxismus 
Deutſchland in den Rücken, die NSDAP iſt in Preußen verboten, einer 

der Vorkämpfer eines aktiven Widerſtandes, Albert Leo Schlageter, wird 

von Spitzeln der preußiſchen Regierung an die Franzoſen ausgeliefert und 

auf Grund eines Urteils eines franzöſiſchen Kriegsgerichts am 26. Mai us 
auf der Golzheimer Heide bei Düſſeldorf erſchoſſen. Ein Sozialdemokrat erſcheſſen 
ſchämte ſich nicht, dieſen tapferen Deutſchen im offenen Reichstag zu be⸗ 
ſchimpfen, die ſozialdemokratiſche Regierung in Thüringen hielt National⸗ 
ſozialiſten auf, die zum Kampf ins Ruhrgebiet fahren wollten, in München 
zeigten ſich aufs neue Treibereien, die auf Loslöſung Bayerns vom Reich 
gerichtet waren. Unter grauenhaftem Terror der Franzoſen und Belgier 
erlahmte der deutſche paſſive Widerſtand im Ruhrgebiet, während der 

aktive Widerſtand vom Marxismus von hinten erdolcht wurde. Am 

12. Auguſt trat das Reichskabinett Cuno, das bis dahin den paſſiven Wider- 

ſtand getragen hatte, zurück, an ſeine Stelle kam ein Kabinett Streſemann. 
Dieſes brach den Widerſtand an der Ruhr ab. 

Schon am 27. Januar 1923 auf dem erſten Parteitage hatte die 77, deuter 
NSDAP in entſchloſſener Weiſe zum Kampf gegen den Feng Ein- dre 750 
bruch, zur Niederringung der marxiſtiſchen Schädlinge aufgerufen. 6000 
Mann SA, gewiß für heutige Verhältniſſe nicht viel, damals die kleine 
Heldenſchar, die Deutſchland nicht verloren gegeben hatte und in Adolf 
Hitler bereits den Führer zur Freiheit erkannte, marſchierte an Adolf 
Hitler vorüber. Im „Völkiſchen Beobachter“, dem erſten Blatt der Bewe⸗ 
gung, ſchrieb Adolf Hitler damals gegen den volksverräteriſchen Marris- 
mus und die Feigheit der bürgerlichen Parteien in Deutſchland: 

. ſolange dieſes Volk nicht den Meuchelmördern im eigenen Körper 
das Handwerk legt, wird ihm ein Erfolg nach außen nie beſchieden ſein. 
Während man papierne und redneriſche Proteſte gegen Frankreich hinaus- 
bläſt, iſt der Todfeind der deutſchen Raſſe noch innerhalb der Mauern des 
Reiches und treibt ſein wühleriſches Handwerk weiter. Nieder mit den 
Novemberverbrechern, mit all dem Geflunker und Geſchwäß von Einheits⸗ 
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front! Hüten wir uns, zu vergeſſen, daß ſich zwiſchen uns und die Volks- 
betrüger, Arbeiterverführer und bürgerlichen Parteiverbrecher zwei Mil- 
lionen Tote ſchieben ...“ 

Als nun der Ruhrwiderſtand niederbrach, war die Gefahr der Reichs⸗ 
auflöſung ganz nahe herangekommen. In der Pfalz, im Rheinland hauſte 
der Separatismus, in Thüringen ſtellten die Kommuniſten rote Hundert⸗ 
ſchaften auf, in Sachſen denunzierte der Miniſter Zeigner, unabhängiger 
Sozialdemokrat und völlig korrupt, ſogar die deutſche Reichswehr bei dem 
Feinde. Das Reich ſchien zerfallen zu ſollen. Aber nicht gegen dieſe Ver⸗ 
brecher, ſondern in erſter Linie gegen Adolf Hitler ging die Regierung 
Streſemann vor. 

Noch vor dem Abbruch des Ruhrwiderſtandes am 26. September hatte 
8 der Nationalſozialismus auf dem Deutſchen Tag zu Nürnberg am 2. Sep⸗ 
in Alinberg tember zum Kampf gegen Marxismus und Unterdrückung aufgerufen. In 

Bayern hatte die Gegnerſchaft der dortigen Regierung gegen die Erfül- 
lungsregierung Streſemann zur Einſetzung des Generalſtaatskommiſſars 
von Kahr geführt, der den Maßnahmen der Regierung Streſemann offen 
entgegentrat. Als Adolf Hitler im „Völkiſchen Beobachter“ die Kapitu- 
lationspolitik Streſemanns angriff, weigerte ſich der Kommandeur der 7. 
Reichswehrdiviſion in Bayern, General v. Loſſow, das von der Reichs⸗ 
regierung ausgeſprochene Verbot des „Völkiſchen Beobachters“ durchzu⸗ 
führen. Durch den Gegenſatz zu Streſemann kamen die beiden Gruppen 
— die bayeriſche Regierung und ihr Generalſtaatskommiſſar v. Kahr auf 
der einen Seite, Adolf Hitler und die nationalſozialiſtiſche Bewegung auf 
der anderen Seite — einander näher. Innerlich ſtimmten ſie nicht überein. 
Herr v. Kahr und ſeine Leute wollten in Bayern möglichſt ſelbſtändig ſein 
und erklärten ſich als Treuhänder des Bayeriſchen Königtums — damit war 
für dieſe kurzſichtigen und reaktionären Männer die deutſche Frage gelöſt. 
1 Adolf Hitler wollte Deutſchland von der Judenherrſchaft, vom Marxismus 
und ſeinen Trägern befreien, er wollte nicht die alten Schichten, die 1918 
ſchmählich verſagt hatten, unverdienterweiſe wieder ans Ruder bringen — 
Adolf Hitler wollte ein neues Deutſchland, Kahr und die Seinen ein Stück 
des alten Deutſchlands. Adolf Hitler drängte darauf, nachdem General 
v. Loſſow ſich geweigert hatte, das Verbot durchzuführen, nachdem die 
bayeriſche Regierung den General am 22. Oktober zum Landeskomman⸗ 
danten ernannt und die VII. Diviſion in Pflicht genommen hatte, gegen 
Berlin loszuſchlagen. Am 31. Oktober erklärte General v. Loſſow dem 
General Ludendorff ſeine Bereitſchaft, nach Berlin zu marſchieren. Am 
5. November fand eine gemeinſame Denkſteinlegung eines Krieger⸗ 
denkmals durch Staatsregierung, Reichswehr und Hitler⸗Verbände ſtatt. 
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Am 6. November wieder Beſprechung beim Staatskommiſſar d. Kahr — 
v. Kahr zögert und zögert! Endlich am 8. November erklärte er auf 
Drängen Ludendorffs, daß er zur Tat entſchloſſen ſei, er wollte aber noch 
Perſönlichkeiten aus Norddeutſchland einbeziehen. In Wirklichkeit graut 
den Zauderern vor der Entfeſſelung der in der nationalſozialiſtiſchen 
Jugend lebenden politiſchen Energie. Am 8. November abends erſchien 2 
Adolf Hitler in einer Verſammlung im Bürgerbräu, in der Herr v. Kahr ictägt los 
ſprach; unter begeiſtertem Jubel der Anweſenden proklamierte Adolf 
Hitler die Einſetzung einer nationalen Regierung und den Kampf gegen 
die Berliner Judenherrſchaft. „Heute beginnt die nationale Revolution! 
Sie richtet ſich ausſchließlich und allein gegen die Berliner Judenregierung. 
Die neue Reichsregierung Hitler⸗Ludendorff⸗Pöhner — ſie lebe hoch!“ 
Jubelnd brach die Verſammlung in dieſen Ruf aus. Herr v. Kahr und 
ſeine Freunde verſicherten ausdrücklich Adolf Hitler, daß ſie gemeinſam 
mit ihm den Kampf aufnehmen wollten. Kahr war innerlich entſchloſſen, 
ſein Wort zu brechen. Er beſtätigte Adolf Hitler in der gleichen Nacht in 
einer zweiten Unterredung noch einmal ſeine Zuſage, — inzwiſchen aber 
hatte er das gegebene Wort bereits gebrochen, den Verrat bereits organi⸗ 
ſiert. In einem Telegramm an alle Dienſtſtellen gab er durch: „Mit 
Waffengewalt erpreßte Stellungnahme in der Bürgerbräuverſammlung 
ungültig,“ am 9. November morgens erſchien ſein Erlaß: „Die National⸗ 
ſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei ſowie die Kampfverbände, Oberland“ 
und Reichsflagge find aufgelöſt.“ Hitlers Adjutant Siry wird von Herrn 
v. Kahr mit dem frechen Wort: „Mit Rebellen wird nicht verhandelt“ ver⸗ 
haftet. Am nächſten Tage, als die nationalſozialiſtiſchen Kolonnen in einer 9, Ron. 1023 
friedlichen Demonſtration durch München marſchieren, geſchah die Judas“ mordet an det 
tat der Reaktion gegen das erwachende Deutſchland. Alfred Roſenberg 8“ ernte 
als Augenzeuge ſchildert dieſen Todesmarſch des erwachten jungen Deutſch⸗ 
land am 9. November 1923: 

„In breiter Front ging es in die Stadt, bejubelt von ganz München. 
Vom Rathaus flatterte die ſchwarzweißrote und die Hakenkreuzfahne; 
die Hauptſtraßen waren bunt von Flaggen wie noch nie. Bald bogen wir 
in die Reſidenzſtraße ein. Vor uns gingen zwei Oberländler und ſchwenk⸗ 
ten die ſchwarzweißroten Fahnen. Etwa hundert Schritt vor der grünen 
Schützenkette mit Maſchinenpiſtolen zerbrach ein Fahnenſchaft ... Wir 
kamen näher. Die erſte Linie der Polizei ſenkte die Gewehre. Dann fiel 
ein Schuß, gleich darauf ſetzte ein Geknatter ein. Der rechte Fahnenträger 
ſank zuſammen, bedeckt vom ſchwarzweißroten Tuch. Hitlers Begleiter 
erhielt vier Schüſſe, im Fallen zog er Hitler mit ſich, mit einer Kraft, daß 
dieſem der Arm aus dem Gelenk ſprang. Ludendorff war aufrecht durch 
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die Kette gegangen. Die Polizei ſchoß nicht nur von vorn auf den Zug; 
auch aus der Reſidenz ertönten Schüſſe, und über mir vom Seitenflügel 
der Feldherrnhalle ſchoſſen Maſchinenpiſtolen ihr Blei auf den Aſphalt und 
in Menſchenleiber ... Scheubner, der geſchäftsführende Leiter der Kampf⸗ 
verbände, war vorgeſprungen: „Schießt nicht auf Ludendorff!“ Eine 
Kugel fuhr ihm durch die Bruſt, er war ſofort tot. Ein anderer ſprach mit 
blutendem Munde: Ihr Hunde habt auf Schwarz⸗Weiß⸗Rot geſchoſſen!“ 
und ſtarb. Auf den Stufen der Feldherrnhalle liegen Verwundete, von 
mehreren Schüſſen durchbohrt; neben ihnen ſteht, ſeiner nicht mehr mäch⸗ 
tig, der wuchtige Oberſtleutnant Kriebel und ruft: ‚Ihr Schufte habt Hitler 
und Ludendorff erſchoſſen . ..!“ Hauptmann Göring wälzt ſich, ſchwer 
verwundet, der Mauer der Reſidenz zu. Parteigenoſſe Körner iſt neben 
mir durch Kopfſchuß getötet ... 

Von unſerer Seite wurde auf das Schießen geantwortet. Hitler richtet 
ſich auf: Aufhören!“ Es war zwecklos ... Die Tragödie iſt aus ...“ 

Der Verrat hatte triumphiert. Adolf Hitler wurde wenige Tage darauf 
verhaftet, die Partei verboten, Adolf Hitler und die anderen Führer vor 
Gericht geſtellt. Es ſchien, als ob Deutſchland verloren ſein ſollte. Alle 
feine Feinde triumphierten über die Niederlage des Hakenkreuzes. Und es 
ſchien auch wirklich ſo, als ob ſie recht gehabt hätten, zu triumphieren — 
wenn nicht Adolf Hitler und ſeine Getreuen geweſen wären. 


Viertes Kapitel 


Der lange Kampf von der Neugründung der Partei 
bis zum Kabinett Schleicher 


Das Jahr 1924: Dem militäriſchen Niederbruch der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung in München folgte eine Periode der politi⸗ 
ſchen Beruhigung. Nun erſt wurde die Währung ſtabiliſiert, nachdem 
der Dollar bis auf eine Billion Mark geſtiegen war. Das Kabinett 
Streſemann trat am 20. November zurück, wenn auch Streſemann in 
dem neugebildeten Kabinett Marx als Außenminiſter wieder auftauchte. 

Der Konflikt zwiſchen Bayern und dem Reich findet ebenfalls eine 
Löſung, und endlich bahnt ſich auch mit Frankreich eine gewiſſe Möglichkeit 
des Ausgleiches an; Poincaré erklärt ſich im Dezember zu Verhandlungen 
bereit, die Reparationskommiſſion ernennt die Mitglieder ihrer Sach⸗ 
verſtändigenausſchüſſe, welche die deutſchen Laſten endgültig feſtlegen 
ſollen. Am Anfang des Jahres 1924 wird auch der Separatismus in der 
Pfalz geſchlagen. Während der rheiniſche Separatismus durch die Ver⸗ 
nichtung einer ſtarken Separatiſtenhorde durch deutſche Bauern am 
16. November 1923 im Siebengebirge am Agidienberg einen ſchweren 
Schlag bekommt, wird durch eine von Nationalſozialiſten getragene 
Erhebung der Pfälzer Bevölkerung der Separatismus auch in der Pfalz 
geſchlagen; am 9. Januar der Separatiſtenpräſident Heinz Orbis, ein 
Vaterlandsverräter, in Speyer umgelegt, am 12. Februar das Bezirksamt 
in Pirmaſens, in dem die Separatiſten ſich verſchanzt hatten, geſtürmt. 

Es tritt eine allgemeine Beruhigung in Deutſchland ein. Die revo⸗ 
lutionäre Lage, die Ende 1923 da war, iſt völlig verſchwunden. Dieſe 
Gelegenheit wollen die Machthaber benutzen, um nach der militäriſchen 
Niederlage des Nationalſozialismus auch deſſen politiſches und moraliſches 
Ende zu bringen. Vom 26. Februar bis zum 1. April fand in München der 26. Februar 
Prozeß gegen Adolf Hitler und feine Unterführer ſtatt. Die gewaltigen 12 Hitler 
Reden Adolf Hitlers, der Mut, mit dem er feine Gegner, das Syſtem der 
politiſchen Ohnmacht und des Marxismus i in Deutſchland anklagte, lenkte 
immer ſtärker die Aufmerkſamkeit des deutſchen Volkes auf dieſen Prozeß. 
Mit leidenſchaftlicher Anteilnahme verfolgte das ganze Deutſchland dieſe 
Prozeßverhandlung. Adolf Hitler wurde zu fünf Wen Feſtung ver ⸗ 
urteilt. 
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27. Febeuar 
1925 Erſte 
öffentliche Ber · 
ſammlu 

der Ne us 


In der Reichstagswahl am 4. März 1924 zeigte ſich die Wirkung der An. 
klage, die Adolf Hitler als Angeklagter vor dem Volksgericht gegen das 
Deutſchland mißregierende Syſtem gerichtet hatte: die NS DA, ver. 
bunden mit der Deutſchvölkiſchen Partei, die damals im weſentlichen in 
Norddeutſchland ſtand, erreichte 32 Mandate. In Bayern erlangte die 
NSDAP ſogar 27 Landtagsmandate. Trotzdem litt die Partei immer 
ſtärker unter der Gefangenſchaft des Führers. Richtungsſtreitigkeiten, 
Verwirrung, dazu die Verbindung mit der Deutſchvölkiſchen Freiheits- 
bewegung, die gerade dem arbeitertümlichen Charakter des National. 
ſozialismus fremd gegenüberftand, brachten der Partei ſtarke Verluſte. 
Um ſo bewundernswerter waren die alten getreuen Parteigenoſſen, die, 
oft ganz vereinzelt, während der Führer auf der Feſtung Landsberg ſaß 
und die Parteiführung nicht ausüben konnte, trotzdem treu zu den Halen. 
kreuzfahnen ſtanden. 

Sie haben ein Vorbild deutſcher Treue gegeben. 

In der Reparationsfrage war am 9. April das Sachverſtändigen⸗ 
Gutachten abgeſchloſſen und am 11. April von der Reparationskommiſſion 
angenommen; dieſes Gutachten, der ſogenannte Dawesplan, ſah Zah⸗ 
lungen vor, die im erften Jahr unter Zuhilfenahme einer Reparations- 
anleihe 1000 Millionen, im zweiten Jahr 1220 Millionen, im dritten Jahr 
1200 Millionen, im vierten Jahr 1750 Millionen, in den folgenden 
Normaljahren 2500 Millionen betragen ſollten. Leidenſchaftlich bekämpfte 
die NS DA dieſe unerträglichen Belaſtungen, trotzdem wurde der Dawes⸗ 
plan vom Reichstag angenommen. Hierbei wurde eine Neuauflöſung des 
Reichstages von der Regierung angeordnet; bei der Neuwahl am 7. De⸗ 
zember wirkte ſich nun die Ermüdung des Volkes aus. Die Sozialdemo⸗ 
kratie nahm wieder zu, während die vereinigten Nationalſozialiſten und 
Deutſchvölkiſchen von 32 auf 14 Mandate zurückgingen. Der National ⸗ 
ſozialismus ſchien nach feinem reißenden Aufſtieg auf eine unbedeutende 
politiſche Sekte zuſammengeſchmolzen zu ſein. 

Am 20. Dezember 1924 wurde Adolf Hitler — unter dem Druck der 
Volksſtimmung — aus der Feſtungshaft entlaſſen. Er fand nur noch Reſte 
und Trümmer der Partei vor, aber alle getreuen Kämpfer ſcharten ſich 


doch wieder um ſeine Fahne. Er mußte die ganze Bewegung von neuem 
auſbauen. 


Das Jahr 1925: Die NEDAPB mußte neu gegründet werden, zur 
gleichen Zeit, am 26. Februar 1925, erſchien auch der „Völkiſche Beob⸗ 
achter“, der während des Parteiverbotes nicht hatte erſcheinen können, 
wieder, am 27. Februar fand die erſte nationalſozialiſtiſche Maſſenver 
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ſammlung ftatt, bei der auch die bis dahin ſtreitenden Gruppen innerhalb 
der Partei ſich feſt Adolf Hitler unterſtellten. Adolf Hitler erhielt an dieſem 
Tage die Vollmachten als Führer, die er brauchte, um den Aufbau der 
Partei zur Befreiung Deutſchlands ungeſtört durch innere Streitigkeiten 
vollenden zu können. 

Beſonders wichtig wurde die Loslöſung von der Deutſchvölkiſchen 
Freiheitspartei. Damit bekamen die nationalſozialiſtiſchen Gruppen auch 
in Norddeutſchland die Hände frei, wo ſie ſowohl im Ruhrgebiet wie in 
Berlin Fuß faßten. In die gleiche Zeit fällt auch die Trennung von der 
Gruppe des Generals Ludendorff. Im Herbſt 1925, während rings eine 
bleierne politiſche Ruhe ſich auf Deutſchland legte, war die NS DA zwar 
noch ſehr klein, aber im Vormarſch begriffen. Da im Augenblick gar keine 
Ausſicht auf große politiſche Erfolge beſtand, da ihr Kampf gegen das in 
Deutſchland herrſchende Syſtem ein grundſätzlicher und radikaler war, ſo 
fanden ſich zu ihr nur die Unbedingten, die aus ihrer radikalen Überzeu⸗ 
gung ohne Hoffnung auf einen baldigen Sieg ſich ihr anſchloſſen. Je 
ſtärker die Laſten des Dawesplanes ſich fühlbar machten, um ſo mehr 
nahm der Nationalſozialismus in der Jugend zu. In dieſes Jahr fällt der 
erſte Kampf um die Reichspräſidentenwahl. Der bisherige Reichspräſi⸗ 
dent Friedrich Ebert war geſtorben; in zwei Wahlgängen rangen die poli⸗ 
tiſchen Gruppen miteinander. Der zweite Wahlgang brachte mit 14,6 
Millionen Stimmen gegen 13,7 Millionen Stimmen des Zentrums⸗ 
führers Marx einen Sieg des Generalfeldmarſchalls von Hindenburg. 
Auch die Nationalſozialiſten, die im erſten Wahlgang für die Kandidatur 
Ludendorff geſtimmt hatten, gaben in dieſem Wahlgang ihre Stimme für 
Hindenburg ab. 

Beruhigung trat auch an der Weſtgrenze ein; die Konferenz von Lo⸗ 
carno brachte ein Garantieabkommen über die durch Verſailles geſchaffe⸗ 
nen deutſchen Weſtgrenzen, den ſogenannten Locarno⸗Vertrag, der im 
Reichstage angenommen und am 1. Dezember in London unterzeichnet 
wurde. 


Das Jahr 1926 begann mit der Umbildung des Reichskabinetts unter 
dem Reichskanzler Luther. Nachdem die Deutſchnationalen wegen der 
Annahme der Locarnogeſetze das Kabinett verlaſſen hatten, ſtand dieſes 
Kabinett bereits wieder unter Duldung und Einfluß der Sozialdemokratie. 
Die erſte Rheinlandzone wurde bis zum Februar des Jahres geräumt. 

Wie Giftſchwämme zeigten ſich nun im deutſchen Hauſe als Wirkung 
des Novemberſturzes und der ungeheuren Oſtjudeneinwanderung große 
Schieberſkandale. Der Fall des Barmat⸗Konzerns, der den Reichskanzler 
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4. Juli 1926 
Zweiter 

Reicht partei · 
tag in Weimar 


Bauer und eine große Anzahl führender Sozialdemokraten beſtochen hatte, 
eine Unzahl anderer Fälle von Beſtechlichkeit und Schiebung begann 
das Volk immer mehr zu erregen. Um davon abzulenken, entfaltete die 
große jüdiſche Preſſe den ſogenannten „Feme⸗-Rummel“. Zur Zeit des 
Ruhreinſalls waren zum Schutz der deutſchen Oſtgrenzen in der fo- 
genannten „Schwarzen Reichswehr“ größere Kommandos Freiwilliger 
zuſammengezogen worden; dieſe Truppen mußten der Natur der Dinge 
nach verborgen bleiben, da der Feind von ihnen nichts erfahren durſte. 
Nun waren einzelne in dieſe Organiſationen hineingeſandte Verräter und 
Spione dort getötet worden, da man anders ſich ihrer nicht erwehren 
konnte. Um nun Schonung für ihre Schieberfreunde zu erpreſſen, wurden 
dieſe Dinge von der jüdiſchen Preſſe wieder ausgegraben und ein wahrer 
Verfolgungsfeldzug gegen die deutſchen Offiziere und Soldaten ein- 
geleitet, die dieſe Verräter beſeitigt hatten. Dienſt am Vaterlande in 
ſchwerſter Zeit wurde fo zum Verbrechen geſtempelt, die wahren Ver⸗ 
brecher aber wurden geſchützt. Das war es, was der Jude Julius Deutſch, 
vorübergehend Kriegsmmiſter in Oſterreich, bereits als Sinn des Um⸗ 
ſturzes von 1918 im Dezember 1918 geſchrieben hatte: „In Deutſchland, 
in Oſterreich, in Ungarn — Revolution, Republik. Was, ſeit wir denken 
können, wir glühenden Herzens erträumt und erſehnt haben, iſt Wirklich⸗ 
keit geworden. Jetzt ſind wir Juden ganz oben, jetzt ſind wir die Herren. 
Unſere glühenden Träume ſind erfüllt.“ 

Die Verzweiflung über die Not des Vaterlandes, über die immer mehr 
anſteigende Schande der Korruption und Judenherrſchaft trieb immer 
mehr Deutſche in die nationalfozialiſtiſchen Reihen. Der Reichsparteitag 
in Weimar am 4. Juli 1926 war bereits wieder eine machtvolle Kund⸗ 
gebung der anwachſenden jungen Bewegung; mit der Übertragung der 
Gauleitung Groß-Berlin an den hochbegabten Dr. Joſef Goebbels bekam 
auch in der Reichshauptſtadt der Nationalſozialismus einen ſtarken Auf⸗ 
trieb. In Sachſen brachte die Landtagswahl am 31. Oktober den Na⸗ 
tionalſozialiſten ſogar zwei Mandate. 

Das Ende des Jahres ſah wieder eine Kabinettskriſe; die Regierung 
Marx, welche auf die Regierung Luther gefolgt war, trat zurück. 


Das Jahr 1927: Das neugebildete Kabinett wurde wieder von dem 
Zentrumsmann Dr. Marx geführt, diesmal aber gehörte ihm auch die 
Deutſchnationale Partei an, die damit ihren Kampf gegen das in der 
Revolte von 1918 geſchaffene Syſtem praktiſch aufgab. Somit ging die 
Oppoſition grundſätzlich an die Nationalſozialiſten über. In Berlin griff 
der Nationalſozialismus ſo reißend um ſich, wurde die Bevölkerung ſo 
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wachgetrommelt, daß die Polizeiverwaltung des Polizeivizepräſidenten 
Bernhard Weiß, genannt „Iſidor“, zu einem der verwerflichſten Mittel 

der Polizeipraxis griff. Ein trunkſüchtiger Pfarrer Stucke, ein verkom⸗ 

mener Menſch, wurde in eine nationalſozialiſtiſche Verſammlung geſchickt, 

um dort Lärm zu ſchlagen. Als er hinausgeworfen wurde, zeterte die 

Preſſe, ein „ehrwürdiger Pfarrer ſei mißhandelt worden“, und der 
Polizeipräſident verbot am 7. Mai 1927 die NS DA in Berlin. Um trotz 7. Mai 1027 
des Verbotes den Kampf für die deutſche Erneuerung führen zu können, Bern den 
gründete Dr. Goebbels zuerſt als Wochenzeitung den „Angriff“, damals vum 

ein winziges Blatt, heute eine der größten Zeitungen Deutſchlands. 

Auf dem Reichsparteitage am 19. und 20. Auguſt in Nürnberg, auf dem 19. u, Da 
Adolf Hitler ſprach, marſchierten bereits 30000 Braunhemden am Führer Seen le Reicht 
vorüber — die Elite des jungen Deutſchlands, diejenigen, die ſich opferten en 
und für ihre Idee aus Brot und Arbeit jagen ließen, die hungerten und 
bluteten und niemals etwas von der Partei genommen, ſondern immer 
nur dafür gegeben und gekämpft haben. Mit dieſer kleinen Kampfſchar 
konnte Adolf Hitler das Ringen um Deutſchland ſeiner Entſcheidung ent⸗ 
gegentreiben. Als die Berliner SA vom Nürnberger Parteitage zurück- 
kam, wurde ſie in Berlin zum größten Teil verhaftet. Noch immer 
ſteigerte ſich der Terror des Marxismus, die hochfahrende Ablehnung des 
Bürgertums und die Schikane des Regierungsſyſtems gegen die an⸗ 
wachſende Bewegung. 


Das Jahr 1928: Obwohl unter der Einwirkung der ungeheuren 
Daweslaſten die Not in Deutſchland in langſamen Steigen begriffen war 
und das Erwachen ſchon größere Volkskreiſe umfaßte, brachte doch noch 
einmal die Reichstagswahl vom 20. Mai einen ſtarken Erfolg der Regie⸗ 
rungsparteien — der Nationalſozialismus erhielt im ganzen nur 12 Man⸗ 
date im Reichstag, immerhin eine Zunahme, da er bis dahin mit den 
Deutſchvölkiſchen zuſammen nur 15 Mandate gehabt hatte, von denen nur 
vier nationalſozialiſtiſch waren. Er erreichte im ganzen in Deutſchland 
800000 Stimmen, während die Deutſchvölkiſchen völlig bedeutungslos 
wurden. Damit ſtand der Nationalſozialismus als alleiniger Träger der 
radikalen nationalen Abwehr gegen das Syſtem zwar zahlenmäßig 
ſchwach, aber doch allein ohne eine hemmende Nebenbewegung. Zwanzig 
weitere nationalſozialiſtiſche Abgeordnete wurden in die Länderparla⸗ 
mente gewählt. Das auf Grund des ſozialdemokratiſchen Erfolges ge⸗ 
bildete Reichskabinett Hermann Müller enttäuſchte ſelbſt die eigenen An⸗ 
hänger, die wirtſchaftliche Not in Deutſchland vermehrte ſich — der Na⸗ 
tionalſozialismus ſetzte zum Sturm an. Über dieſes Jahr ſchreibt das Jahr; 
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buch der NSDAP von 1929: „Trotz der wenigen Mittel, die uns gegen- 
über den alten Parlamentsparteien zur Verfügung ſtehen, war es möglich, 
überall unſere Standarten zu zeigen, und daß wir die einzige Organi⸗ 
ſation darſtellen, die am folgerichtigſten den Kampf nicht nur gegen den 
Marxismus, ſondern auch gegen alle bürgerlichen Gruppen aufnimmt, ſo⸗ 
weit ſie in Abhängigkeit vom Judentum und ſeinen Trabanten ſtehen. 
In allen Orten unſeres deutſchen Vaterlandes wurden Verſammlungen 
abgehalten — einzelne Redner ſprachen oft neunmal in der Woche — und 
Flugblätter und Sondernummern unſerer Preſſe verteilt.“ 


Das Jahr 1929: Die Wirtſchaftsnot ſteigt immer höher, das Defizit 
im Reichshaushalt betrifft bereits 380 Millionen Mark, die Zahl der 
Arbeitsloſen iſt auf 2,6 Millionen geſtiegen. Am 1. Mai verſucht der 
Marxismus noch einmal, mit Gewalt ſich durchzuſetzen, ſchwere kom⸗ 
muniſtiſche Unruhen brechen in Neukölln und am Wedding aus. 

Am 1. Mai wird zugleich dem jungen Sturmführer Horſt Weſſel, dem 
Dichter des Liedes: „Die Fahne hoch!“, die Führung des SA⸗Trupps 34, 
Berlin⸗Friedrichshain, übertragen. Er baute aus ihm den berühmten 
Horſt⸗Weſſel⸗Sturm 5 auf. Überall in Berlin und im Reich ſteigt die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung. 

Der Dawesplan war immer unhaltbarer geworden, ausländiſche und 
deutſche Sachverſtändige verhandelten über einen neuen Tributplan, der 
als Youngplan am 31. Mai von den Sachverſtändigen angenommen 
wurde. Er ſah jährliche Zahlungen von 1700 Millionen Mark aufſteigend 
bis zu 2,3 Milliarden vor, die 65 Jahre lang von Deutſchland aufzubringen 
waren. Bereits iſt die Verzweiflung ſo geſtiegen, daß Bombenattentate 
in Schleswig⸗Holſtein und Hannover durch die Bauernſchaft begangen 
werden. Das Volk erkennt jetzt, wie richtig Adolf Hitler grundſätzlich das 

e beſtehende Syſtem bekämpft hatte. Auf dem Reichsparteitag der NSDAP 

Sn, am 3. und 4. Auguſt 1929 zu Nürnberg marſchieren bereits 60000 SA⸗ 

teitag Männer, dazu 200000 Parteigenoſſen unter den Hakenkreuzfahnen. 
Gegen den Poungplan brachte die NS DA zuſammen mit der Deutſch⸗ 
nationalen Partei und dem Stahlhelm ein Volksbegehren ein. Dieſes 
Volksbegehren ſollte einen Volksentſcheid gegen die Annahme des Young⸗ 
planes durch das Deutſche Reich ermöglichen. Mit ungeheurer Leiden⸗ 
ſchaft warf ſich die NS DA in den Kampf gegen Young. In die gleiche 
Zeit fiel die Enthüllung des Sklarek⸗Skandals in Berlin, der zeigte, daß 
einſchließlich des Oberbürgermeiſters Böß die ganze Berliner Stadt⸗ 
verwaltung faſt ausnahmslos von drei jüdiſchen Großhändlern beſtochen 
und die Stadt um viele Millionen Mark geſchädigt war. 
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Mit ungeheurer Anſtrengung gelang es der NEDWB zuſammen mit 
Deutſchnationalen und Stahlhelm die nötige Stimmenzahl für das Volks⸗ 
begehren mit 4 135 000 Stimmen aufzubringen, ſo daß nunmehr der 
Volksentſcheid ſtattfinden mußte. Auch die Landtagswahl in Baden am 
27. Oktober brachte der NS DA ſechs neue Landtagsmandate, ihr Vor⸗ 
marſch kam jetzt auch in Süddeutſchland in Fluß. Dagegen ſcheiterte der 
Volksentſcheid gegen den Youngplan. Er war raffinierterweiſe von der 
Regierung auf den 22. Dezember, zwei Tage vor Heiligabend, angeſetzt. 
Wohl wurden 5,8 Millionen Stimmen gegen den Youngplan abgegeben, 
jedoch genügte dies nicht. Die Regierungsparteien, die wohl wußten, daß 
ſie für den Verſklavungsvertrag das Volk nicht an die Wahlurne bringen 
konnten, empfahlen ihren Wählern Wahlenthaltung, und die Regierung 
ſtellte ſich danach auf den Standpunkt, daß damit die Mehrheit der Wähler, 
da ſie nicht mitgeſtimmt habe, mit dem Poungplan einverſtanden ſei. 


Das Jahr 1930: Die Regierung unterzeichnete nunmehr das Schluß⸗ 
protokoll des Youngplanes, der aber dem Deutſ chen Reichstage noch vor⸗ 
gelegt werden mußte. Am 14. Januar wird der junge tapfere Sturm⸗ 14. Sanuar 
führer Horſt Weſſel in ſeinem Zimmer von dem kommuniſtiſchen Mörder bern wre 
Ali Höhler überfallen und durch einen Schuß mit einem abgefeilten Geſchoß 
(Dum⸗Dum⸗Geſchoß) in den Mund ſchwer verwundet. Der Mörder und 
ſeine Mittäter werden von kommuniſtiſchen Parteifunktionären ver⸗ 
borgen. Schwerverwundet hat Horſt Weſſel dann noch wochenlang ge⸗ 
lebt; am 1. März 1930 trug das deutſchgeſinnte Berlin ihn zu Grabe. 
Die Polizei verbot einen Trauerzug, ſelbſt das Bedecken des Sarges mit 
der Hakenkreuzfahne wurde verboten. In der Nähe des Luiſenſtädtiſchen 
Friedhofs, wo er beigeſetzt wurde, hatte ſich das ganze rote Untermen⸗ 
ſchentum geſammelt, warf nach dem Sarg mit Steinen, johlte, ſchrie und 
lachte — ſo wurde der junge Vorkämpfer des Nationalſozialismus be⸗ 
graben. 

In Thüringen war die nationalſozialiſtiſche Bewegung bereits am An⸗ 
fang des Jahres fo ſtark geworden, daß Miniſter Frick als erſter National- 
ſozialiſt Innenminiſter in Thüringen wurde. Er geriet in kurzer Zeit in 
ſchwere Streitigkeiten, wie jelbftverftändlich, mit dem ſozialdemokratiſchen 
Reichsinnenminiſter Severing; am 19. März ſperrte Severing die vom 
Reiche zu leiſtenden Zuſchüſſe zu den Polizeikoſten des Landes Thüringen. 

Am 11. März hatte die entſcheidende Verhandlung über die Annahme 
des Youngplanes im Reichstag ſtattgefunden; mit 224 gegen 206 Stim- 
men wurde der Verſklavungspakt angenommen. Die NSDAP gab da- tı- ů ae 
mals die Erklärung im Reichstag ab, daß fie die Abgeordneten, die für angenommen 
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dieſen Plan ſtimmten, perſönlich für das daraus dem deutſchen Volke 
erwachſende Unglück haftbar machen würde. Am 15. Februar hatte ſie 
bereits das Kabinett in Sachſen geſtürzt, weil es im Reichsrat die ſächſi⸗ 
ſchen Stimmen für die Annahme des Poungplanes abgegeben hatte. 

Die Stellung der ſozialdemokratiſchen Regierung Hermann Müller im 
Reich wird nun immer unhaltbarer; wohl war es ihr noch möglich, mit 
knapper Mehrheit die Annahme des Poungplanes im Reichstage durch⸗ 
zuſetzen, die daraus ſich ergebenden Laſten aber der eigenen Wählerſchaft 
gegenüber zu vertreten, fühlte ſie ſich nicht mehr ſtark genug. Sie trat am 
27. März zurück; ſtatt ihrer wurde ein Kabinett unter der Führung des 
Zentrumsführers Dr. Heinrich Brüning mit der Bezeichnung eines 
„Kabinetts der Frontſoldaten“ geſchaffen. Während die bürgerlichen 
nationalen Gruppen dem neuen Kabinett Brüning „eine Chance zu 
geben“ erklärten, nahm der Nationalſozialismus ſofort in ſchärfſter Weiſe 
gegen dieſe Fortführung der Politik der nationalen Hilfloſigkeit und der 
Täuſchung des Volkes Stellung. Er allein griff ſofort die neue Reichs- 
regierung Dr. Brünings an und antwortete auf die Regierungserklärung 
Brünings am 1. April 1930 ſofort mit einer ſchroffen Kampfanſage. Sein 
Standpunkt dieſer Regierung gegenüber iſt folgendermaßen formuliert 
worden: 

„Wir ſehen im Kabinett Brüning ein Kabinett, das den heutigen Zu⸗ 
ſtand auf allen Ebenen aufrechterhalten will, das heute ſanieren will, um 
morgen zu erfüllen, und das auch nicht den leiſeſten Verſuch macht, irgend⸗ 
wie gegen die Tributpolitik und ihr Prinzip von heute vorzugehen. Aus 
dieſem Grunde haben wir ſachlich das tiefſte Mißtrauen gegen das Kabi⸗ 
nett und werden daher jedem Mißtrauensantrag zuſtimmen. 

Darüber hinaus aber haben wir noch perſönliche Gründe, dem Kabinett 
Brüning das Vertrauen zu verweigern, die in der Beſchaffenheit und in 
den Taten einzelner Mitglieder dieſes Kabinetts begründet find. Ein Kabi⸗ 
nett, dem Herr Wirth angehört, der kein anderes Ziel mehr hat, als wie 
ein Ritter Don Quichotte gegen Windmühlenflügel, gegen den erwachen⸗ 
den Nationalſozialismus vorzugehen, der dabei ein Fingerſpitzengefühl 
entwickelt wie ein Elefant, der in den Porzellanladen geraten iſt, ein 
ſolcher Mann iſt für uns untragbar. 

Ein Außenminiſter namens Curtius mit der geradezu grenzenloſen 
Erfolgloſigkeit und Ideenloſigkeit ſeiner Außenpolitik iſt ebenfalls für uns 
undenkbar, und ein Hüter der Reichswehr mit der Vergangenheit des 
Herrn Groener iſt für uns geradezu der Garant, daß aus einem ſolchen 


Kabinett niemals auch nur die leiſeſte Idee deutſchen Befreiungswillens 
Wirklichkeit werden kann.“ 
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Am 17. Mai trat der Poungplan in Kraft, am 30. Juli verließen die 
letzten franzöſiſchen Truppen das Rheinland. Sofort warf ſich die deutſch⸗ 
geſinnte Bevölkerung auf die bis dahin unter dem Schutz der Franzoſen 
geſicherten Separatiſten, über die eine wohlverdiente Volksrache herein⸗ 
brach. Die Wirtſchaftsnot aber ſteigt immer höher, durch eine Not- 
verordnung vom 5. Juni verſucht der neue Reichskanzler Brüning durch 
Herabſetzung der Beamtengehälter die Kriſe aufzuhalten. — Schon am 
20. Juni verläßt ihn ſein Finanzminiſter Moldenhauer. Immer mehr 
ſchließt ſich das deutſche Volk dem nationalſozialiſtiſchen Befreiungskampf 
an: bei der Landtagswahl in Sachſen am 22. Juni erreicht die NS DAP 
vierzehn ſtatt bisher fünf Mandate. — Immer ſchärfer wird auch der 
Kampf zwiſchen der NSDAP und der preußiſchen Regierung Otto 
Braun. Vor allem gelingt es den Nationalſozialiſten, in ſteigendem Maße 
das Land zu mobiliſieren. Der deutſche Bauer ſchloß ſich den Hakenkreuz⸗ 
fahnen an, der Laſtkraftwagen ermöglichte dabei zugleich den Antransport 
auch größerer SA⸗Verbände vom Lande in die Städte, jo daß rings in der 
Provinz die kommuniſtiſchen Hochburgen ins Wanken gerieten. Die Be⸗ 
freiung des Rheinlandes von der Beſatzung der Franzoſen gab zugleich der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung dort freie Hand, in der Pfalz konnte ſo 
durch den Gauleiter Bürckel in wenigen Monaten aus den alten Kämpfern 
gegen den Separatismus und der erwachten Pfälzer Bevölkerung in 
einem beiſpielloſen Aufſtieg eine nationalſozialiſtiſche Hochburg geſchaffen 
werden. In Oſtpreußen, bei der ſonſt außerordentlich zurückhaltenden und 
ſchwerfälligen oſtpreußiſchen Bevölkerung, gelang es dem Gauleiter Koch 
in tapferem Kampfe, gerade auch gegen die „deutſchnationale“ Gruppe, im 
Oſten des Reiches gleichfalls eine nationalſozialiſtiſche Hochburg zu ſchaf⸗ 
fen. Bei dieſer kämpferiſchen Entwicklung der NSDAP konnte eine im 
Gau Groß-Berlin ausbrechende Kriſe, bei der eine kleine Gruppe um Otto 
Straſſer dem Führer Adolf Hitler die Gefolgſchaft verſagte, raſch über⸗ 
wunden werden. — Ungeheuer ſtark war die Belaſtung der zahlenmäßig 
immer noch ſchwachen Partei mit Opfern. Nicht nur die Toten und Ver⸗ 
wundeten, nicht nur der tägliche Terror der Marxiſten und die Be⸗ 
kämpfung durch die Behörden, ſondern auch die Arbeitsloſigkeit ſchwächte 
die Bewegung aufs äußerſte. Bereits hatten viele SA-Stürme der Groß⸗ 
ſtädte 60 und 70 Prozent Erwerbsloſe in ihren Reihen. Unvorſtellbar 
waren die Opfer der SU, die oft genug hungrig und übermüdet, Abend 
für Abend den ſchweren Verſammlungsdienſt, den Schutz der Bewegung 
auf der Straße durchhielt. 

Notverordnung auf Notverordnung des Reichskanzlers Brüning be⸗ 
laſtete die Lebenshaltung gerade der breiten Maſſen des Volkes — erſt als 
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auf nationalſozialiſtiſchen Druck der Reichstag die Notverordnungen 
Brünings aufhob, wurde er am 18. Juli 1930 aufgelöſt. 

r Die neue Reichstagswahl am 14. September 1930 brachte den entſchei⸗ 

1 denden Durchbruch des Nationalſozialismus zur politiſch bedeutſamſten 

* Partei Deutſchlands. Ein ungeheuer ſchwerer Wahlkampf war ihr voraus- 
gegangen, über Deutſchland rollte die Sturmflut des nationalſozialiſtiſchen 
Angriffs. 107 Sitze erhielt die NSDAP im Reichstage. Von 800000 
im Jahre 1928 war die nationalſozialiſtiſche Bewegung auf 6,5 Millionen 
Wähler im Jahre 1930 angeſtiegen — die Welt horchte auf. Es war die 
vernichtendſte Niederlage, die jemals eine Reichsregierung erlitten hat, 
wie ſie in dieſer Stunde die Regierung Brüning erlitt — es war aber auch 
zugleich der größte Wahlſieg, den jemals eine politiſche Partei erkämpfte. 
Sofort nach der Wahl ſetzte der Nationalſozialismus mit einer zweiten 
Verſammlungswelle ein. Bereits ſchrieben die Berliner Zeitungen von 
einem bevorſtehenden „Marſch auf Berlin“. Aber Adolf Hitler hielt den 
geſetzlichen Weg ein. Er war ſich darüber klar, daß nur völlig geſetzlich der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung die Eroberung Deutſchlands möglich 
war, daß jeder Verſuch, mit der Waffe in der Hand die Regierung zu ſtür⸗ 
zen, notwendigerweiſe mit der Vernichtung des beſten Blutes in Deutſch⸗ 
land enden mußte. Die nationalſozialiſtiſche Idee drang inzwiſchen auch 
in die Reichswehr ein. Vor dem Leipziger Reichsgericht wurden drei 
Reichswehroffiziere der Garniſon Ulm wegen nationalſozialiſtiſcher Be⸗ 
tätigung, die als Hochverrat dargeſtellt wurde, angeklagt. Adolf Hitler 
beeidete noch einmal als Zeuge den geſetzlichen Weg, auf dem er die 
NSDAP zum Siege führen wollte. 

Reichskanzler Brüning aber weigerte ſich, aus dem nationalſozialiſtiſchen 
Wahlſieg die Folgerung zu ziehen; er betrachtete das Anwachſen der 
Hitler⸗Bewegung als eine „Fieberkurve“ des erkrankten Deutſchlands und 
blieb an der Macht. Als der Deutſche Reichstag am 14. Oktober eröffnet 
wurde, zogen 107 Nationalſozialiſten im Braunhemd in ihn ein. 

In Preußen bereitet ſich inzwiſchen die ſozialdemokratiſche Regierung 
zum Vernichtungskampf gegen den Nationalſozialismus vor, am 22. Ok- 
tober wird Severing zum Innenminiſter in Preußen ernannt — das iſt 
die Anſage des ſchärfſten Kampfes gegen die NSDAP. Am 1. Dezember 
erſcheint eine neue Brüningſche Notverordnung, am 6. Dezember lehnt 
der Reichstag gegen die Nationalſozialiſten die Aufhebung der Not⸗ 
verordnung des Reichskanzlers Brüning ab, am 3. Dezember wird im 
Schloß Jäſchkowitz bei Breslau ein nationalſozialiſtiſches SA⸗Quartier 
von Polizei überfallen, ja am 5. Dezember wagt man ſogar, den Film 
des berüchtigten Remarque „Im Weſten nichts Neues“, hergeſtellt von 
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dem Filmjuden Laemmle, eine bösartige Beſchimpfung der deutſchen 
Frontſoldaten des Weltkrieges, in Berlin aufzuführen. Unter Leitung des 
Berliner Gauleiters Dr. Goebbels wird dieſe Aufführung verhindert, in 
wuchtigen Maſſendemonſtrationen, beſonders am 9. Dezember, kämpft 
der Nationalſozialismus gegen den Schandfilm. Es kommt zu ſehr 
ſchweren Zuſammenſtößen mit der von dem jüdiſchen Polizeivizepräſi⸗ 
denten Bernhard Weiß zum Schutze des Films eingeſetzten Polizei —end⸗ 
lich verbietet die Regierung die öffentliche Aufführung des Films. 

Die Not in Deutſchland iſt inzwiſchen ungeheuer geworden, von der 
allgemein hereinbrechenden Wirtſchaftskriſe iſt das unter untragbaren 
Tributlaſten und ſchwerer Verſchuldung ſtehende deutſche Volk raſcher und 
ſtärker betroffen als die übrigen Nationen. Die Arbeitsloſigkeit betrug 

am 15. November 1930: 3,4 Millionen Menſchen, 
am 15. Dezember 1930: 3,9 15 8 3 
am 1. Januar 1931: 4,3 8 7 


Das Jahr 1931: 1931 iſt eines der ſchwerſten Kampfjahre der natio- 
nalſozialiſtiſchen Bewegung, doppelt ſchwer deswegen, weil es an ſich 
keine großen Entſcheidungen brachte. Der Terror der Kommuniſten, die 
jetzt gegen die ſteigende nationalſozialiſtiſche Welle um ihre politiſche Zu⸗ 
kunft kämpften, nimmt ungeheuer zu. Daß weder der Reichskanzler 
Brüning noch irgendein anderer das innerlich kranke Weimarer Syſtem 
würde retten können, war deutlich zu erkennen. Es handelte ſich jetzt nur 
noch darum, wer es einmal erſetzen würde — der Nationalſozialismus oder 
der Kommunismus. Die Regierung hoffte dabei, durch ſtille Begünſtigung 
des Kommunismus die nationalſozialiſtiſche Welle aufhalten zu können. 
Am 14. Januar erging zuerſt in Baden ein Uniformverbot gegen die 
NSDAP. Saalſchlachten und Straßenſchlachten, heimtückiſche Überfälle 
der Kommuniſten und des Reichsbanners auf die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung, beſonders auf die SA, nahmen kein Ende. Am 22. Januar 
fand in Berlin eine ſchwere Saalſchlacht im Saalbau Friedrichshain, in 
dem Dr. Goebbels gegen einen kommuniſtiſchen Reichstagsabgeordneten 
geſprochen hatte, ſtatt. Der „Angriff“ und die übrigen national⸗ 
ſozialiſtiſchen Zeitungen wurden immer wieder beſchlagnahmt und ver⸗ 
boten. Am 9. Februar wurde die Geſchäftsordnung des Reichstages in 
der Weiſe geändert, daß die nationalſozialiſtiſche Oppoſition faſt völlig 
geknebelt war. Darauf verließen die nationalſozialiſtiſchen Abgeordneten 
aus Proteſt den Reichstag. Die Lage der Partei war damit außerordent- 
lich ſchwierig geworden; trotz des großen Wahlſieges vom 14. September 
war ſie im Reichstag nicht in der Lage geweſen, ſich gegen die Übermacht 
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der gegen fie zuſammenarbeitenden Gruppen durchzuſetzen und hatte den 
Reichstag verlaſſen, in Preußen war, ſolange die Regierung Braun⸗ 
Severing weiter regierte, d. h. ſolange der Preußiſche Landtag dieſe hielt, 
ebenfalls für ſie nichts zu erreichen. Dazu ging eine Welle des Terrors 
durch die Behörden auf ſie nieder. Schon am 1. Februar hatte der Ber⸗ 
liner Polizeipräſident nationalſozialiſtiſche Lokale geſchloſſen. Am 4. Fe⸗ 
bruar war der „Angriff“ aufs neue verboten worden, am 12. Februar 
fanden Hausſuchungen bei den nationalſozialiſtiſchen Führern ſtatt, am 
13. März hob der Reichstag die Immunität einer Anzahl national- 
ſozialiſtiſcher Abgeordneter auf. Es iſt verſtändlich, daß eine Verzweif⸗ 
lungsſtimmung ſich vielfach bemerkbar machte. Damit nicht underant- 
wortliche Elemente die Bewegung zu einem Losſchlagen drängten, das 
der Staatsgewalt die willkommene Gelegenheit zur Vernichtung der 
Partei gegeben hätte, warnte Adolf Hitler noch einmal am 16. Februar 
vor Provokateuren. Am 22. Februar marſchierte dann die treue SA am 
Hitler⸗Tag in Braunſchweig am Oberſten Führer vorüber, ein gewaltiges 
Bekenntnis zu Führer und Bewegung in einer Zeit der ſchwerſten Unter⸗ 
drückung; die kommunalen und Reichstagswahlen am 1. März in Braun⸗ 
ſchweig brachten dann auch wieder eine erneute Zunahme des National ⸗ 
ſozialismus. 

Als in Hamburg ein kommuniſtiſcher Abgeordneter am 15. März von 
Nationalſozialiſten, die durch den kommuniſtiſchen Blutterror, den die Be⸗ 
hörden unterſtützten, zur Verzweiflung getrieben waren, im Autobus er⸗ 
ſchoſſen wurde, wurden ſämtliche nationalſozialiſtiſchen Zeitungen ver⸗ 
boten; in Königsberg auf dem Bahnhof wurden Dr. Goebbels und Prinz 
Auguſt Wilhelm von Polizeimannſchaften des dortigen ſozialdemokratiſchen 
Polizeipräſidenten mit dem Gummiknüppel angefallen. Eine neue Terror- 
Notverordnung gegen den Nationalſozialismus verbot nicht nur das Tra⸗ 
gen nationalſozialiſtiſcher Uniformen noch einmal, ſondern ſogar Ab- 
zeichen, Laſtkraftwagenfahrten, ja Beflaggung von Lokalen mit der Haken⸗ 
kreuzfahne — die Demokratie widerlegte ſich ſelbſt und endete in ſchmäh⸗ 
licher Tyrannei gegen die Selbſtbeſinnung des Volkes. 

Mitten in dieſer ſchwerſten Bedrängnis der Bewegung verſuchte der 
Oberführer Stennes, der die SA von Berlin und Oſtdeutſchland führte, 
am 1. April gegen die Führung Adolf Hitlers Schwierigkeiten zu erheben; 
nach wenigen Tagen der Kriſe war auch dies überſtanden und die SA 
wieder feſt in der Hand des Oberſten Führers. 

Obwohl das Kammergericht das Verbot der nationalſozialiſtiſchen Uni⸗ 
formen für ungültig erklärte, ſcheute die Regierung ſich nicht, es aufs neue 
zu erlaſſen — der „Völkiſche Beobachter“ richtete an den Reichspräſidenten 
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die Forderung, wenn er gegenüber dieſem Terror der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Bewegung kein Recht ſchaffen könne, lieber zurückzutreten. 

Begrüßt, ja geſchützt von den Behörden entwickelte ſich der kommu⸗ 
niſtiſche Mordterror immer ungehemmter; es verging faſt kein Abend, an 
dem nicht Nationalſozialiſten niedergeſchlagen oder niedergeſtochen wur⸗ 
den. Und trotzdem ſtieg die Bewegung. Die Landtagswahl in Oldenburg 
am 17. Mai ergab aufs neue einen ſtarken nationalſozialiſtiſchen Sieg — 17. Mat 1931 
aber die Regierung gab die Hoffnung noch nicht auf, die Bewegung durch Sides 
Verbot und Schikanen zu zermürben. Am 4. Juni wird der „Angriff“ 
auf vier Wochen verboten, am 21. Juni ein großes SA⸗Sportfeſt verboten, 
am 29. Juni die Univerſität, wo die Studenten gegen die Frechheit der 
dortigen Juden und Marxiſten demonſtrierten, geſchloſſen, ja, am 2. Juli 
werden ſogar ſtudentiſche Kundgebungen gegen Verſailles verhindert. 

Da brach die lange verſchleppte Kriſe der Wirtſchaft aufs neue aus. Es 
kam zu einer ſchweren Kriſe im deutſchen Bankweſen, eine große Anzahl 
der Bankinſtitute konnte nicht mehr auszahlen — hätte nicht die Stundung 
der internationalen Schulden und das ſogenannte Hoover⸗Moratorium 
des amerikaniſchen Präſidenten eine gewiſſe Erleichterung gebracht, ſo 
wäre die Kriſe unabſehbar geworden. Nun aber konnte ſie noch einmal 
aufgehalten werden. 

Der Stahlhelm hatte am 4. Februar ein Volksbegehren auf Auflöſung 
des Preußiſchen Landtages eingebracht, Adolf Hitler hatte dann am 10. 
April alle Parteigenoſſen aufgefordert, dieſes Volksbegehren zu unter⸗ 
ſtützen. Das Volksbegehren hatte auch Erfolg, hingegen ſcheiterte der 
Volksentſcheid auf Auflöſung des Preußiſchen Landtages am 9. Auguſt, 
ein Beweis der Richtigkeit der Vorausſchau Adolf Hitlers, der dieſem von 
vornherein kritiſch gegenübergeſtanden hatte. Die Arbeitsloſigkeit war am 
20. Auguſt wieder auf 4,1 Million geſtiegen. 

Während der Kommunismus ſich immer mehr verſtärkte, war das 
Syſtem Brüning auch außenpolitiſch erfolglos: eine Zollunion mit 
Deutſch⸗Oſterreich, die es geplant hatte, ſcheiterte am franzöſiſchen Wider⸗ 
ſtand und wurde am 5. September vom Haager Schiedsgericht verworfen. 

Am 12. September kam es zu Zuſammenſtößen auf dem Kurfürſten⸗ 
damm, wo beſonders protzig auftretende Juden von ausgehungerten und 
ausgeplünderten SA⸗Männern verhauen wurden. Außerdem hatte die 
Berliner Polizei des Polizeivizepräſidenten Bernhard Weiß, der einen 
neuen Grund zum Vorgehen gegen den Nationalſozialismus ſuchte, hier⸗ 
bei die Hände im Spiel. 5 

Während die kommuniſtiſchen Mörder ungeſtraft herumliefen und ſich 
des Schutzes der Behörden erfreuten, wurden die SA⸗Männer vor einer 
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ausdrücklich zu dieſem Zweck zuſammengeſtellten richterlichen Schreckens⸗ 
kammer zu hohen Strafen verurteilt. Die Arbeitsloſigkeit betrug am 
1. Oktober bereits 4,3 Millionen Arbeitsloſe. 

10, DIE Am 10. Oktober empfing der Reichspräſident von Hindenburg Adolf 

lprache iter. Hitler und Hermann Göring zu einer Beſprechung. Mit Recht forderte 

Bine Adolf Hitler für den Nationalſozialismus als die ſtärkſte Bewegung 
Deutſchlands die Führung — die Beſprechung blieb ergebnislos. Am 
gleichen Abend ließ der Berliner Polizeivizepräſident, der Jude Weiß, 
die SA⸗-Heime ſchließen und ſogar kranke und obdachloſe SU-Männer auf 
die Straße werfen. 

Eine gemeinſame Tagung der Nationalſozialiſten, der Deutſchnatio⸗ 
nalen und des Stahlhelms in Harzburg ergab eine Übereinftimmung zum 
mindeſten in der Frage der gemeinſamen Bekämpfung der immer ver⸗ 
haßter gewordenen Regierung Brüning. Die Arbeitsloſigkeit war am 
10. November auf 4,6 Millionen geſtiegen — am 15. November brachte 
die Landtagswahl in Heſſen dem Nationalſozialismus einen vollen Erfolg. 
Der Schrecken der Syſtemparteien wurde grenzenlos. Eine Konferenz 
der Innenminiſter, ja ein beſonderer Erlaß des preußiſchen Innenminiſters 
Severing ſollten Mittel gegen die ſteigende nationalſozialiſtiſche Flut ſein. 
Sogar der Preußiſche Kirchenrat verbot das Betreten der Kirche mit Haken⸗ 
kreuzfahnen, um dadurch das Zeichen des deutſchen Erwachens im Volk 
herabzuſetzen. 

Die Regierung war der Arbeitsloſigkeit gegenüber völlig hilflos ge⸗ 
worden. Am 24. November ſtanden 4,8 Arbeitsloſe auf der Straße, eine 
neue Notverordnung mit neuen Preis- und Lohnſenkungen machte das 
Elend nur noch ſchlimmer. Es nützte nichts, daß der Innen⸗ und Wehr⸗ 
miniſter Groener nationalſozialiſtiſche Abgeordnete in Uniform ſogar aus 
den Länderparlamenten zerren ließ, es nützte nichts, daß der Kom⸗ 
munismus ungehindert morden durfte — als das bitterſchwere Jahr 1931 
zu Ende ging, hatte der Nationalſozialismus ſich ungebrochen und un⸗ 
zerſtört, immer noch wachſend und erſtarkend, durch ein Jahr hindurch⸗ 
gekämpft, das klein an großen Ereigniſſen, aber groß an kleinen Quälereien 
und vielen Opfern geweſen war. 


Das Jahr 1932: Mit dem Jahre 1932 rückten nun die Entſcheidungen 
heran. Die Amtsdauer des Reichspräſidenten v. Hindenburg lief ab, und 
eine Neuwahl erſchien unvermeidlich, auch die Periode des Preußiſchen 
Landtages neigte ſich ihrem Ende zu, außerdem ſtanden am 1. Januar 
5666000 Arbeitsloſe auf der Straße. Schwere Erſchütterungen des 
Staates und Volkes reiften heran. Der Kommunismus erhob immer 
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drohender ſein Haupt, ja bereits wurde ſogar die Rede des Reichs- 
präſidenten durch Kommuniſten, die ſich in der Nähe Berlins in den Sen⸗ 
der Königswuſterhauſen eingeſchaltet hatten, geſtört. Trotzdem ging die 
Verfolgung gegen die nationalſozialiſtiſche Bewegung weiter. Da das 
Kabinett Brüning ſich einſtweilen vom Reichspräſidenten gehalten fühlte, 
ſo machte es den Verſuch, die Amtsdauer des Reichspräſidenten durch ein 
verfaſſungänderndes Geſetz verlängern zu laſſen, ſcheiterte aber dabei. 
Der Wahlkampf um den Reichspräſidentenpoſten wurde damit unver⸗ 
meidlich. Unvermeidlich wurde auch die Behandlung der Tributfrage. Es 
war am 9. Januar mit den Regierungen der Siegerſtaaten der Beginn 
einer neuen Konferenz auf den 25. Januar in Lauſanne verabredet wor⸗ 
den, da die völlige Unfähigkeit Deutſchlands, weiter Tribute zu zahlen, 
offenſichtlich wurde. Zugleich wurde die Frage der Abrüſtung immer 
brennender. Obwohl im Verſailler Diktat die Abrüſtung Deutſchlands nur 
als Anfang und Einleitung einer allgemeinen Abrüſtung bezeichnet war, 
wurde von Monat zu Monat auf der Abrüſtungskonferenz dieſes Problem 
immer weiter verſchleppt. Wenn von den Gegnern Deutſchlands eine 
Abrüſtung nicht zu erreichen war, ſo war es ſelbſtverſtändlich, daß man 
Deutſchland die Wehrfreiheit gewähren mußte. Wieder wahrte die 
Sozialdemokratie ihren alten Ruf, im entſcheidenden Augenblick dem 
Reich in den Rücken zu fallen. Rudolf Breitſcheidt, ihr außenpolitiſcher 
„Kopf“, erklärte am 15. Januar: „Nicht Wehrfreiheit für Deutſchland, 
ſondern Wehrgebundenheit für die anderen.“ Gerade dieſe Wehrgebun⸗ 
denheit aber wollten die anderen ja nicht zugeſtehen! 

Der Wahlkampf zur Reichspräſidentenwahl reifte heran. Der erſte 
Wahlgang wurde auf den 13. März, der zweite auf den 10. April vor- 
geſehen. Am 15. Februar nahm der Reichspräſident v. Hindenburg die 
Kandidatur zur Wiederwahl an. Hinter dieſe Kandidatur ſtellten ſich alle 
diejenigen Kräfte, die einen Sieg Adolf Hitlers nicht wollten. Sowohl das 
Zentrum wie die Sozialdemokratie und eine große Anzahl kleinerer Ver⸗ 
bände erklärten ſich für die Kandidatur desſelben Reichspräſidenten, deſſen 
erſte Kandidatur im Jahre 1925 ſie wütend bekämpft hatten, weil ſie ihn 
für „das kleinere Übel“ gegenüber Adolf Hitler erklärten! Die Kommu⸗ 
niſten ſtellten ihren Parteiführer Thälmann auf, während die Deutſch⸗ 
nationale Partei und der Stahlhelm als ausſichtsloſe Kandidatur 
gegen Adolf Hitler, den Führer des erwachten jungen Deutſchland, 
den Stahlhelmführer Düſterberg, einen Mann jüdiſcher Abſtammung, 
aufſtellten. 

Adolf Hitler, der treue deutſche Soldat, der Freiwillige des Weltkrieges, 
war noch immer nicht deutſcher Staatsangehöriger, ihm, dem Deutſchen 
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aus Oſterreich, verweigerte man, was Tauſenden von Oſtjuden gegeben 
worden war — die deutſche Staatsbürgerſchaft. Erſt am 26. Februar 
gelang es der Regierung des Landes Braunſchweig, dadurch, daß fie Adolf 
Hitler zum braunſchweigiſchen Regierungsrat machte, ihm die deutſche 
Staatsbürgerſchaft zu verſchaffen. Adolf Hitler kündete am 27. Februar 
in einer großen Kundgebung im Berliner Sportpalaſt ſeine Kandidatur 
an und erklärte, als nun das Schickſal ihn zwang, gegen Hindenburg in die 
Schranken zu treten, während Juden und Marxiſten ſich hinter der Per- 
ſönlichkeit Hindenburgs zu verſtecken ſuchten: 

„Wir haben einſt dem Generalfeldmarſchall gedient, in Treue und Ge⸗ 
horſam, heute ſagen wir ihm: ‚Du biſt uns zu verehrungswürdig, als daß 
wir dulden könnten, daß ſich andere hinter Dir verſtecken, die wir vernichten 
wollen, Du mußt zur Seite treten.““ 

Am 28. Februar wandte ſich Adolf Hitler noch einmal klageführend gegen 
die Lügenmethode der ſozialdemokratiſchen Preſſe, die behauptet hatte, 
die Wahl Adolf Hitlers werde für Deutſchland höchſte Gefahr und ſchwere 
Auseinanderſetzungen mit ſich führen. Er wies vor allem darauf hin, daß 
die Methode, nun ſchon das Ausland mobil zu machen gegen das deutſche 
Erwachen, von ihm in ſchärfſter Weiſe zurückgewieſen werden mußte. 

Für Hindenburgs Kandidatur traten die ſozialdemokratiſchen Miniſter 
Preußens, dazu der Reichskanzler Dr. Brüning in einer wilden Hetzrede, 
gegen Adolf Hitler ein. Am 13. März brachte, geſpeiſt von den großenteils 
jüdiſchen Geldern des Hindenburgausſchuſſes und getragen von einer un⸗ 
endlich unwahrhaftigen Agitation, die nur die liebenswerte Perſon des 
Reichspräſidenten herausſtellte, aber verſchwieg, daß durch eine Wieder⸗ 
wahl ſich die Verderber Deutſchlands vor der Strafe durch Adolf Hitler 
retten wollten, 18650000 Stimmen für Hindenburg, 11339000 für 
Adolf Hitler, 4983000 für Thälmann und 2557000 für Düſterberg. Da⸗ 
mit hatte die Wahl nicht die verfaſſungsmäßig erforderliche abſolute 
Mehrheit ergeben, ſo daß ein zweiter Wahlgang ſtattfinden mußte. 

Hierbei wurde die Neidkandidatur Düſterberg zurückgezogen. In der 
Erklärung des Stahlhelms aber hieß es: 

„Der zweite Grund, der den Stahlhelm veranlaßt hatte ... die Kan⸗ 
didatur Düſterberg aufzuſtellen, war der Entſchluß, ſich unter keinen Um⸗ 
ſtänden einer nationalſozialiſtiſchen Parteidiktatur zu unterwerfen. Auch 
dieſer Entſchluß bleibt richtunggebend beſtehen.“ 

Erfreulicherweiſe hat der Entſchluß den Herren nichts genützt — ſie 
haben doch, wenn auch ſpät und nach Sträuben, ſich der Diktatur Adolf 
Hitlers unterwerfen müſſen . 

Vor dieſem zweiten Wahlgang zur Reichspräſidentenwahl ſetzte nun ein 
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ungeheuerlicher Terror der ſozialdemokratiſchen Regierung und aller 
reaktionären und volksfeindlichen Kräfte gegen die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung ein. Am 17. März wurden auf Veranlaſſung des ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Innenminiſters Severing die geſamten Geſchäftsſtellen der 
NSDAP in Preußen einer polizeilichen Hausſuchung unterzogen, ein 
verlogenes Geſchrei über Bürgerkriegsvorbereitungen der National- 
ſozialiſten wurde erhoben. Indeſſen mordete der kommuniſtiſche Terror, 
geſchützt von der preußiſchen Regierung, und nicht ungern geſehen von der 
Reichsregierung Brüning, ungeſtört und ungehemmt weiter. Trotzdem 
es ſonſt nie üblich war, wandten ſich jetzt ſogar, von Gewiſſensbedenken 
geplagt, die evangeliſchen und katholiſchen Kirchenbehörden an die 
Reichsregierung und forderten eine „politiſche Oſterruhe“ vom 20. März 
bis 3. April — auf dieſe Weiſe konnte man am beſten den Kampf des 
jungen Deutſchland, ſeine Werbung für Adolf Hitler lahmlegen! Kom⸗ 
muniſtiſche Mörder und reaktionäre Pfaffen vereinigten ſich ſo im Haß 
gegen Adolf Hitler und das erwachte Deutſchtum. Selbſtverſtändlich 
wurde dieſer politiſche Oſterfrieden erklärt. Am 4. April ließ der Berliner 
jüdiiche Polizeipräſident Bernhard Weiß ſogar die Gaubüros der SA und 
SS ſchließen, um die NSDAP zu lähmen. Am 10. April wurde darauf 10. — 1 
der Reichspräſident von Hindenburg tatſächlich wiedergewählt. Immer wierergemäsu 
hin erreichte Adolf Hitler 13,4 Millionen Stimmen. Drei Tage darauf 
ſchlug der Reichswehrminiſter und Reichsinnenminiſter General Groener 
gegen die NSDAP los. Unter dem Jubel des Auslandes, der Juden⸗ 
preſſe und der Kommuniſten verbot er am 13. April die SA und SS. 13 abr. 
Adolf Hitler richtete an die SA⸗Männer, die ſelbſtverſtändlich trotz des bietet die Su 
Verbotes des Herrn Groener in treuer Kameradſchaft zuſammenhielten 
und feſt zu ihrem Oberſten Führer Adolf Hitler ſtanden, im Hinblick auf 
die am 24. April bevorſtehende Wahl zum Preußiſchen Landtag, fol 
genden Aufruf: 

„Ihr ſeid von jetzt ab nur noch Parteigenoſſen. Ihr erfüllt als Partei- 
genoſſen eure Pflicht, indem ihr euch in den Sektionen und Ortsgruppen 
zur politiſchen Wahlarbeit als Parteigenoſſen freiwillig mehr als je zur 
Verfügung ſtellt. Gebt den augenblicklichen Machthabern keinen Anlaß, 
unter irgendwelchen Vorwänden die Wahlen ausſetzen zu können! Wenn 
ihr eure Pflicht erfüllt, wird dieſer Schlag des Generals Groener durch 
unſere Propaganda tauſendfach auf ihn ſelbſt und ſeine Bundesgenoſſen 
zurückfallen. Am 24. April möge es einer gerechten Vorſehung gefallen, 
unſeren Kampf für Freiheit und Recht zu ſegnen.“ 

Überall aber ſetzte ein wahrer Verfolgungsfeldzug der Polizei gegen 
jeden einzelnen SA⸗Mann und SS-Mann ein; das landesverräteriſche 
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Reichsbanner blieb völlig ungeſtört, ja General Groener lehnte es ſogar 
ab, nunmehr jedenfalls aus Gründen der Gerechtigkeit, das Reichsbanner 
zu verbieten. 

Am 12. April hatte man ſich ſeitens der regierenden Parteien auch 
gegen jede Überrafhung aus der Landtagswahl in Preußen geſichert. 
Während es bisher Recht war, daß die ſtärkſte Partei den Miniſterpräſi⸗ 
denten ſtellte, der dann beim Landtag um ein Vertrauensvotum nachſuchte 
und, bis ein neues Miniſterium gebildet war, die Regierung geſchäfts⸗ 
führend innehatte, beſchloß man, daß der Miniſterpräſident nur von der 
abſoluten Mehrheit des Landtages gewählt werden konnte — auf dieſe 
Weiſe konnte das alte ſozialdemokratiſche Miniſterium Braun⸗Severing 
ruhig im Amt bleiben und geſchäftsführend weiter tätig ſein, auch wenn 
die Nationalſozialiſten die ſtärkſte Partei wurden. Die Wahlen am 24. 
April ergaben in Preußen zwar einen ungeheuren nationalſozialiſtiſchen 
Sieg mit 162 Mandaten — da aber auch unter Hinzurechnung der Deutſch⸗ 
nationalen Partei die abſolute Mehrheit des Landtages für ein national- 
ſozialiſtiſches Kabinett nicht da war, ſo blieb das Kabinett Braun⸗Severing 
geſchäftsführend weiter an der Regierung. 

Am 9. Mai trat der Reichstag wieder zuſammen, Berlin fieberte vor 
Aufregung, immer ſtürmiſcher verlangte die Bevölkerung den Rücktritt 
vor allem Groeners, der unter dem Beifall des Auslandes im offenen 
Reichstag erklärt hatte: „Ohne die SA hätten wir ſeit Jahren Ruhe und 
Ordnung im Staate!“ Dies geſchah, während der kommuniſtiſche Terror 
Deutſchland mit dem offenen Bolſchewismus bedrohte! Das Kabinett 
Brüning entging auch diesmal noch mit knapper Mehrheit dem Miß⸗ 
trauensvotum, noch am 11. Mai erklärte der Reichskanzler Dr. Brüning, 
er beſände ſich hundert Meter vom Ziel — dieſes Ziel hatte er am 30. Mai 
erreicht. Er mußte infolge von Gegenſätzen zum Reichspräſidenten zurück⸗ 
treten. Der „Angriff“ ſchrieb damals: „Jetzt oder nie iſt der Augenblick 
gekommen, da der Reichspräſident eine hiſtoriſche Stunde vorfindet, der 
er entſprechend begegnen muß; das Recht der NSDAP auf die Staats⸗ 
führung iſt von neuem und doppelt beſtätigt. Will ſich der Reichspräſident 
dieſer unaufhaltſamen Entwicklung einfach entziehen? Das iſt un⸗ 
möglich!“ 

Einen Tag vorher hatten die Landtagswahlen in Oldenburg eine abfo- 
lute Mehrheit für die nationalſozialiſtiſche Bewegung ergeben. Schon in 
dieſem Augenblick wäre die Stunde der Berufung einer nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Regierung dageweſen. Das Kabinett Brüning war zurückgetreten 
unter ſchwerſten Wirren. In der Reichstagsſitzung am 12. Mai war bereits 
die Polizei des Juden Bernhard Weiß aufgetaucht und hatte national- 
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ſozialiſtiſche Abgeordnete verhaftet; im Preußiſchen Landtag hatten die 
Kommuniſten am 25. Mai nationalſozialiſtiſche Abgeordnete als Mörder 
beſchimpft und waren deswegen aus dem Saale gehauen worden, das 
Kaſſendefizit des Reiches betrug 1,6 Milliarden Mark, die Arbeitslosigkeit 
hatte auch im Frühjahr kaum abgenommen — es wäre an der Zeit ge⸗ 
weſen, durch Betrauung mit der Verantwortung die nationalſozialiſtiſche 
Partei und ihren Führer Adolf Hitler zur Leitung des Reiches zu be⸗ 
rufen. Verantwortungsloſe Habgier und reaktionärer Hochmut wollten 
es anders 

Ein großer Teil der beſitzenden Kreiſe Deutſchlands, wie ſie vor allem 
in der Deutſchnationalen Partei organiſiert waren, dieſelben, die ſchon 
bei der Reichspräſidentenwahl Adolf Hitler die Kandidatur Düſterberg 
entgegengeſetzt hatten, Kreiſe, die ſtets fürchteten, es könnte die national⸗ 
ſozialiſtiſche Bewegung als Bewegung des erwachten Volkes allzuſehr 
die Intereſſen der arbeitenden Maſſen berückſichtigen und gar über die 
Vorrechte dieſer Geſellſchaftsſchichten zu Gunſten des geſamten Volkes 
hinweggehen, ſetzten die Bildung eines Reichskabinetts von Papen durch. 
Herr von Papen, ein diplomatiſch gewandter Politiker, der vom rechten 
Flügel des Zentrums kam, ging als Reichskanzler zuerſt einmal gegen die 
unerträglichen Zuſtände in Preußen vor. Nachdem er am 3. Juni den 
Reichstag aufgelöſt, und damit eine alte nationalſozialiſtiſche Forderung 
des Jahres erfüllt hatte, forderte er bereits am 7. Juni Bildung einer ord⸗ 
nungsgemäßen Regierung in Preußen — jedoch ſchon am 14. Juni erließ 
ſein Kabinett eine Notverordnung mit derartig furchtbaren Belaſtungen 
der arbeitenden Maſſen, daß ſofort im Volle ſich ſtärkſte Mißſtimmung 
gegen die neugebildete Regierung erhob. Lediglich jene Kreiſe, die unter 
„national“ ſtets nur die Pflege des eigenen Geldſackes und die Nieder⸗ 
haltung der breiten Maſſen verſtanden hatten, jubelten nun. In außer⸗ 
ordentlich geſchickter Weiſe verſtand der Reichskanzler von Papen es, 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung dadurch den Wind aus den Segeln 
zu nehmen, daß er die unerträglichſten Ungerechtigkeiten gegen ſie erſt 
einmal beſeitigte. Am 16. Juni wurde das SA-Verbot aufgehoben, ledig⸗ 
lich die bayeriſche Regierung weigerte ſich, die SA-Uniformen wieder 
zu dulden, fo daß die Aufhebung aller Uniform- und SA⸗Verbote am 
28. Juni noch einmal erlaſſen werden mußte. 

Die nationalſozialiſtiſche Welle aber ſtieg, der Jubel des deutſchen Volkes 
begrüßte die wiedererſcheinende und in ihren Uniformen wieder mar⸗ 
ſchierende SA. Die Landtagswahl i in Mecklenburg⸗Schwerin am 5. Juni 
und die Landtagswahl in Heſſen am 19. Juni wurden beide zu ſtarken 
Erfolgen der NSDAP. 
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Der Kommunismus ſah mit Schrecken, daß auch die Regierung von 
Papen offenbar nur eine Übergangslöſung ſei, daß danach Adolf Hitler 
kommen müſſe, und warf deshalb neue Terrorwellen gegen die NSDAP. 
Wieder fielen täglich Tote, in Ohlau terroriſierte das Reichsbanner eine 
kleine ſchleſiſche Stadt und ſchlug die Nationalſozialiſten auf offener Straße 
tot, am 17. Juni ſchoſſen in Altona die Kommuniſten von den Dächern auf 
marſchierende SA, aus dem Hinterhalt überfielen fie die braunen Kolon⸗ 
nen. Am 20. Juli wurde die preußiſche Regierung, in deren Zuſammen⸗ 
arbeit mit dem Kommunismus auch die Regierung von Papen eine ſchwere 
Gefahr ſah, abgeſetzt. Reichskanzler von Papen wurde zum Reichskom⸗ 
miſſar für das Land Preußen beſtellt und ermächtigt, die Mitglieder der 
Preußiſchen Staatsregierung ihres Amtes zu entheben und ſelbſt die 
Dienſtgeſchäfte des preußiſchen Miniſterpräſidenten zu übernehmen. Zur 
Begründung erklärte die Reichsregierung: „Die blutigen, von kommu- 
niſtiſcher Seite hervorgerufenen Unruhen haben die Reichsregierung vor 
die Aufgabe geſtellt, von ſich aus für Ruhe und Sicherheit im größten 
Teile Deutſchlands zu ſorgen. In den übrigen deutſchen Ländern, in 
denen die Polizeibehörden ſtraff geleitet werden, beſteht keine Befürch⸗ 
tung, daß kommuniſtiſche Umtriebe Erfolg erzielen. Die Reichsregierung 
bedauert lebhaft, daß dieſe Vorausſetzungen für Preußen nicht in dem 
notwendigen Umfange zutreffen, obgleich die örtlichen Polizeiorgane 
durch Einſatz von Perſon und Leben der Beamten ſich bemüht haben, der 
offenbar von langer Hand vorbereiteten Unruhen Herr zu werden. In 
Preußen hat die Reichsregierung die Beobachtung machen müſſen, daß 
Planmäßigkeit und Zielbewußtheit der Führung gegen die kommu- 
niſtiſche Bewegung fehlen. Es iſt kein Zufall, daß gerade in Preußen die 
kommuniſtiſche Kampforganiſation am ſtraffſten und erfolgreichſten auf- 
getreten iſt und an den verſchiedenſten Orten ernſte und blutige Unruhen 
hervorgerufen hat. 

Es beſteht der begründete Verdacht, daß hohe preußiſche Dienſtſtellen in 
Berlin und an anderen wichtigen Punkten nicht mehr die innere Unab- 
hängigkeit beſitzen, die zur Erfüllung ihrer Aufgabe notwendig iſt. Da⸗ 
durch iſt in weiten Kreiſen der Behörden, der Exekutivbeamten, ſowie der 
Bevölkerung die ſtaatliche Autorität erſchüttert ...“ 

Zugleich wurden auch der Berliner Polizeipräſident Grzeſinski und der 
Polizeivizepräſident Bernhard Weiß („Iſidor“) aus ihren Amtern ent⸗ 
fernt. Dieſe Maßnahmen gewannen der Regierung von Papen viele 
Sympathien. Auch ihr am 8. Juli geſchloſſenes Abkommen in Lauſanne, 
das eine Beendigung der Reparationen unter Feſtſetzung einer deutſchen 
Schlußzahlung von drei Milliarden Mark, allerdings bei Aufrechterhaltung 
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der Dawes- und der Poung⸗Anleihe, beſtimmte, war, wenn auch kein 
voller Erfolg, ſo doch eine gewiſſe Erleichterung. 

Am 9. Juli veranſtaltete die NS DA eine große Kundgebung im Luft 
garten; der kommuniſtiſche Terror wurde immer unerträglicher. 

Mit der Einſetzung des Reichskommiſſars in Preußen und mit der Be⸗ 
ſeitigung der ſozialdemokratiſchen Miniſter und der Berliner Polizei⸗ 
präſidenten wurde zugleich eine weitgehende Umbeſetzung der ſtaatlichen 
Poſten in Preußen vorgenommen. Nationalſozialiſten allerdings wurden 
nicht berufen, ſondern die politiſche Macht faſt überall in deutſchnationale 
Hände gelegt. Wieder wie im Jahre 1923 tauchte die Reaktion immer un- 
verhohlener als Gegner auf. 

Die Reichstagswahl am 31. Juli ergab einen ungeheuren national- 
ſozialiſtiſchen Sieg. Die NSDAP erreichte 230 Mandate und wurde da⸗ 
mit bei weitem die ſtärkſte Partei des Deutſchen Reichstages, die nächſt⸗ 
ſtärkſte, die Sozialdemokratie, erreichte nur noch 133 Mandate. Die 
Stunde ſchien herangekommen zu ſein, in der nun wirklich dem Führer 
des jungen Deutſchland der Weg zur Leitung des Reiches geöffnet werden 
mußte. Adolf Hitler erließ an die Parteigenoſſen folgenden Aufruf: „Ein 
großer Sieg iſt errungen. Die Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei iſt nun⸗ 
mehr zur weitaus ſtärkſten Partei des Deutſchen Reichstages empor⸗ 
geſtiegen. . .. Es kann angeſichts dieſes größten Erfolges unſerer Bewe⸗ 
gung für niemanden einen Dank geben, ſondern für uns alle nur die Pflicht, 
den Kampf nunmehr mit erneuter und erhöhter Kraſt aufzunehmen und 
fortzuführen.“ 

Mit Recht ſchrieb Dr. Goebbels nach dieſem ungeheuren Siege: „Jeder 
Nationalſozialiſt kann heute ſtolz auf dieſen hinreißenden Sieg ſein. Er iſt 
der nimmermüden Hingabe, dem Fleiß und der Opferbereitſchaft aller 
Parteigenoſſen, SA- und SS-Männer, Redner und Organiſatoren zu ver⸗ 
danken. Lediglich durch die vorbildliche Propaganda unſerer Partei iſt es 
gelungen, die Bewegung zur weitaus ſtärkſten Partei in ganz Deutſchland 
zu machen, die heute ſchon über nahezu vierzehn Millionen Stimmen 
verfügt. 

Damit iſt noch einmal vor aller Welt unter Beweis geſtellt, daß die von 
uns ſeit Jahren aufgeſtellte Behauptung, daß Brüning im Lande keine 
Mehrheit mehr hatte, zu Recht beſtand. Die Brüning⸗Koalition hat an die 
80 Mandate verloren und iſt damit regierungsunfähig geworden. Der 
Marxismus hat ſich in ſich verhärtet. Es iſt durch dieſe Wahl erwieſen wor⸗ 
den, daß der zukünftige Kurs der deutſchen Politik gegen den Marxismus 
insgeſamt geſteuert werden muß. 

Damit ſind zum erſtenmal ſeit 1918 in Deutſchland wieder klare Fronten 
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aufgerollt. Die deutſche Politik erhält damit wieder einen eindeutigen 
Charakter, und es wäre ein Verbrechen an Volk und Vaterland, ſich 
weiterhin gegen den Nationalſozialismus mit ſtaatlichen Machtmitteln 
zu ſtemmen und ihn an der Übernahme der Verantwortung zu ver⸗ 
hindern. 

Brünings Politik hat erwieſen, daß ein Regieren gegen den National ⸗ 
ſozialismus dieſen nur weiter ſtärkt. Papens Politik hat bewieſen, daß ein 
Regieren ohne den Nationalſozialismus ihn nicht hemmen und aufhalten 
kann. Es bleibt alſo nur noch eine Möglichkeit: daß der Nationalſozialis⸗ 
mus ſelbſt die Macht und die Verantwortung übernimmt und den deut- 
ſchen Dingen eine entſcheidende neue Wendung gibt.“ 

Die Verhandlungen über die Regierungsbildung begannen ſehr raſch, 
der NSDAP wurde nach einer Beſprechung zwiſchen Adolf Hitler und dem 
Reichspräſidenten von Hindenburg in Anweſenheit des Reichskanzlers 
von Papen angeboten, in das Kabinett von Papen einzutreten. Der 
Poſten des Vizekanzlers und des Innenminiſters wurde ihnen dabei zu⸗ 
geſichert. Mit Recht lehnte Adolf Hitler dieſes Angebot ab und forderte 
die volle Führung. Adolf Hitler erklärte dem Reichspräſidenten: „Wir 
ſind gewillt und entſchloſſen, die volle Verantwortung für die deutſche 
Politik in jeder Beziehung zu übernehmen, wenn man uns dafür ein⸗ 
deutige Führung der Regierung anvertraut. Iſt das nicht der Fall, ſo kann 
die nationalſozialiſtiſche Bewegung weder an der Macht noch an der 
Verantwortung teilnehmen. Insbeſondere kommt ein Eintritt in die 
Regierung Papen für die Partei nicht in Frage.“ 

Da der Reichspräſident von Hindenburg es ablehnte, die national- 
ſozialiſtiſche Bewegung als ſtärkſte Partei mit der Führung der Regierung 
zu betrauen, wurden die Verhandlungen als ergebnislos abgebrochen. 
Der Kampf ſetzte voll ein. Die Reichsleitung der NS DA erklärte: 

„Hitlers Ablehnung der Vizekanzlerſchaft unter Herrn von Papen war 
eine Tat! Dieſe Entſcheidung des Führers iſt dem nationalen Deutſch⸗ 
land aus der Seele geſprochen. Hitlers Nein wird nicht nur von der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung begrüßt, ſondern auch vom deutſchen 
Volke, das endlich Schluß haben will mit dem bisherigen Syſtem, als die 
zielbewußte und aufrechte Haltung einer Bewegung anerkannt, von der 
es die Befreiung der Nation erwartet. 

Der durchſichtige Verſuch, die NSDAP durch einen wohlüberlegten 
Trick, durch eine Belaſtung mit der Verantwortung ohne eine gleich- 
zeitige Führungsmöglichkeit, gewiſſermaßen auf kaltem Wege‘ zu er⸗ 
ledigen, iſt an dem klaren und weitblickenden Entſchluß des Führers 
reſtlos geſcheitert. 
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Der Führer ift fich ſelbſt, der Bewegung und dem Volle treu geblieben. 
Die NSDAP hat ſich nicht um ein paar Miniſterſeſſel an jene Kräfte ver⸗ 
kauft, die gegen den Willen des Volkes regieren und ihm durch die Zer⸗ 
ſchlagung der nationalſozialiſtiſchen Freiheitsbewegung die Waffe aus der 
Hand winden wollten, die allein imſtande iſt, den gordiſchen Knoten des 
deutſchen Schickſals zu zerhauen. 

Um des Volles willen hat der Führer ein für die Mentalität der bürger⸗ 
lichen und marxiſtiſchen Parteien ſicherlich verlockendes Angebot zurüd- 
gewieſen. Die Politik der Regierung von Papen, hinreichend gekennzeich⸗ 
net durch die die Armſten der Armen aufs ſchwerſte belaſtenden und für 
die NSDAP untragbaren Notverordnungen, kann niemals die Politik 
der NSDAP fein. Eine Regierung, in der die NS DA nicht führt, ſon⸗ 
dern nur vertreten iſt, wird niemals eine Wende des deutſchen Schickſals 
herbeiführen können. 

Wir wollen keine Politik der Zaghaftigkeit und halben Maßnahmen, 
wir wollen eine Politik der Kühnheit und der Tat, die heute allein das 
deutſche Volk retten kann! 

Eine ſolche nationalſozialiſtiſche Politik aber, die aufräumt mit dem 
ganzen verſtaubten Plunder des bisherigen Syſtems und eine grund⸗ 
legende Neuordnung der Dinge in Angriff nimmt, kann nicht von Leuten 
geführt werden, die die Zeichen der Zeit auch heute noch nicht verſtanden 
haben, ſondern nur von Nationalſozialiſten. 

Das iſt der Wille des deutſchen Volkes, der bei den Wahlen feinen Aus- 
druck gefunden und dem nunmehr auch die Staatspolitik Rechnung zu 
tragen hat. Demgemäß hat Adolf Hitler die Führung der Reichsregierung 
gefordert; von der alleinigen und ausſchließenden Übernahme der Regie⸗ 
rung ift ſeitens der NS DA nicht die Rede geweſen. Aber was überall 
im politiſchen Leben eine Selbſtverſtändlichkeit iſt, was man ſelbſt dem 
Marxismus zubilligte, wird der NSDAP unter den fadenſcheinigſten 
Begründungen vorenthalten. 

Darauf konnte es für den Führer der NSDAP nur eine Antwort 
geben. Und zwar: Nein! 

Stolz und unabhängig ſteht die Bewegung da, einmütig, geſchloſſen und 
kampfbereit. Wie richtig Adolf Hitler gehandelt hat, wird die Zukunft 
zeigen.“ 

Am 16. Auguſt unterſtrich Adolf Hitler dieſe Auffaſſung und ſagte: 
„Nein, ich werde niemals für ein Linſengericht die Erſtgeburt verkaufen. 
Ich halte es überhaupt in einer verkommenen und charakterloſen Zeit für 
wichtig, einem Volk zu zeigen, daß eine Bewegung ohne Rüdjicht auf 
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augenblidliche Vorteile oder Nachteile ihrer leitenden Männer unbeirrbar 
und unwandelbar das geſteckte Ziel verfolgt.“ 

Auf eine Frage über die Terrorakte antwortete Hitler: „Die Zahl der 
Terrorakte der marxiſtiſchen Parteien gegen unſere Bewegung geht nun⸗ 
mehr in viele Zehntauſende. Die Zahl der Toten beträgt über 300, die 
Zahl der Verletzten betrug im vergangenen Jahr über 6000, in dieſem 
Jahr aber in 7½ Monaten bereits über 8200. Es gibt ein Recht der Not- 
wehr, das wir uns auf die Dauer nicht abſchwatzen laſſen durch die dumme 
Phraſe von Ruhe und Ordnung.“ 

In ſchärfſter Weiſe griff nun der Nationalſozialismus die Regierung 
von Papen an. 

Eine nicht unbedeutſame Epiſode verſtärkte dieſe Haltung. In dem 
kleinen Ort Potempa hatten SA⸗Männer einen früheren polniſchen In⸗ 
ſurgenten und ſpäteren kommuniſtiſchen Strauchdieb getötet. Das Ge⸗ 
richt verurteilte fünf SA⸗Männer in Beuthen zum Tode, trotzdem bekannt 
war, daß die SA unter furchtbarſtem kommuniſtiſchen Terror ſtand. 

Die Verkündung des Urteils rief im Gerichtsſaal ungeheure Erregung 
hervor. Der ſchleſiſche SA⸗Führer Heines rief laut in den Saal: „Das 
deutſche Volk wird in Zukunft andere Urteile fällen, das Urteil von 
Beuthen wird das Fanal zu deutſcher Freiheit werden.“ Auf der Straße 
kam es zu ſchweren Tumulten. 

Hitler richtete an die Verurteilten folgendes Telegramm: „Meine 
Kameraden! Angeſichts dieſes ungeheuerlichſten Bluturteils fühle ich 
mich mit Euch in unbegrenzter Treue verbunden. Eure Freiheit iſt von 
dieſem Augenblick an eine Frage unſerer Ehre, der Kampf gegen eine 
Regierung, unter der dieſes möglich war, unſere Pflicht.“ 

Die Preſſe der Regierungsparteien erregte ſich mit geheuchelter Em⸗ 
pörung über dieſe kameradſchaftliche Handlung des Oberſten Führers 
und bewies damit nur, daß ſie vom Geiſt des neuen Deutſchland nichts 
verſtand und nichts verſpürte. 

Am 24. Auguſt forderten bereits deutſchnationale Kreiſe die Ausſchal⸗ 
tung der Volksvertretung, der „Angriff“ wurde auf eine Woche verboten — 
der Terror der Reaktion geſellte ſich zum Terror der Kommuniſten auf der 
Straße. Eine Rede des Reichskanzlers von Papen am 28. Auguſt über 
ſein beabſichtigtes Wirtſchaftsprogramm brachte eine deutliche Profla- 
mierung der Vorrechte des Beſitzes gegenüber der Arbeit und kündete 
ſchwerſte Belaſtungen des ſchaffenden Volkes an. Mit Recht griff die 
nationalſozialiſtiſche Preſſe ſie an. Die „Nationalpoſt“ in Berlin, die ſtatt 
des verbotenen „Angriff“ erſchien, ſchrieb: „Eine Welle des Unmuts wird 
durch das Volk gehen, wenn man verſucht, dieſe teilweiſe noch ganz unklar 
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formulierten und häufig geradezu unausgegoren anmutenden Ideen 
Papens in die Tat umzuſetzen. Es fehlt dem Papenſchen Programm der 
zündende Funke, der mitreißend wirken könnte. Statt deſſen iſt mit klein⸗ 
lichen und oft geradezu gehäſſig klingenden Anwürfen gegen die größte 
Volksbewegung, die Deutſchland ſeit den Bauernkriegen je geſehen hat, 
nicht geſpart worden. Es wird wohl keinen Menſchen in Deutſchland 
geben, der nach dieſer Rede die Überzeugung hat, es könne von dem 
Syſtem Papen unſerem Vaterlande die Rettung kommen!“ 

In einer Rede im Berliner Sportpalaſt am 1. September erklärte 
Adolf Hitler, aufbauend auf der ganzen Geſchichte der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Bewegung: „Nicht vom Staate aus könne man Reformen beginnen, 
ſondern man müſſe im Volk die einheitliche Willensbildung erziehen, um 
aus dieſem Volkswillen heraus dem Staat das Antlitz dieſes Volkes zu 
geben. Wenn ihr ſagt, ihr wollt jetzt das Parlament korrigieren — wir 
wollen, daß der Wille des Volkes befolgt wird. Wenn der Kanzler ſagt: 
Dann löſen wir auf — unſeretwegen hundertmal! Mein Wille iſt un⸗ 
erſchütterlich, mein Atem länger als der Atem meiner Gegner. Wenn die 
Gegner glauben, es würde irgendeine Möglichkeit der Zuſammenarbeit 
geben, dann antworte ich: Es geht nicht, denn ihr lebt im alten Deutſch⸗ 
land und wir im Deutſchland der Zukunft.“ 

Der 4. September brachte noch einmal eine außerordentlich ſchwere 
Notverordnung, die vor allem die tariflichen Löhne der deutſchen Arbeiter 
völlig auflockerte. Am 12. September beim Zuſammentritt des Reichs⸗ 
tages kam es zum offenen Konflikt. Noch während der Reichstag über das 
Mißtrauensvotum gegen die Regierung von Papen abſtimmte, legte der 
Reichskanzler von Papen die Auflöſungsorder auf den Tiſch des Hauſes 
nieder. Die Abſtimmung ergab, daß die Anträge auf Aufhebung der Not- 
verordnung und die Mißtrauensanträge mit 513 gegen 32 Stimmen bei 
fünf Stimmenthaltungen angenommen wurden. Präſident Göring teilte 
dann das Auflöſungsdekret des Reichspräſidenten mit, das beſagte, daß der 
Reichstag auf Grund des Artikels 25 der Reichsverfaſſung aufgelöſt wird, 
„weil die Gefahr beſteht, daß der Reichstag die Aufhebung meiner Not⸗ 
verordnung vom 4. September des Jahres verlangt“. Präſident Göring 
führte nach Verleſung des Schreibens aus, er nehme den Standpunkt ein, 
daß vorläufig dieſes Schreiben keine Gültigkeit habe, da die Gegenzeich⸗ 
nung von einem Miniſterium erfolgt ſei, das durch die Vollsvertretung 
ſoeben mit überwältigender Mehrheit geſtürzt worden ſei. Bei dieſen 
Worten verließen die Deutſchnationalen geſchloſſen den Saal. Göring 
fuhr fort: „Ich bin feſt entſchloſſen, ſowohl das Anſehen des Reichstags 
aufrechtzuerhalten, wie vor allem das Recht der deutſchen Volksvertre⸗ 
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tung, gemäß der Verfaſſung meiterzuarbeiten, aufrechtzuerhalten. Wir 
werden alle Schritte und Maßnahmen treffen, damit ein Auflöſungs⸗ 
dekret, das von einer geſtürzten Regierung gegengezeichnet wurde, die 
ſich lediglich auf die verſchwindende Anzahl von 32 Stimmen im ge⸗ 
ſamten Reichstag ſtützen kann, wirkungslos wird, indem es vom Herrn 
Reichspräſidenten zurückgenommen wird. Dieſes Dekret hat durch die 
Gegenzeichnung der geſtürzten Regierung ja feine Gültigkeit ver⸗ 
loren.“ 

Da die Regierung von Papen ſich auf den Standpunkt ſtellte, daß der 
Reichstag bereits aufgelöſt geweſen ſei, als er das Mißtrauensvotum an⸗ 
nahm, regierte fie weiter. Der „Völkiſche Beobachter“ vom 13. Sep⸗ 
tember ſchrieb: „Der Konflikt zwiſchen Kaſte und Volk iſt alſo offen zum 
Ausbruch gekommen. Der jetzt entbrennende Kampf muß mit gleicher 
Zielklarheit gegen alle un- und antiſozialen Kräfte geführt werden, und 
die geſamte Nation iſt durch die NS DA heute aufgerufen, für ihr Recht, 
für ihr Leben zu kämpfen.“ 

Adolf Hitler erklärte am 13. September in einer Führerbeſprechung: 
„Den ſozialen Freiheitskampf, der mit der nationalen Freiheit untrennbar 
verbunden iſt, hat die NS DAP aufgenommen und ſich an die Spitze des 
Volkes geſtellt.“ 

Die neue Reichstagswahl wurde auf den 6. November angeſetzt. Immer 
ſchärfer wurden die politiſchen Auseinanderſetzungen, gegen die untrag⸗ 
baren Lohnkürzungen brachen bereits hier und da Streiks aus. Jetzt, als 
der Nationalſozialismus offen im Kampf für die Lebensrechte des ar⸗ 
beitenden Volkes gegen die politiſche Reaktion ſtand, zeigte ſich, wer eigent- 
lich Nationalſozialiſt war und wer nicht. So verließ z. B. der Präſident 
der Bremiſchen Bürgerſchaft die NS DAP, weil er ihren ſozialen Frei⸗ 
heitskampf nicht mitmachen wollte. Um ſo feſter ſchloſſen ſich die getreuen 
Kämpfer Adolf Hitlers zuſammen. Als bei der Berliner Verkehrs- 
Geſellſchaft ein unerträglicher Lohnabbau durchgeführt wurde, übernahm 
die Nationalſozialiſtiſche Betriebszellenorganiſation die Führung des 
Streiks. Der Verkehr in Berlin ruhte. Sowohl die ſozialdemokratiſch 
geführten Gewerkſchaften wie die Kommuniſten erlahmten raſch im Streik, 
ja bemühten ſich, ihn zum Stillſtand und Zuſammenbruch zu bringen. 
Als die unerträgliche Lohnkürzung durch Schiedsſpruch beſtätigt und der 
Schiedsſpruch für verbindlich erklärt wurde, beſchloſſen die Gewerkſchaften 
die Wiederaufnahme der Arbeit. Von Polizei erſchoſſen, im Kampf für 
das Recht der Arbeit, fiel in Berlin⸗Schöneberg am Straßenbahnhof 
Belziger Straße getreu dem Führer und dem Volke der SA⸗Truppführer 
Reppich. 
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Die Reichstagswahl am 6. November brachte emen Rückgang der 
nationalſozialiſtiſchen Abgeordnetenzahl auf 196 — ſo tief ging doch die 
ſittliche Entartung und Minderwertigkeit weiter bürgerlicher Kreiſe, daß 
fie in dieſem Kampf die NSDAP im Stich ließen und ſich aus einem 
Klaſſenintereſſe, das in keiner Weiſe ſittlich beſſer war, als das vom 
Marxismus gepredigte, aus dem ſozialen Freiheitskampf des Volkes 
ausſchloſſen. 

Gegen 196 nationalſozialiſtiſche Abgeordnete ließ ſich aber genau ſo 
wenig regieren wie gegen 230. Adolf Hitler erließ nach der Wahl ſofort 
einen Aufruf, in dem er jede Verſtändigung und jedes Kompromiß ab⸗ 
lehnte. Die Zunahme der Kommuniſten auf 100 Abgeordnete war eine 
weitere Quittung auf die Unmöglichkeit einer Politik, die vom nationalen 
Gedanken ſprach, aber die nationalen Lebensbedürfniſſe der arbeitenden 
Maſſe verkannte. 

Am 17. November trat Herr von Papen zurück. Wieder forderte die 222 
NSDAP die Führung durch Adolf Hitler. Der „Völkiſche Beobachter“ Kabinetts 
ſchrieb, man müſſe Deutſchland nationalſozialiſtiſch führen, um zu ver⸗⸗ 
hindern, daß es bolſchewiſtiſch werde. 

Am 19. November empfing der Reichspräſident Adolf Hitler zum 
erſtenmal, am 21. November zum zweitenmal. Wieder ergaben die 
Verhandlungen keine Einigung, da der Reichspräſident Adolf Hitler die 
Bedingung ſtellte, er ſolle ein parlamentariſches Mehrheitskabinett 
zuſammenbringen. Mit Recht hatte Adolf Hitler demgegenüber in 
einem Brief an den Reichspräſidenten geſchrieben: „Ich richte an 
Eure Exzellenz nur eine einzige Bitte, mir zum mindeſten das an 
Autorität und Stellung geben zu wollen, was ſelbſt die Männer vor 
mir erhielten, die zu dem großen Wert der Autorität und der Bedeu⸗ 
tung des Namens von Eurer Exzellenz nicht ſoviel mitbringen konnten, 
wie ich.“ 

Wieder blieben die Verhandlungen ergebnislos. Adolf Hitler erließ an 
ſeine Parteigenoſſen einen Aufruf, in dem er erklärte: „Was ich am Abend 
des Wahltages ſchon erklärte, wiederhole ich daher heute: dieſes Syſtem 
muß in Deutſchland niedergebrochen werden, wenn nicht die deutſche 
Nation an ihm zerbrechen ſoll. Der Kampf wird daher weitergeführt.“ 
Er ſchrieb an den Reichspräſidenten: „. .. Ich war vor allem nicht bereit 
und werde auch in Zukunft niemals bereit ſein, die von mir geſchaffene 
Bewegung anderen Intereſſen zur Verfügung zu ſtellen, als denen des 
deutſchen Volkes. Ich fühle mich dabei verantwortlich mit meinem Ge⸗ 
wiſſen, der Ehre der von mir geführten Bewegung und der Exiſtenz der 
Millionen deutſcher Menſchen, die durch die politiſchen Experimente der 
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letzten Zeit, zwangsläufig einer immer weiter gehenden Verelendung 
entgegengeführt wurden.“ 

Noch einmal wurde das Experiment eines Zwiſchenkabinetts verſucht. 
Das Kabinett von Schleicher, ein Kabinett der Verlegenheit, wurde von 
vornherein von der NSDAP auf das heftigſte bekämpft. Als das 
Jahr 1932, ein ſchweres Kampfjahr, bei dem neben dem marxiſtiſchen 
Gegner, wie 1923, reaktionäre Selbſtſucht ſich dem erwachenden Volk 
in den Weg geſtellt hatte, zu Ende ging, ſtand die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung unter ihrem Führer Adolf Hitler am Tor der Macht. Die 
Unmöglichkeit, gegen Adolf Hitler zu regieren, der Verfall Deutſch⸗ 
lands und die unverhohlene Drohung des Kommunismus in Deutſch⸗ 
land machten es zu einer unabweisbaren Notwendigkeit, für die Er⸗ 
haltung des Volkes, dem Hin- und Herzerren ein Ende zu bereiten und 
dem Manne die Führung zu übergeben, der durch feine Arbeit und 
ſeinen Aufſtieg allein ſich als geeignet für die Reichsführung erwieſen 
hatte — Adolf Hitler. 


Fünftes Kapitel 


Sieg und Neubau 


Von Tag zu Tag wurde die Stellung des Kabinetts von Schleicher un⸗ 
haltbarer. Auch diejenigen Kreiſe, die es urſprünglich mit unverhohlenen 
Hoffnungen begrüßt hatten, wurden immer kleinlauter. Wie Seifenblaſen 
ſtiegen aus den Berliner Salons die geheimnisvollen Pläne des Herrn von 
Schleicher auf, um nach wenigen Stunden bereits wieder ins Nichts zu 
zerflattern. Die nationalſozialiſtiſche Bewegung ſah mit Ruhe und Ernſt 
der Stunde entgegen, in der auch dieſes Zwiſchenkabinett weichen mußte. 
Adolf Hitler wandte ſich in einer Neujahrsbotſchaft an die Bewegung und 
ſprach aus, was die Überzeugung der in all den langen Jahren gehärteten 
Kämpfer war: „Nach zwölfjährigem, ſchickſalsreichem und wechſelvollem 
Ringen iſt es der Bewegung in ihrem dreizehnten Jahre endlich gelungen, 
der marxiſtiſchen Herrſchaft in Deutſchland ſo ſchwere Schläge zu verſetzen, 
daß in Preußen und im Reich die alten Novemberparteien ihre Stellung 
aufgeben und räumen mußten. Der Nationalſozialismus hat nicht als 
Parlamentspartei, ſondern als Weltanſchauung geſtritten. Bürgerlicher 
Liberalismus und internationaler Marxismus waren und ſind heute 
unſere gemeinſamen Feinde. 

Die religiös und weltanſchaulich wurzellos gewordene liberaliſtiſche 
Macht ſteht am Ende ihres Zeitalters. Rieſengroß erhebt ſich die bol- 
ſchewiſtiſche Gefahr. Gleichlaufend mit dem Zerfall der politiſchen und 
kulturellen Werte ſchreitet der Verfall der Wirtſchaft. Die allgemeine 
Unſicherheit, Not und Elend führen zur Verzweiflung. Der Zuſammen⸗ 
bruch iſt damit nur eine Frage der Zeit. 

Nunmehr dreizehn Jahre lang haben unſere bürgerlichen Partei- 
politiker immer wieder das Ende des Bolſchewismus prophezeit und in 
Deutſchland den Kommunismus für überwunden erklärt. Sie erreichten 
das Gegenteil. 

Die innere Zerfleiſchung war im Jahre 1918 eine grauenhafte und heute 
iſt ſie eine chroniſche; daher iſt ihre Überwindung die allererſte und 
wichtigſte Vorausſetzung für jeden deutſchen Wiederaufſtieg. 

Groß ſind die Aufgaben unſerer Bewegung für das kommende Jahr. 
Die größte aber wird es ſein, unſeren Kämpfern, Mitgliedern und 
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Anhängern in größter Klarheit vor Augen zu führen, daß dieſe Partei 
kein Selbſtzweck, ſondern nur ein Mittel zum Zweck iſt. 

Alles, was dieſe Bewegung ihr eigen nennt, was ſie an Organiſation 
befigt in der SA und Se, in der politiſchen Führung, in der Zuſammen⸗ 
faſſung unſerer Bauern und unſerer Jugend, alles dies kann nur den einen 
Sinn haben, das neue Deutſchland zu erkämpfen, in dem es endlich keinen 
Bürger und keinen Proletarier mehr geben ſoll, ſondern nur noch deutſche 
Volksgenoſſen. 

So wollen wir denn inmitten von Not und Elend, Jammer und Ver- 
zweiflung unſer Banner feſter denn je in unſere Fauſt nehmen, wollen 
bereit ſein, zu führen und zu kämpfen und lieber ſelbſt zu vergehen, als 
vergehen zu laſſen die Bewegung, die Deutſchlands letzte Kraft, letzte 
Hoffnung und letzte Zukunft iſt.“ 

Die Arbeitsloſigkeit ſtieg inzwiſchen rapide. Sie betrug am 1. Januar 
nach amtlicher Zählung 5773000 Mann; der Zugang innerhalb von 14 
Tagen betrug allein 169 000 Mann. Dazu kam ein ſcharfer Konflikt 
zwiſchen der Führung der Landwirtſchaft und dem Reichskanzler von 

E Schleicher. Wie die wirkliche Volksſtimmung war, zeigte die Landtagswahl 
wahl in Alpe in dem kleinen Freiſtaat Lippe, die gewiſſermaßen als Merkmal für die 
Entwicklung anzuſehen iſt. Sie ergab folgendes Bild: 

Die Nationalſozialiſten bekamen ſtatt einem Mandat neun und ſtiegen 
von 2713 Stimmen bei der Landtagswahl am 6. Januar 1929 über die 
Zahl von 33000 Stimmen bei der Reichstagswahl vom 6. November 1932 
diesmal auf 39 000 Stimmen. Mit Recht ſchrieb die Reichspreſſeſtelle 
der NSDAP: 

„Der geſtrige Wahlſieg der NSDAP widerlegt nicht nur in über⸗ 
raſchender Weiſe die gegneriſchen Behauptungen von dem Rückgang der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung, ſondern iſt auch der Beweis dafür, daß 
die Stagnation der NSDAP völlig überwunden iſt, und daß eine neue 
Aufwärtsentwicklung der Bewegung nun begonnen hat. Die national 
ſozialiſtiſche Welle ſteigt wieder. Die NS DA ift aus der Verteidigung 
wieder zum ſiegreichen Angriff übergegangen... Die nächſten Wochen und 
Monate werden ganz Deutſchland im Zeichen dieſes neuen Erwachens und 
verſtärkten Angriffsgeiſtes ſehen, der die Bewegung gegenüber dem 
Zuſammenbruch der anderen wie eine Sturmflut weitertragen wird. 
Die Partei wird alle faulen Kompromiſſe, die der Stärke der Bewegung 
nicht entſprechen, ablehnen müſſen.“ 

Ein Teil der Schleicherpreſſe forderte unter dieſen Umſtänden immer 
deutlicher die Proklamierung eines Staatsnotſtandes und zugleich Vor⸗ 
gehen gegen die ſteigende nationalſozialiſtiſche Welle. Unerſchütterlich und 
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gerade vertrat demgegenüber die nationalſozialiſtiſche Preſſe die Auf⸗ 
faſſung, daß endlich mit den Zwiſchenlöſungen ein Ende gemacht werden 
müſſe. Der „Angriff“ vom 25. Januar blies zum Sturm: 

„Die Fronten, die ſich heute in Deutſchland kämpfend gegenüberſtehen, 
ſind politiſche Armeen, die Weltanſchauungen verfechten; und da Welt⸗ 
anſchauungen das Tiefſte und Einſchneidendſte umfaſſen, das ſich über⸗ 
haupt denken läßt, kann man zwiſchen ihnen nicht vermitteln. Man muß 
zu ihnen entweder Ja oder Nein ſagen. Wer dazu nicht den Mut und die 
Entſchlußkraft beſitzt, der wird am Ende nicht über den Fronten, ſondern 
zwiſchen ihnen ſtehen und bei ihrem Aufeinanderprallen zerrieben werden. 

Wäre die Meinung und Anſicht, die der General von Schleicher ver⸗ 
tritt, Allgemeingut des nationalen Deutſchlands, dann wäre die Nation 
rettungslos dem Bolſchewismus verfallen. Gäbe es keine Bewegung, 
die dieſem Dilettantismus den Kampf anſagte, dann könnte man alle 
Hoffnung verlieren, und das dunkle Schickſal, das Rußland ereilte, würde 
erbarmungslos über unſere Grenzen hinwegſchreiten 

Darum erheben wir aufs neue den Ruf: 

Weg mit allen halben Verſuchen, die die Kriſe nicht löſen, ſondern ſie 
nur hinziehen und damit unheilvoller und gefährlicher machen! 

Hitler an die Führung! Das iſt und bleibt das Gebot der Stunde!“ 

Das war drei Tage, bevor das Kabinett Schleicher endgültig zuſammen⸗ 
brach; im Reichstag hatte es ſchon lange keine Mehrheit, eigentlich über⸗ 
haupt keine Gruppe mehr hinter ſich. Als nun der General von Schleicher 
am 28. Januar als Reichskanzler vom Reichspräſidenten von Hindenburg 2. Samen, 
eine Auflöſungsvollmacht forderte, verweigerte der Reichspräſident ihm des Rasinerts 
dieſe. Der General von Schleicher trat zurück. W 

Der Reichspräſident beauftragte nun den außerordentlich geſchickten 
und diplomatiſch gewandten Herrn von Papen, „durch Verhandlungen 
mit den Parteien die politiſche Lage zu klären und die vorhandenen Mög⸗ 
lichkeiten feſtzuſtellen“. Das Ergebnis dieſer Verhandlungen, die in einer 
Beſprechung zwiſchen dem Reichspräſidenten, Adolf Hitler und Herrn von 
Papen gipfelten, war die Berufung Adolf Hitlers zum Reichskanzler. 
Die amtliche Bekanntmachung vom 30. Januar 1933 hatte folgenden 
Wortlaut: 

„Der Reichspräſident hat Herrn Adolf Hitler zum Reichskanzler er- 
nannt und auf deſſen Vorſchlag die Reichsregierung wie folgt gebildet: 

Adolf Hitler, Reichskanzler; 

Reichskanzler a. D. von Papen, Stellvertreter des Reichskanzlers 

und Reichskommiſſar für Preußen; 

Freiherr von Neurath, Reichsaußenminiſter; 
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Staatsminiſter a. D. Dr. Frick, Reichsinnenminiſter; 

General von Blomberg, Reichswehrminiſter; 

Graf Schwerin von Kroſigk, Reichsfinanzminiſter; 

Geheimer Finanzrat Dr. Hugenberg, Reichswirtſchafts⸗ und Reichs⸗ 

ernährungsminiſter; 

Franz Seldte, Reichsarbeitsminiſter; 

Freiherr von Eltz-Rübenach, Reichspoſt⸗ und Reichsverkehrs⸗ 
miniſter; 

Reichstagspräſident Göring, Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich, 
gleichzeitig Reichskommiſſar für Luftverkehr. Reichsminiſter Göring 
wird mit der Wahrnehmung der Geſchäfte des preußiſchen Innen⸗ 
miniſters beauftragt.“ 

Ein ungeheurer Jubel ging durch Deutſchland. In rieſigen Fackelzügen 
188 Ubeif marſchierte die SA, SS und der Stahlhelm am Abend des 30. Januar 
. durch Berlin, ſie grüßten die Stunde der deutſchen Erneuerung, für die 

alten Kämpfer der SA und SS der langerſehnte Augenblick, an dem Adolf 
Hitler die Führung des Reiches endlich in die Hand nehmen konnte. Die 
Reichspreſſeſtelle der NS DAP erklärte: 

„Die Entſcheidung iſt gefallen. Mit der heutigen Übernahme der 
Regierungsführung durch Adolf Hitler iſt das Deutſche Reich an einem 
Wendepunkt ſeiner politiſchen Entwicklung angelangt, deſſen Bedeutung 
weit über den ſtaatspolitiſchen Rahmen hinausreicht, in dem ſich bisher 
Regierungswechſel zu vollziehen pflegten. Mit dem Führer der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung, Adolf Hitler, iſt der Mann des Vertrauens des 
Volkes auf den Ruf des Reichspräſidenten an die Spitze der Regierung 
getreten. Der Herr Reichspräſident hat damit den Schritt vollzogen, der 
endlich dem Willen und dem Sehnen der Millionen des deutſchen Volkes 
gerecht wird, die in dieſer größten nationalen Bewegung der deutſchen 
Geſchichte die einzige Hoffnung auf einen Wiederaufſtieg der Nation und 
in ihrem Führer Adolf Hitler allein den Mann ſehen, der dieſes große 
Werk beginnen und vollenden kann. 

Die nationalſozialiſtiſche Bewegung weiß ſich eins mit dem ganzen 
deutſchen Volke, wenn ſie in dieſer Stunde dem Herrn Reichspräſidenten 
dankt für ſeine geſchichtliche Tat, die den Ruhm des Generalfeldmarſchalls 
unſerer Heere im Weltkriege auf immer mit dem Namen des jungen 
Deutſchlands verbindet, das glühenden Herzens zur Freiheit ftrebt ... 

Die NSDAP weiß, daß die neue Regierung keine nationalſozialiſtiſche 
Regierung iſt; aber ſie iſt ſich deſſen bewußt, daß dieſe Regierung den 
Namen ihres Führers Adolf Hitler trägt. Mit einem ſtarken national- 
ſozialiſtiſchen Vortrupp iſt der Führer in die Regierung eingerückt und hat 
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ji) an ſeine Spitze geſtellt, um dem deutſchen Volke und feiner Freiheit 
eine Gaſſe zu bahnen, und deshalb ſtehen hinter dieſer Regierung erſt⸗ 
mals nicht nur die Machtmittel des Staates einſatzbereit, ſondern hinter 
ihr ſteht tatbereit und auf Gedeih und Verderb mit ihrem Führer ver⸗ 
bunden die Millionenarmee der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, deren 
große hiſtoriſche Aufgabe auch auf das ſtaatspolitiſche Gebiet über⸗ 
gegangen iſt. 

Der Kampf um die Regierungsführung iſt beendet. Der Durchbruch 
zum Staat iſt der nationalſozialiſtiſchen Bewegung nach dreizehnjährigem 
Ringen gelungen — der größere Kampf der Regierung Hitler für das 
deutſche Volk beginnt!“ 

Der kommuniſtiſche Terror forderte noch am letzten Tage ein Opfer. 
Der Sturmführer des Sturmes 33, Hans Eberhard Maikowski, außer 
ihm der Oberwachtmeiſter Zauritz, wurden auf dem Rückmarſch von 
Kommuniſten erſchoſſen. Mit Hans Eberhard Maikowski fiel einer der 
langjährigſten, treueſten und tapferſten Kämpfer der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung. — Die Regierung Adolf Hitlers ſtand vor drei großen Auf⸗ 
gaben: ſie mußte alle Machtpoſitionen des Marxismus und der mit ihm 
verbündeten Parteien brechen, ſie mußte ſelber einheitlich national⸗ 
ſozialiſtiſch werden, um einheitlich handeln zu können, und ſie ſtand endlich 
vor dem Trümmerfeld auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens. Als 
erſte Maßnahme wurde der Reichstag aufgelöſt, Neuwahlen auf den 
5. März angeſetzt. Adolf Hitler erließ einen Aufruf, der durch Rundfunk 
dem ganzen deutſchen Volke mitgeteilt wurde und zuſammenfaßte, wie 
der Führer die Lage Deutſchlands ſah. Dieſer Aufruf gipfelte in folgenden 
Sätzen: 

„Das Erbe, das wir übernehmen, iſt ein furchtbares. 

Die Aufgabe, die wir löſen müſſen, iſt die ſchwerſte, die ſeit Menſchen⸗ 
gedenken deutſchen Staatsmännern geſtellt wurde. Das Vertrauen in 
uns allen aber iſt unbegrenzt, denn wir glauben an unſer Volk und ſeine 
unvergänglichen Werte. Bauern, Arbeiter und Bürger, ſie müſſen ge⸗ 
meinſam die Bauſteine liefern zum neuen Reich. 

So wird es die nationale Regierung als ihre oberſte und erſte Aufgabe 
anſehen, die geiſtige und willensmäßige Einheit unſeres Volles wiederher⸗ 
zuſtellen. Sie wird die Fundamente wahren und verteidigen, auf denen 
die Kraft unſerer Nation beruht. Sie wird das Chriſtentum als Baſis 
unferer geſamten Moral, die Familie als Keimzelle unſeres Volls⸗ und 
Staatskörpers in ihren feſten Schutz nehmen. Sie wird über Stände und 
Klaſſen hinweg unſer Volk wieder zum Bewußtſein feiner volklichen und 
politiſchen Einheit und der daraus entſpringenden Pflichten bringen. Sie 
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will die Ehrfurcht vor unferer großen Vergangenheit, den Stolz auf 
unſere alten Traditionen zur Grundlage machen für die Erziehung der 
deutſchen Jugend. Sie wird damit der geiſtigen, politiſchen und kultu⸗ 
rellen Nihiliſierung einen unbarmherzigen Krieg anſagen. Deutſchland 
darf und wird nicht in Anarchismus und Kommunismus verſinken. 

Sie wird an Stelle turbulenter Inſtinkte wieder die nationale Diſziplin 
zum Regenten unſeres Lebens erheben. Sie wird dabei all der Einrich⸗ 
tungen in höchſter Sorgfalt gedenken, die die wahren Bürgen der Kraft 
und Stärke unſerer Nation ſind. 

Die nationale Regierung wird das große Werk der Reorganiſation der 
Wirtſchaft unſeres Volkes mit zwei großen Vierjahresplänen löſen: 
Rettung des deutſchen Bauern zur Erhaltung der Ernährung — und 
damit Lebensgrundlage der Nation. Rettung des deutſchen Arbeiters 
durch einen gewaltigen und umfaſſenden Angriff gegen die Arbeitsloſigkeit. 

In vierzehn Jahren haben die November ⸗Parteien den deutſchen 
Bauernſtand ruiniert. In vierzehn Jahren haben ſie eine Armee von 
Millionen Arbeitsloſen geſchaffen. 

Die nationale Regierung wird mit eiſerner Entſchloſſenheit und zäheſter 
Ausdauer folgenden Plan verwirklichen: Binnen vier Jahren muß der 
deutſche Bauer der Verelendung endgültig entriſſen ſein. Binnen vier 
Jahren muß die Arbeitsloſigkeit endgültig überwunden fein. Gleichlau⸗ 
fend damit ergeben ſich die Vorausſetzungen für das Aufblühen der 
übrigen Wirtſchaft. 

Mit dieſer gigantiſchen Aufgabe der Sanierung unſerer Wirtſchaft wird 
die nationale Regierung verbinden die Aufgabe und Durchführung einer 
Sanierung des Reiches, der Länder und der Kommunen in verwaltungs⸗ 
mäßiger und ſteuertechniſcher Hinſicht. 

Damit erſt wird der Gedanke der föderativen Erhaltung des Reiches 
blut- und lebensvolle Wirklichkeit. 

Zu den Grundpfeilern dieſes Programms gehört der Gedanke der 
Arbeitsdienſtpflicht und der Siedlungspolitik. 

Die Sorge für das tägliche Brot wird aber ebenſo die Sorge ſein für 
die Erfüllung der ſozialen Pflichten bei Krankheit und Alter. 

In der Sparſamkeit ihrer Verwaltung, der Förderung der Arbeit, der 
Erhaltung unſeres Bauerntums ſowie der Nutzbarmachung der Initiative 
des Einzelnen liegt zugleich die beſte Gewähr für das Vermeiden jedes 
Experimentes der Gefährdung unſerer Währung. 

Wir deutſchen Männer dieſer Regierung fühlen uns vor der deutſchen 
Geſchichte verantwortlich für die Wiederherſtellung eines geordneten 
Volkskörpers und damit für die endgültige Überwindung des Klaſſen⸗ 
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wahnſinns und Klaſſenkampfes. Nicht einen Stand fehen wir, ſondern das 
deutſche Volk, die Millionen ſeiner Bauern, Bürger und Arbeiter, die ent⸗ 
weder gemeinſam die Sorgen dieſer Zeit überwinden werden oder ihnen 
ſonſt gemeinſam erliegen. 

Entſchloſſen und getreu unſerm Eide, wollen wir damit angeſichts der 
Unfähigkeit des derzeitigen Reichstages, dieſe Arbeit zu unterſtützen, dem 
deutſchen Volke ſelbſt die Aufgabe ſtellen, die wir vertreten. 

Der Reichspräſident Generalfeldmarſchall von Hindenburg hat uns 
berufen mit dem Befehl, durch unſere Einmütigkeit der Nation die Mög⸗ 
lichkeit des Wiederaufſtiegs zu bringen. 

Wir appellieren deshalb nunmehr an das deutſche Volk, dieſen Akt der 
Verſöhnung ſelbſt mit zu unterzeichnen. 

Die Regierung der nationalen Erhebung will arbeiten, und ſie wird 
arbeiten. Sie hat nicht vierzehn Jahre lang die deutſche Nation zugrunde 
gerichtet, ſondern will ſie wieder nach oben führen. Sie iſt entſchloſſen, 
in vier Jahren die Schuld von vierzehn Jahren wieder gutzumachen. 

Allein ſie kann nicht die Arbeit des Wiederaufbaues der Genehmigung 
derer unterſtellen, die den Zuſammenbruch verſchuldeten. 

Die Parteien des Marxismus und ſeiner Mitläufer haben vierzehn 
Jahre lang Zeit gehabt, ihr Können zu beweiſen. Das Ergebnis iſt ein 
Trümmerfeld. Nun, deutſches Volk, gib uns die Zeit von vier Jahren, 
und dann urteile und richte uns! 

Getreu dem Befehl des Generalfeldmarſchalls wollen wir beginnen: 
Möge der allmächtige Gott unſere Arbeit in ſeine Gnade nehmen, unſeren 
Willen recht geſtalten, unſere Einſicht ſegnen und uns mit dem Vertrauen 
unſeres Volkes beglücken. Denn wir wollen nicht kämpfen für uns, ſondern 
für Deutſchland!“ 

Am 2. Februar wurde erſt einmal durch Erlaß des Reichsminiſters 
Göring als Reichskommiſſar für das preußiſche Innenminiſterium jede 
Demonſtration der KPD in Preußen verboten. Eine Verordnung des 
Reichspräſidenten regelte das Reichswahlgeſetz neu und machte auf dieſe 
Weiſe die Entſtehung von Splitterparteien unmöglich. Am 4. Februar 
wurden in Preußen durch das kommiſſariſche Staatsminiſterium ſämtliche 
kommunalen Vertretungskörperſchaften aufgelöſt und Neuwahlen für den 
12. März angeſetzt. 

Der einſtweilige Reichskommiſſar für Preußen, Vizekanzler von Papen, 
berief am ſelben Tage den langjährigen nationalſozialiſtiſchen Gauleiter 
von Hannover, Ruſt, als kommiſſariſchen Leiter für das preußiſche Mini⸗ 
ſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und den deutſchnatio⸗ 
nalen Parteiführer Dr. Hugenberg zum kommiſſariſchen Leiter des preu- 
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ßiſchen Landwirtſchaftsminiſteriums und des preußiſchen Miniſteriums 
für Wirtſchaft und Arbeit. 

Die ſtaatsrechtlichen Zuſtände in Preußen waren einſtweilen noch völlig 
verwirrt; der Landtag hatte ſich unfähig erwieſen, eine brauchbare nationale 
Regierung zu bilden, außerdem geiſterte noch immer das im Sommer 1932 
durch den Reichskanzler von Papen aus der Amtsführung ausgeſchaltete, 
aber als „Hoheitskabinett“ weiter beſtehende Kabinett der Sozialdemo⸗ 
kraten Braun⸗Severing herum, tat nichts und koſtete Geld. Durch Ver⸗ 
ordnung des Reichspräſidenten vom 6. Februar „zur Herſtellung geord⸗ 
neter Regierungsverhältniſſe in Preußen“ wurden erſt einmal die Befug⸗ 
niſſe dieſes Reſtkabinetts auf den neueingeſetzten Reichskommiſſar für 
Preußen übertragen; der Preußiſche Landtag aufgelöſt und die Neuwahl 
des Landtages auf den 5. März, den gleichen Tag wie die Reichstagswahl, 
angeſetzt. Adolf Hitler ſprach im Rundfunk über fein Regierungspro⸗ 
gramm: „. .. Wenn die Gegner jagen: ‚Sagen Sie uns Ihr detailliertes 
Programm‘, dann kann ich nur zur Antwort geben: Zu jeder Zeit wäre 
vermutlich ein Programm mit konkreten wenigen Punkten möglich ge⸗ 
weſen; nach eurer Wirtſchaft, nach eurem Wirken, nach eurer Zerſetzung 
muß man das deutſche Volk von Grund auf neu aufbauen, genau ſo, wie 
ihr es bis in den Grund hinein zerſtört habt ... Es kann niemand von 
Ihnen gegen mich zeugen und ſagen, daß ich je gejagt habe, daß der Wie ⸗ 
deraufſtieg nur eine Frage von wenigen Tagen ſei. Immer und immer 
wieder predige ich: Der Wiederaufſtieg der deutſchen Nation iſt die Frage 
der Wiedergewinnung der inneren Kraft und Geſundheit des deutſchen 
Volkes.“ 

Sofort begannen die erſten Maßnahmen zur Behebung der Wirt⸗ 
ſchaftsnot; eine neue Zollverordnung fchützte erſt einmal die deutſche 
Landwirtſchaft, eine Notverordnung über den landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz ſicherte Ruhe für den ſchaffenden Landwirt. Wie ernſt die 
Arbeitsloſenfrage geworden war, zeigt die Tatſache, daß Adolf Hitler am 
31. Januar d. J. eine Zahl von 6 014 000 Arbeitsloſen vorfand. Mit 
Energie wurde aber auch hier bereits in den erſten Tagen verſucht, die 
ſchwerſten jozialen Laſten zu mindern; eine Notverordnung „zur Mil- 
derung von Härten in der Sozialverſicherung und in der Reichsverſorgung“ 
vom 18. Februar beſeitigte die ſchlimmſten Härten der wirtſchaftlichen Not. 
Noch immer war die Arbeitsloſigkeit im Steigen. Am 15. Februar war 
fie noch einmal — zum letztenmal — auf 6 047 000 angewachſen. Es 
ſollte die höchſte Zahl fein, die fie je erreichte. Der geſchlagene Kommu⸗ 
nismus gab noch immer keine Ruhe. Am 22. Februar erließ darum der 
Reichskommiſſar für das preußiſche Innenminiſterium Göring Beftim- 
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mungen über die Einberufung und Verwendung einer Hilfspolizei. Die 

jo lange verfolgten SA⸗Männer taten nunmehr als Hilfspoliziſten Dienſt, 

um das Aufbauwerk Adolf Hitlers zu ſichern. Immer gefährlicher wurden 

die kommuniſtiſchen Treibereien; als Polizei und Hilfspolizei das berüch⸗ 

tigte Karl-Liebknecht⸗Haus durchſuchten, fand ſich hierin ein wohlvor⸗ 
bereiteter Plan zum bewaffneten Aufſtand, Liſten der abzuſchießenden 
deutſchgeſinnten Perſönlichkeiten und ſo viel belaſtendes Material, daß 

die ſchwerſte Gefahr im Anzug war. Merkwürdige Brandſtiftungen beun⸗ 
ruhigten die Bevölkerung — da erfolgte das Signal zum kommuniſtiſchen 
Aufruhr. Am 27. Februar abends brannte der Reichstag lichterloh, von 27, Pre; 
kommuniſtiſchen Brandſtiftern i in Flammen geſetzt. Noch am ſelben Abend 2 
griff Adolf Hitler zu; eine große Anzahl der kommuniſtiſchen Führer 

wurde ſofort verhaftet, die gefährlichſten Schädlinge eingeſperrt. Der 
Amtliche preußiſche Preſſedienſt teilte mit: 

„Dieſe Brandſtiftung iſt der bisher ungeheuerlichſte Terrorakt des 
Bolſchewismus in Deutſchland. Unter den Hunderten von Zentnern 
Zerſetzungsmaterial, das die Polizei bei der Durchſuchung des Karl- 
Liebknecht⸗Hauſes entdeckt hat, fand ſich die Anweiſung zur Durchführung 
des kommuniſtiſchen Terrors nach bolſchewiſtiſchem Muſter ... Durch die 
Auffindung des Materials iſt die planmäßige Durchführung der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Revolution geſtört worden. Trotzdem ſollte der Brand des 
Reichstags das Fanal zum blutigen Aufruhr und zum Bürgerkrieg ſein. 
Es ſteht feſt, daß mit dieſem heutigen Tag in ganz Deutſchland die Terror⸗ 
akte gegen Einzelperſönlichkeiten, gegen das Privateigentum, gegen Leib 
und Leben der friedlichen Bevölkerung beginnen und den allgemeinen 
Bürgerkrieg entfeſſeln ſollten. 

Der Kommiſſar des Reiches im preußiſchen Miniſterium des Innern, 
Reichsminiſter Göring, iſt dieſer ungeheuren Gefahr mit den ſchärfſten 
Maßnahmen entgegengetreten. Er wird die Staatsautorität unter allen 
Umſtänden und mit allen Mitteln aufrechterhalten. Es kann feſtgeſtellt 
werden, daß der erſte Angriff der verbrecheriſchen Kräfte zunächſt ab⸗ 
geſchlagen worden iſt.“ 

Zu den erſten Maßnahmen des Kommiſſars gehörten die Verhaftung 
der Abgeordneten und Funktionäre der Kommuniſtiſchen Partei, das 
Verbot der kommuniſtiſchen Preſſe und Wahlpropaganda für vier Wochen 
und der ſozialdemokratiſchen für vierzehn Tage. 

Noch am gleichen Tage wurde eine Notverordnung zur Bekämpfung 
der kommuniſtiſchen Gefahr erlaſſen. In allen Ländern des Reiches 
wurden daraufhin Maßnahmen gegen die Kommuniſtiſche Partei, teils 
auch gegen die Sozialdemokratiſche Partei und mit ihnen zuſammen⸗ 
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hängende Organiſationen ergriffen. Vor allem erfolgte die Einſetzung 
von Reichskommiſſaren in einer Reihe deutſcher Länder auf Grund dieſer 
Verordnung. 

Ergänzt wurde dieſe Verordnung durch eine Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten gegen Verrat am deutſchen Volk und hochverräteriſche Um⸗ 
triebe vom 1. März 1933. Damit wurde vor allem einmal die geradezu 
volksmörderiſche Betätigung der pazifiſtiſchen Landesverratsgruppen aus⸗ 
geſchaltet. 

Der Reichstagswahlkampf rückt immer näher heran. Am 4. März 
ſchließt die NS DAP ihre Vorbereitungen zur Wahl mit einem Tag der 
erwachenden Nation. In rieſigen Aufmärſchen durch ganz Deutſchland, 
in Fackelzügen und Freudenfeuern wird noch einmal dem Jubel über die 
Bildung der Regierung Hitler Ausdruck gegeben und das Volk zur Wahl 
für die ſiegreichen Hakenkreuzfahnen aufgerufen. Adolf Hitler ſpricht am 
Abend vor der Wahl von Königsberg aus über alle deutſchen Sender. 
Auf allen öffentlichen Plätzen übertragen Lautſprecher die Worte des 
Führers an das deutſche Volk. Die Reichstagswahlen bringen einen vollen 


a Erfolg der nationalſozialiſtiſchen Bewegung. Die NSDAP ſtieg von 11 
Naber auf 17 Millionen Stimmen. Die Wahlbeteiligung betrug bei der Reichs⸗ 


tagswahl 88,5 % (am 6. November 1932: 80,6 %), bei der Landtagswahl 
88,9 % (am 24. April 1932: 82,1 %). Es iſt das die in der deutſchen Par⸗ 
lamentsgeſchichte bisher ſtärkſte Wahlbeteiligung. Sowohl im Reichstag 
wie im Landtag errangen die Regierungsparteien, NS DA und Kampf⸗ 
front Schwarz⸗Weiß⸗Rot, die abſolute Mehrheit. 

Reichsminiſter Dr. Frick konnte mit Recht als Ergebnis dieſer Wahl zu⸗ 
ſammenfaſſen: „Ich ſehe in dem Wahlergebnis des geſtrigen Tages den 
Dank und das Bekenntnis des deutſchen Volkes für den Mann, der ſeit 
vierzehn Jahren als ſein treueſter Sohn für Deutſchlands Wiederaufſtieg 
gekämpft hat. Adolf Hitler hat nunmehr die Machtpoſition erhalten, von 
der aus er die ſchwere Aufgabe des Neuaufbaues beginnen kann. Ganz 
beſonders hat mich das warme Bekenntnis der ſüddeutſchen Länder zum 
Reichsgedanken gefreut, denn das gewaltige Anwachſen der NSDAP in 
Bayern, Württemberg und Baden bedeutet nichts anderes als eine Ab⸗ 
ſage dieſer Länder an ſeparatiſtiſche und eigenbrötleriſche Beſtrebungen. 
Auch daß zum erſtenmal ſeit Beſtehen des Reiches die Schlüſſelſtellung des 
Zentrums gebrochen iſt, bedeutet für die Regierungsparteien einen ge⸗ 
waltigen Erfolg. Das deutſche Volk hat der unter Adolf Hitlers Führung 
ſtehenden Reichsregierung in einer überwältigenden Vertrauenskund⸗ 
gebung den Auftrag erteilt, in vier Jahren den Wiederaufſtieg Deutſch⸗ 
lands durchzuführen. Es kann ſich darauf verlaſſen, daß die Reichsregie⸗ 
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rung als Treuhänder des Volkes alle Kräfte einſetzen wird, um das Ver⸗ 
trauen der Volksmehrheit zu rechtfertigen.“ 

Hiermit hatte die Regierung Adolf Hitlers die Möglichkeit in der Hand, 
geſtützt auf das Vertrauen des Volkes, alle Widerſtandsneſter zu beſeitigen. 
Noch am 5. März wird in Hamburg auf Anordnung des Reichsinnen⸗ 
miniſters Dr. Frick die Polizeigewalt von Nationalſozialiſten übernommen. 
Am 6. März erfolgt das Gleiche in Heſſen, Bremen und Lübeck. Haken⸗ 
kreuzfahnen und ſchwarzweißrote Fahnen gehen auf allen öffentlichen 
Gebäuden hoch. Dort, wo jahrelang die Pläne gegen das deutſche Volk 
geſchmiedet wurden, im Karl⸗Liebknecht⸗Haus am Bülowplatz in Berlin, 
ſitzt die politiſche Polizei, und der Platz wird feierlich zum Horſt⸗Weſſel⸗ 
Platz, das Karl-Liebknecht⸗Haus zum Horſt⸗Weſſel⸗Haus umbenannt. 
Auch in Württemberg, Baden, Sachſen und Schaumburg⸗Lippe wird die 
Polizeigewalt vom Reichsinnenminiſter Dr. Frick übernommen. Beſon⸗ 
ders ernſt erſchien äußerlich die Lage in Bayern. Dort hatte die bayeriſche 
Regierung des Miniſterpräſidenten Held, die ſich ſeit Jahren dem 
deutſchen Erwachen entgegengeſtellt hatte, offen androhen laſſen, ſie 
würde von ihrem Poſten nicht weichen. Frech hatte der bayeriſche Miniſter⸗ 
präſident noch am 21. Februar kurz vor der Reichstagswahl erklärt: 

„ . . Wir werden darauf auch in Bayern gewappnet ſein, daß uns nicht 
eines ſchönen Tages die Gewalt herauswirft. Wir haben uns längſt mit 
dem Gedanken vertraut gemacht, daß ſolche Dinge kommen könnten. 
Aber Sie dürfen überzeugt ſein, daß alles vorbereitet iſt, auf daß nicht 
wieder ein ſolches Schauſpiel wie einſt in München geſchehen kann. Heute 
wird der Großteil des Volkes der Regierung dankbar ſein, die den Mut 
beſitzt, das Recht zur Geltung zu bringen und die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit aufrechtzuerhalten.“ 

Ein anderer hoher Vertreter der bayeriſchen Regierung hatte ſogar er⸗ 
klärt, man werde einen von Adolf Hitler eingeſetzten Reichskommiſſar an 
der Grenze verhaften! Der Reichskommiſſar kam aber gar nicht von jen⸗ 
ſeits der Grenze, ſondern erſchien am 9. März als der von Adolf Hitler 
mit der Polizeigewalt in Bayern betraute langjährige nationalſozialiſtiſche 
Kämpfer und Befreier Münchens von der bolſchewiſtiſchen Herrſchaft 
General Ritter von Epp, der ſich ſchon lange in München aufhielt und mit 
militäriſcher Kürze den ſchwarzen Herren der bayeriſchen Regierung den 
Stuhl vor die Tür ſetzte. 

In Dankbarkeit für ihre unſterblichen Taten gedachte an einem all⸗ 
gemeinen Volkstrauertag am 12. März das deutſche Volk der Gefallenen 
des Weltkrieges. Der Reichskanzler Hitler verkündete eine Anordnung des 
Reichspräſidenten von Hindenburg, nach der bis zur endgültigen Regelung 
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der Flaggenfrage auf öffentlichen Gebäuden die ſchwarzweißrote Fahne 
und die Hakenkreuzflagge, „die die ruhmreiche Vergangenheit des Deut⸗ 
ſchen Reiches und die kraftvolle Wiedergeburt der deutſchen Nation ver⸗ 
binden“, nebeneinander zu hiſſen ſind. Die an dieſem Tage ſtattfindenden 
Wahlen zu den preußiſchen Gemeindevertretungen bringen faſt überall 
nationalſozialiſtiſche Mehrheiten. Um auch im Volke die Erkenntnis für 
die Maßnahmen der nationalſozialiſtiſchen Regierung zu vertiefen und 
auf dieſe Weiſe das Volk geſchloſſen hinter die NS DAP zu ſtellen, wurde 
am 13. März unter Leitung von Reichsminiſter Dr. Goebbels ein Mini⸗ 
ſterium für Volksaufklärung und Propaganda errichtet. Die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Preſſe wurde weiter verboten. 

Das neue Miniſterium für Propaganda und Volksaufklärung erhielt 
beſonders am 15. März die Verwaltung des Rundfunks übertragen. Die 
unerhörten Zuſtände von Verbonzung und Verſchleuderung der Gelder, 
die ſich gerade in der Rundfunkverwaltung vorfanden, führten dann noch 
im Auguſt des Jahres zur Feſtnahme einer Anzahl Perſönlichkeiten, die 
bis dahin den Rundfunk geleitet und ſich auf Koſten der Volkes bereichert 
hatten. Am gleichen Tage, dem 15. März, verſchwand auch die bisherige 
Regierung Held in Bayern endgültig. 

Für die außenpolitiſche Geſtaltung wurde es beſonders wichtig, daß der 
italieniſche Miniſterpräſident Muſſolini, der Schöpfer des Faſchismus, 
einen „Viermächtepakt“ der Großmächte England, Frankreich, Italien 
und Deutſchland zur Regelung auftauchender europäiſcher Streitfragen 
vorſchlug. Dieſer Plan wurde auch von Adolf Hitler aufrichtig begrüßt, 
der dazu erklärte: „Wir meſſen dieſem Plan ernſteſte Bedeutung bei, wir 
ſind bereit, auf ſeiner Grundlage in voller Aufrichtigkeit mitzuarbeiten und 
die vier großen Mächte England, Frankreich, Italien und Deutſchland zu 
einer friedlichen Zuſammenarbeit zuſammenzuſchließen, die mutig und 
entſchloſſen an die Aufgaben herangeht, von deren Löſung das Schickſal 
Europas abhängt.“ Dieſer Pakt iſt dann auch am 1. Juni in Rom unter- 
zeichnet worden. 

Der neugewählte Reichstag konnte in dem verbrannten Gebäude des 
Reichstages in Berlin nicht eröffnet werden. Er trat vielmehr, um fo an 
die große Tradition anzuknüpfen, in Potsdam zu einer Eröffnungsfeier 
in der Garniſonkirche zuſammen. Adolf Hitler würdigte in einer groß⸗ 
angelegten Anſprache bei dieſem feierlichen Staatsakt am 21. März die 

N Bedeutung des Tages und ſagte u. a.: 

Botsdam „Als Bismarck dem kulturellen Streben der deutſchen Nation die ſtaats⸗ 
politiſche Einigung folgen ließ, ſchien damit für immer eine lange Zeit des 
Haders und des Krieges der deutſchen Stämme untereinander beendet zu 
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ſein. Getreu der Kaiſerproklamation nahm unſer Volk teil an der Mehrung 
der Güter des Friedens, der Kultur und der menſchlichen Geſittung. 
Es hat das Gefühl ſeiner Kraft nie gelöſt von der tiefempfundenen Ver⸗ 
antwortung für das Gemeinſchaftsleben der europäiſchen Nationen. 

In dieſe Zeit der ſtaats⸗ und machtpolitiſchen Einigung der deutſchen 
Stämme fiel der Beginn jener weltanſchaulichen Auflöſung der deutſchen 
Volksgemeinſchaft, unter der wir heute noch immer leiden. Und dieſer 
innere Zerfall der Nation wurde wieder einmal, wie ſo oft, zum Ver⸗ 
bündeten der Umwelt. Die Revolution des Novembers 1918 beendete 
einen Kampf, in den die deutſche Nation in der heiligſten Überzeugung, 
nur ihre Freiheit und damit ihr Lebensrecht zu ſchützen, gezogen war. 
Denn weder der Kaiſer noch die Regierung noch das Volk haben dieſen 
Krieg gewollt. 

Nur der Verfall der Nation, der allgemeine Zuſammenbruch zwangen 
ein ſchwaches Geſchlecht, wider das eigene beſſere Wiſſen und gegen die 
heiligſte innere Überzeugung die Behauptung unſerer Kriegsſchuld hinzu⸗ 
nehmen. Dieſem Zuſammenbruch aber folgte der Verfall auf allen Ge⸗ 
bieten. Machtpolitiſch, moraliſch, kulturell und wirtſchaftlich ſank unſer 
Volk tiefer und tiefer. Das Schlimmſte war die bewußte Zerſtörung des 
Glaubens an die eigene Kraft, die Entwürdigung unſerer Traditionen 
und damit die Vernichtung der Grundlagen eines feſten Vertrauens. 
Kriſen ohne Ende haben unſer Volk ſeitdem zerrüttet. Aber auch die 
übrige Welt iſt durch das politiſche und wirtſchaftliche Herausbrechen eines 
weſentlichen Gliedes ihrer Staatengemeinſchaft nicht glücklicher und nicht 
reicher geworden. Aus dem Aberwitz der Theorie von ewigen Siegern 
und Beſiegten kam der Wahnwitz der Reparationen und in der Folge 
die Kataſtrophe unſerer Weltwirtſchaft. 

Indem die nationale Regierung in dieſer feierlichen Stunde zum erſten⸗ 
mal vor den neuen Reichstag hintritt, bekundet ſie zugleich ihren uner⸗ 
ſchütterlichen Willen, das große Reformwerk der Reorganiſation des 
deutſchen Volkes und des Reiches in Angriff zu nehmen und durchzuführen. 
Im Bewußtſein, im Sinne des Willens der Nation zu handeln, erwartet 
die nationale Regierung von den Parteien der Volksvertretung, daß ſie 
nach fünfzehnjähriger deutſcher Not ſich erheben mögen über die Beengt⸗ 
heit eines doktrinären parteimäßigen Denkens, um ſich dem eiſernen 
Zwang unterzuordnen, den die Not und ihre drohenden Folgen uns allen 
auferlegen. Denn die Arbeit, die das Schickſal von uns fordert, muß ſich 
turmhoch erheben über den Rahmen und das Weſen kleiner tagespoli⸗ 
tiſcher Aushilfen. 

Wir wollen wiederherſtellen die Einheit des Geiſtes und des Willens 
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der deutſchen Nation! Wir wollen wahren die ewigen Fundamente 
unſeres Lebens, unſer Volkstum und die ihm gegebenen Kräfte und 
Werte. Wir wollen die Organiſation und die Führung unſeres Staates 
wieder jenen Grundſätzen unterwerfen, die zu allen Zeiten die Vor⸗ 
bedingung der Größe der Völker und Reiche waren. Wir wollen die 
großen Traditionen unſeres Volkes, ſeiner Geſchichte und ſeiner Kultur in 
demütiger Ehrfurcht pflegen als unverſiegbare Quellen einer wirklichen 
inneren Stärke und einer möglichen Erneuerung in trüben Zeiten. Wir 
wollen das Vertrauen in die geſunden, weil natürlichen und richtigen 
Grundſätze der Lebensführung verbinden mit einer Stetigkeit der poli⸗ 
tiſchen Entwicklung im Innern und Außern. 

Wir wollen an die Stelle des ewigen Schwankens die Feſtigkeit einer 
Regierung ſetzen, die unſerem Volke damit wieder eine unerſchütterliche 
Autorität geben ſoll. Wir wollen alle die Erfahrungen berückſichtigen, 
ſowohl im Einzel- und im Gemeinſchaftsleben, wie auch in unſerer Wirt⸗ 
ſchaft, die ſich in Jahrtauſenden als nützlich für die Wohlfahrt der Men- 
ſchen erwieſen haben. Wir wollen wiederherſtellen das Primat der Poli⸗ 
tik, die berufen iſt, den Lebenskampf der Nation zu organiſieren und zu 
leiten. Wir wollen aber auch alle wirklich lebendigen Kräfte des Volkes 
als die tragenden Faktoren der deutſchen Zukunft erfaſſen, wollen uns 
redlich bemühen, diejenigen zuſammenzufügen, die eines guten Willens 
find, und diejenigen unſchädlich zu machen, die dem Volke zu ſchaden ver⸗ 
ſuchen. 

Aufbauen wollen wir eine wahre Gemeinſchaft aus den deutſchen 
Stämmen, aus den Ständen, den Berufen und den bisherigen Klaſſen. 
Sie ſoll zu jenem gerechten Ausgleich der Lebensintereſſen befähigt ſein, 
den des geſamten Volkes Zukunft erfordert. Aus Bauern, Bürgern und 
Arbeitern muß wieder werden ein deutſches Volk. Es ſoll dann für ewige 
Zeiten in ſeine treue Verwahrung nehmen unſeren Glauben und unſere 
Kultur, unſere Ehre und unſere Freiheit. 

Der Welt gegenüber aber wollen wir, die Opfer des Krieges von einſt 
ermeſſend, aufrichtige Freunde ſein eines Friedens, der endlich die Wun⸗ 
den heilen ſoll, unter denen alle leiden.“ 

Auf die gewaltige Feier in Potsdam folgte dann die erſte Sitzung des 
Reichstages in der Kroll⸗Oper in Berlin. Adolf Hitler nahm hier noch 
einmal Gelegenheit, vor dem Reichstag die Abſichten der von ihm ge⸗ 
führten Regierung für die nächſten Aufgaben darzuſtellen: „... Die 
Rettung des deutſchen Bauern muß unter allen Umſtänden durchgeführt 
werden ... Würde dies nicht gelingen, müßte die Vernichtung unſerer 
Bauern nicht nur zum Zuſammenbruch der deutſchen Wirtſchaft über⸗ 
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haupt, ſondern vor allem zum Zuſammenbruch des deutſchen Volks 
körpers führen. Seine geſunde Erhaltung iſt aber auch die erſte Voraus⸗ 
ſetzung für das Blühen und Gedeihen unſerer Induſtrie, für den deutſchen 
Binnenhandel und für den Export. Ohne das Gegengewicht des deut⸗ 
ſchen Bauerntums hätte der kommuniſtiſche Wahnſinn ſchon jetzt Deutſch⸗ 
land überrannt und damit die deutſche Wirtſchaft endgültig vernichtet. 
Was die Geſamtwirtſchaft einſchließlich unſerer Exportinduſtrie dem ge⸗ 
ſunden Sinn des deutſchen Bauern verdankt, kann überhaupt durch kein 
Opfer geſchäftlicher Art irgendwie abgegolten werden. Es muß daher 
auch der weiteren Beſiedlung des deutſchen Bodens in Zukunft die höchſte 
Sorge gelten. 

Im übrigen iſt ſich die nationale Regierung darüber im klaren, daß 
die endgültige Behebung der Not ſowohl unſerer bäuerlichen als auch 
unſerer ſtädtiſchen Wirtſchaft abhängt von der Eingliederung der Arbeits⸗ 
loſenarmee in den Produktionsprozeß. Und hierin ſieht die Regierung 
ihre zweite größte und gewaltigſte wirtſchaftliche Aufgabe ... Ahnlich 
ihrer Einſtellung zum deutſchen Bauern iſt die Einſtellung der natio⸗ 
nalen Regierung gegenüber unſerem Mittelſtand. Auch ſeine Rettung 
kann nur im Zuge der allgemeinen wirtſchaftlichen Aktion erfolgen. 
Die Regierung iſt entſchloſſen, dieſe Fragen grundſätzlich und durch⸗ 
greifend zu löſen. 

Sie erkennt hierbei die geſchichtliche Aufgabe, die Millionenmaſſe der 
deutſchen Arbeiter im Daſeinskampf um ihre Lebensrechte zu ſchützen 
und zu fördern. Als Kanzler und als Nationalſozialiſt fühle ich mich ſelbſt 
mit ihnen als den einſtigen Gefährten meiner Jugend verbunden. Die 
Steigerung der Konſumkraft dieſer Maſſen wird ein weſentliches Mittel 
zur wirtſchaftlichen Belebung fein.... 

. . . Folgende Vorausſetzungen ſieht die nationale Regierung für die 
Belebung der allgemeinen Wirtſchaftskataſtrophe als notwendig an: 

1. Eine unbedingte Autorität der politiſchen Führung im Innern zur 
Herſtellung des Vertrauens in die Stabilität der Verhältniſſe; 

2. eine Sicherſtellung des Friedens durch die wirklich großen Nationen 
auf lange Sicht zur Wiederherſtellung des Vertrauens der Völker unter⸗ 
einander; 

3. den endlichen Sieg der Grundſätze der Vernunft in der Organiſation 
und Führung der Wirtſchaft ſowie eine allgemeine internationale Ent⸗ 
laſtung von Reparationen und unmöglichen Schuld- und Zinsverpflich⸗ 
tungen 

Um die Regierung in die Lage zu verſetzen, die Aufgaben zu erfüllen, 
die innerhalb dieſes allgemein gekennzeichneten Rahmens liegen, hat ſie 


87 


im Reichstag durch die beiden Parteien der Nationalſozialiſten und der 
Deutſchnationalen das Ermächtigungsgeſetz einbringen laſſen . 

Da die Regierung an ſich über eine klare Mehrheit verfügt, iſt die Zahl 
der Fälle, in denen eine innere Notwendigkeit vorliegt, zu einem ſolchen 
Geſetz die Zuflucht zu nehmen, an ſich eine begrenzte. Um ſo mehr aber 
beſteht die Regierung der nationalen Erhebung auf der Verabſchiedung 
dieſes Geſetzes. Sie zieht in jedem Fall eine klare Entſcheidung vor. Sie 
bietet den Parteien des Reichstags die Möglichkeit einer ruhigen deutſchen 
Entwicklung und einer ſich daraus in der Zukunft anbahnenden Verſtän⸗ 
digung, und ſie iſt aber ebenſo entſchloſſen und bereit, die Bekundung der 
Ablehnung und damit die Anſage des Widerſtandes entgegenzunehmen. 
Mögen Sie, meine Herren Abgeordneten, nunmehr ſelbſt die Entſcheidung 
treffen über Frieden oder Krieg!“ 

Nach der grundſätzlichen Rede Adolf Hitlers wurde das dem Reichstag 
vorgelegte Ermächtigungsgeſetz mit allen Stimmen gegen die Stimmen 
der Sozialdemokratie angenommen. Dieſes Ermächtigungsgeſetz, be⸗ 
zeichnet als „Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich“, beſtimmt 
insbeſondere, daß Reichsgeſetze außer in dem in der Reichsverfaſſung 
vorgeſehenen Verfahren auch von der Reichsregierung erlaſſen werden 
können und daß ſie auch von der Reichsverfaſſung abweichen können. Mit 
Recht bemerkt der „Völkiſche Beobachter“ vom 24. März: „Für vier Jahre 
kann Hitler alles tun, was notwendig iſt für die Rettung Deutſchlands. 
Negativ in der Ausrottung der volkszerſtörenden marxiſtiſchen Gewalten, 
poſitiv im Aufbau einer neuen Volksgemeinſchaft, um ſo die Grundlagen 
zu legen für den erſten echten deutſchen Nationalſtaat als Erfüllung der 
deutſchen Sehnſucht vieler Jahrhunderte ... ‚Hitler an die Macht!“ 
Dieſer Ruf der Nation wurde am 23. März 1933 zur Tat. Deutſchland iſt 
erwacht. Die große Arbeit beginnt. Der Tag des Dritten Reiches iſt ge⸗ 
kommen“ 

Schlag auf Schlag wurde nun durchgegriffen. Die kommiſſariſche preu⸗ 
ßiſche Staatsregierung hatte noch am 22. März eine Verordnung zur 
Behebung von Mißſtänden in der Gemeindeverwaltung (Korruptions⸗ 
bekämpfungs⸗Verordnung) erlaſſen, nun wurden am 24. März in Bayern 
ſämtliche Wehrverbände außer der SA, SS und dem Stahlhelm auf⸗ 
gelöſt, am 27. März legte die bereits abgeſetzte preußiſche Regierung 
Braun endgültig ihre Amter nieder. Das Verbot der ſozialdemokratiſchen 
Preſſe wurde auf unbeſtimmte Zeit verlängert. 

Eine große Anzahl der am Niedergange Deutſchlands in den letzten 
Jahren ſchuldigen Marxiſten und beſonders Juden hatte ſich inzwiſchen 
ins Ausland begeben. Mit Schrecken erkannte das Weltjudentum, daß 
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ihm die politiſche Herrſchaft über Deutſchland entriſſen war. Es ſetzte darum 
im Ausland eine wütende Hetze des Judentums gegen Deutſchland ein, 
Greuelnachrichten wurden in der ausländiſchen Preſſe verbreitet und zum 
Boykott Deutſchlands aufgefordert. Die NS DAP erließ am 28. März einen 
Aufruf, in dem ſie als Abwehr gegen die antideutſche Greuelpropaganda im 
Ausland den Boykott jüdiſcher Geſchäfte und Waren, jüdiſcher Arzte und 
Rechtsanwälte androhte. Das Judentum gab aber nicht nach, ſo daß am 
1. April in ganz Deutſchland ein einheitlicher Boykott der Juden, aller Am 
ihrer Geſchäfte, Warenhäuſer, Gaſtſtätten, Kinos, Rechtsanwälte und 
Arzte durchgeführt wurde. Dieſer Boykott verlief in voller Disziplin und 
zeigte, daß das nationalſozialiſtiſche Deutſchland nicht gewillt war, ſich von 
den jüdiſchen Drohungen niederzwingen zu laſſen. Nach der Durchfüh⸗ 
rung des Boykotts ließ die antideutſche Hetze im Ausland ſtark nach. 
Am 31. März und am 7. April erließ die Reichsregierung nacheinander 
zwei Geſetze „zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich“. Das erſte 
Gleichſchaltungsgeſetz gab den Landesregierungen die Ermächtigung, 
außer den in der Landesverfaſſung vorgeſehenen Verfahren Landes- 
geſetze zu beſchließen. Es beſtimmte ferner die Auflöſung der Volksver⸗ 
tretungen der Länder und ihre Neubildung nach den Stimmenzahlen, die 
bei der Wahl zum Deutſchen Reichstag am 5. März 1933 innerhalb eines 
jeden Landes auf die Wahlvorſchläge entfallen waren. Die Kommuniſten 
wurden dabei nicht berückſichtigt. Ihre Mandate fielen als reichsfeindlich 
einfach weg. Das zweite Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder regelte 
eine alte deutſche Not, nämlich das Verhältnis von Reich und Ländern und 
ſchuf einen neuen und beſſeren Zuſtand, als er auf dieſem Gebiet ſeit 
Jahrhunderten geherrſcht hatte. In allen deutſchen Ländern ernennt der 
Reichspräſident Reichsſtatthalter auf Vorſchlag des Reichskanzlers. Der; e 
Reichsſtatthalter ernennt die Vorſitzenden der Landesregierung, er löſt Hattergeien 
die Landtage auf und ordnet Neuwahlen an, ihm obliegt die Ausfertigung 
und Verkündung der Landesgeſetze, er ernennt die unmittelbaren Staats- 
beamten und Richter, ſoweit ſie bisher durch die oberſte Landesbehörde 
ernannt wurden. Er hat endlich das Begnadigungsrecht. Damit bekam 
der Reichsſtatthalter eine Anzahl der Rechte, die früher die einzelnen 
Landesfürſten beſeſſen hatten. Er leitet ſeine Rechte aber nicht, wie der 
Landesfürſt, aus der Staatshoheit des Landes her, ſondern aus der Hoheit 
des Reiches. In Preußen wird der Reichskanzler zugleich Reichsſtatt⸗ 
halter. Die Bedeutung dieſes Geſetzes faßt der „Völkiſche Beobachter“ 
vom 8. April 1933 am beſten zuſammen: „Die Frage der Reichsreform hat 
unter dem alten Regierungsſyſtem jahrelang die Gemüter ſtark beſchäftigt. 
In einem Halbdutzend von Haupt- und Unterausſchüſſen wurden Mehr⸗ 
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heitsbeſchlüſſe gefaßt, deren praktiſche Bedeutung gleich Null war. Was 
in jahrelangen Erörterungen nicht gelang, wurde nach dem Syſtemwechſel 
vom 30. Januar in wenigen Wochen einer zunächſt wenigſtens vorläufigen 
Löſung entgegengeführt. Der Fehler der früheren Auseinanderſetzungen 
über die Reichsreform beſtand darin, daß ſie an rein ſchematiſchen Kon⸗ 
ſtruktionen hängen blieben. Es wurde überſehen, daß der Krebsſchaden 
des ganzen Staatslebens in der politiſchen Gegenſätzlichkeit zwiſchen Reich 
und Ländern ſowohl wie zwiſchen den Ländern untereinander beſtand. 
Es war ein durch jahrhundertelange Tradition geheiligtes Geſetz, daß in 
München anders wie in Berlin und umgekehrt regiert wurde. Die Regie⸗ 
rung der nationalen Revolution ſtellte durch die Einſetzung der Reichskom⸗ 
miſſare zunächſt einmal dieſes Grundübel ab ...“ 

Wie ſehr die einheitliche Leitung Adolf Hitlers bereits Staat und Wirt- 
ſchaft belebt, zeigt die Tatſache, daß die Arbeitsloſigkeit unter die 6 Mil- 
lionengrenze um faſt eine halbe Million auf 5 598 000 Menſchen geſunken 
iſt. Um den Behördenapparat von allen Gegnern zu reinigen, und um 
auch für die Zukunft das Eindringen von Juden in die deutſche Verwal⸗ 
tung unmöglich zu machen, wird am 7. April ein Geſetz „zur Wieder⸗ 
herſtellung des Berufsbeamtentums“ erlaſſen, auf Grund deſſen politiſch 
unzuverläſſige Beamte, Parteibuchbeamte und Beamte nichtariſcher Ab⸗ 
ſtammung bis zum 30. September entlaſſen werden können. Ein Geſetz 
vom 10. April ermöglicht zugleich die Entziehung der Zulaſſung als Rechts⸗ 
anwalt gegenüber nichtariſchen Rechtsanwälten, die nicht Frontkämpfer 
waren, deren Väter oder Brüder nicht im Felde gefallen waren oder die 
nicht ſchon vor dem 1. Auguſt 1914 Rechtsanwälte geweſen waren. Selbſt⸗ 
verſtändlich wird allen Rechtsanwälten, die ſich kommuniſtiſch betätigt 
haben, ebenfalls die Zulaſſung entzogen. In Preußen verzichtet Vize⸗ 
kanzler von Papen am 11. April auf das Reichskommiſſariat, als Reichs⸗ 
ſtatthalter in Preußen ernennt Adolf Hitler den Reichsminiſter und bis⸗ 
herigen kommiſſariſchen Reichsinnenminiſter Hermann Göring zum preu⸗ 
ßiſchen Miniſterpräſidenten. Am gleichen Tage wird General Ritter von 
Epp zum Statthalter in Bayern ernannt. Am 20. April begeht Adolf 
Hitler ſeinen Geburtstag, den er in aller Stille verlebt. Seine größte 
Freude mag geweſen ſein, daß die Arbeitsloſenzahl um weitere 69 000 
heruntergegangen iſt. Der neue preußiſche Miniſterpräſident Hermann 
Göring bekommt am 21. April nunmehr auch das neue preußiſche Kabi⸗ 
nett; als Reichsſtatthalter in Preußen ernennt Adolf Hitler den Minifter- 
präſidenten Göring gleichzeitig zum Innenminiſter, den Reichskommiſſar 
Popitz zum Finanzminiſter, Reichskommiſſar Kerrl zum Juſtizminiſter, 
Reichskommiſſar Ruſt zum Kultusminiſter. Das Miniſterium für Wirt⸗ 
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ſchaft und Arbeit und das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten, die der deutſchnationale Parteiführer Hugenberg kommiſſariſch 
verwaltet, bleiben einſtweilen unbeſetzt. Um die Überfremdung der 
deutſchen Hochſchulen und Schulen mit jüdiſchen Elementen auszuſchalten, 
wird am 25. April ein „Geſetz gegen die Überfremdung der deutſchen 
Schulen und Hochſchulen“ erlaſſen; die nichtariſchen höheren Schüler und 
Studenten dürfen den Hundertſatz der nichtariſchen Bevölkerung des 
Reiches grundſätzlich nicht überſteigen. In Preußen wird am 27. April zur 
Verſtärkung und Erleichterung des Kampfes gegen die kommuniſtiſche 
Bedrohung die bisherige Zentrale der politiſchen Polizei vom Berliner 
Polizeipräſidium abgetrennt und zu einem ſelbſtändigen Geheimen 
Staatspolizeiamt unter dem preußiſchen Innenminiſterium umgewandelt. 

All die Jahre hindurch, ſeitdem der Marxismus in Deutſchland ſich 
rühren konnte, war der 1. Mai der Tag der internationalen Verbrüderung 
des Proletariats geweſen. Nunmehr wurde er umgeſtaltet zum Tage der 
nationalen Arbeit. In einem ungeheuren Aufmarſch auf dem Tempel⸗ 3 
hofer Feld in Berlin bekannte ſich das arbeitende Berlin zu der national- nalen Arbeit 
ſozialiſtiſchen Idee und dem Führer Adolf Hitler. Adolf Hitler ſprach dies 
in ſeiner Rede am 1. Mai 1933 folgendermaßen aus: 

„Das Symbol des Klaſſenkampfes, des ewigen Streites und Haders, 
es wird ſich nunmehr verwandeln zum Symbol der Erhebung, zum Sym⸗ 
bol der großen Einigung unſeres Volkes. Und deshalb haben wir dieſen 
Tag der erwachenden Natur gewählt für alle kommenden Zeiten als Tag 
der Wiedergewinnung der Kraft und der Stärke unſeres Volkes. Jener 
ſchaffenden Arbeit, die keine engen Grenzen kennt, nicht gebunden iſt an 
die Werkſtatt, an die Fabrik, an das Kontor, das Konſtruktionsbüro oder 
das Amt, eine Arbeit, die wir überall dort anerkennen wollen, wo ſie in 
gutem Sinne für Sein und Leben unſeres Volkes geleiſtet wird.“ 

Adolf Hitler entwickelte an dieſem Tage in einer großangelegten Rede 
vor den Millionenmaſſen auf dem Tempelhofer Felde die Grundſätze für 
das erſte Jahr des Vierjahresplanes. Er ſagte: 

„ . . Als wir den Gedanken der Arbeitsdienſtpflicht zum erſten Male der 
Offentlichkeit übergaben, da ſtürzten ſich ſofort die Vertreter der abſterben⸗ 
den marxiſtiſchen Welt darauf und erklärten: das iſt ein neuer Angriff 
gegen das Proletariat, ein Angriff gegen die Arbeit, ein Angriff gegen das 
Leben des Arbeiters. Warum taten ſie es? Sie wußten genau, daß es 
nicht ein Angriff gegen die Arbeiter ſein wird, ſondern nur ein Angriff 
gegen ein entſetzliches Vorurteil, gegen das Vorurteil, daß Handarbeit 
ſchänden könnte. Dieſes Vorurteil wollen wir in Deutſchland aus⸗ 
roden 
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Wir wollen, daß dieſes deutſche Volk nun durch die Arbeitsdienſtpflicht 
erzogen wird zur Erkenntnis, daß Handarbeit nicht ſchändet, daß Hand⸗ 
arbeit nicht entehrt, ſondern daß Handarbeit genau wie jede andere Tätig⸗ 
keit dem zur Ehre gereicht, der ſie treu und redlichen Sinnes erfüllt. Und 
deshalb iſt es unſer unverrückbarer Entſchluß, jeden einzelnen Deutſchen, 
er mag ſein, wer er will, ob hochgeboren und reich, ob arm, ob Sohn von 
Gelehrten oder Sohn von Fabrikarbeitern — einmal in ſeinem Leben zur 
Handarbeit zu führen, damit er ſie kennenlernt, damit er auch leichter be⸗ 
fehlen kann, weil er ſelbſt ſchon gehorchen gelernt hat.. .. Kopf- und Hand- 
arbeiter dürfen nicht gegeneinander arbeiten. Der Kopfarbeiter muß ein- 
ſehen, daß keiner ein Recht hat, auf den anderen einfach herabzuſehen, ſich 
ſelbſt als etwas Beſſeres zu dünken, ſondern daß Kopf- und Handarbeiter 
einig ſein müſſen in einer einzigen Gemeinſchaft. 

Wir werden in dieſem Jahre zum erſtenmal dieſe großen ethiſchen Ge⸗ 
danken in die Wirklichkeit überführen, und wir wiſſen, daß, wenn erſt 
einmal 40 Jahre vergangen ſind, das Wort Arbeit und Handarbeit dann 
für die Millionen Menſchen genau dieſelbe Sinneswandlung herbor- 
gerufen haben wird wie einſt Millionen Menſchen den Landsknecht ver⸗ 
geſſen haben und den deutſchen Soldaten an ſeine Stelle ſetzten. 

Wir werden auch in dieſem Jahre als weitere große Aufgabe die Be⸗ 
freiung der ſchöpferiſchen Initiative von den verhängnisvollen Einwir⸗ 
kungen majoritiver Beſchlüſſe durchführen und ſicherſtellen. Nicht nur im 
Parlament, nein, auch in der Wirtſchaft. Wir wiſſen, daß unſere Wirt⸗ 
ſchaft nicht emporkommt, wenn nicht eine Syntheſe gefunden wird zwiſchen 
der Freiheit des ſchöpferiſchen Geiſtes und der Verpflichtung dem 
Volksganzen gegenüber. Daher wird es auch unſere Aufgabe ſein, den 
Verträgen die Bedeutung zu geben, die ihnen zukommt. Der Menſch 
lebt nicht für Verträge, ſondern die Verträge ſind da, das Leben des Men⸗ 
ſchen zu ermöglichen. 

Endlich werden wir in dieſem Jahre uns bemühen, die erſte Etappe auf 
dem Wege einer organiſchen Wirtſchaftsführung zurückzulegen und werden 
dabei von einer fundamentalen Erkenntnis ausgehen: Es gibt keinen Auf- 
ſtieg, der nicht beginnt bei der Wurzel des nationalen, völkiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens, beim Bauer, und von ihm führt der Weg zum Arbeiter 
und weiter endlich zur Intelligenz. Wir werden daher beginnen, in erſter 
Linie den Landmann und ſeine Wirtſchaft geſund zu machen, weil wir 
wiſſen, daß damit auch die Vorausſetzung zur Geſundung der ganzen 
übrigen Wirtſchaft gegeben iſt . 

Und damit kommt eine weitere Aufgabe, die Beſeitigung der Arbeits⸗ 
loſigkeit durch eine Arbeitsbeſchaffung, die wir in zwei große Gruppen ein- 
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teilen. Hier wird ein großes gewaltiges Werk in dieſem Jahre in Angriff 
genommen, mit welchem wir die deutſchen Bauten, die Häuſer wieder in 
Ordnung bringen werden und damit für Hunderte und Hunderttauſende 
Arbeit ſchaffen werden. 

Und zweitens: Wir wollen nunmehr in dieſem Augenblick und an dieſer 
Stelle zum erſten Male den Appell an das ganze deutſche Volk richten: 
Deutſches Volk! Glaube nicht, daß das Problem der Arbeitsbeſchaffung 
in den Sternen gelöſt wird. Du mußt ſelbſt mithelfen, es zu löſen, du 
mußt aus Einſicht und Vertrauen alles tun, was Arbeit ſchaffen kann. 
Jeder von uns hat die Pflicht, von ſich aus nicht zu zögern und nicht zu 
warten mit ſeinen Anſchaffungen, mit dem, was er machen ſoll und ein⸗ 
mal machen muß, jeder hat die Pflicht, von ſich aus hier im Vertrauen auf 
die Zukunft ſeinen Teil ſofort beizutragen. Jeder Unternehmer, jeder 
Hausbeſitzer, jeder Geſchäftsmann, jeder einzelne, er hat die Pflicht, nach 
ſeinem Vermögen mitzuhelfen, Arbeit zu ſchaffen, und vor allem, jeder 
hat die Pflicht, ſich der deutſchen Arbeit zu erinnern. 

Wenn heute die Welt gegen uns Unwahrheiten verbreitet, wenn man 
die deutſche Arbeit verfemt, dann müſſen wir erwarten, daß der Deutſche 
ſelbſt ſich ſeiner Arbeit annimmt. Es iſt ein Appell, der, an die Millionen 
einzelner gerichtet, am eheſten auch den Millionen Menſchen Arbeit 
geben kann. 

Und weiter: Wir werden große öffentliche Probleme noch in dieſem 
Jahr zu verwirklichen uns beſtreben, in erſter Linie das Rieſenprogramm, 
das wir nicht der Nachwelt überlaſſen wollen, ſondern das wir verwirk⸗ 
lichen müſſen, ein Programm, das viele Milliarden erfordert: Das Pro⸗ 
gramm unſeres Straßen⸗Neubaus ... Damit wird eine Serie öffentlicher 
Arbeiten eingeleitet, die zuſammen mithelfen, die Arbeitsloſenzahl immer 
mehr herunterzudrücken. 

Endlich wird ein Angriff ſtattfinden gegen die Unerträglichkeit der heu⸗ 
tigen Zinssätze. Wir werden auch hier den Entſchluß durchführen, der uns 
Nationalſozialiſten ſeit vielen Jahren eine Selbſtverſtändlichkeit iſt, und 
damit in Verbindung eine Handelspolitik durchführen, die uns die Stetig⸗ 
keit der Produktion ſichert, ohne die deutſche Landwirtſchaft zu vernichten.“ 

Bereits am Tage darauf wurde mit der Zuſammenfaſſung der Wirt⸗ 
ſchaft Ernſt gemacht; die Nationalſozialiſtiſche Betriebszellenorganiſation 
(NSBO) übernimmt die Freien Gewerkſchaften. Damit wird auch dieſe u 
Pofition dem Marxismus entriffen. Ein Aktionskomitee zum Schutze der Arbeltstzont 
deutſchen Arbeit, das auf Anweiſung des Reichskanzlers Hitler gegründet 
war und unter Führung des preußiſchen Staatsrats Dr. Ley ſtand, führte 
dieſe Maßnahme durch. Am 3. Mai ſchloſſen ſich auch die chriſtlichen 
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Gewerkſchaften, der liberale „Gewerkſchaftsring“ GDA und andere Ver⸗ 
bände an, indem fie ſich bedingungslos der Führung Adolf Hitlers unter- 
ſtellten. Am Tage der Übernahme der Gewerkſchaften erließ Dr. Ley 
den folgenden Aufruf an den deutſchen Arbeiter: 

„Wir treten heute in den zweiten Abſchnitt der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution ein... Gewiß, wir haben die Macht, aber wir haben noch nicht 
das ganze Volk. Dich, Arbeiter, haben wir noch nicht hundertprozentig, 
und gerade dich wollen wir, wir laſſen dich nicht, bis du in aufrichtiger 
Erkenntnis reſtlos zu uns ſtehſt. Du ſollſt auch von den letzten marxiſtiſchen 
Feſſeln befreit werden, damit du den Weg zu deinem Volke findeſt. 

Denn das wiſſen wir: Ohne den deutſchen Arbeiter gibt es kein deutſches 
Volk! Und vor allem müſſen wir verhüten, daß dir dein Feind, der Mar⸗ 
xismus und ſeine Trabanten, noch einmal in den Rücken fallen können. 

Wenn auch die marxiſtiſchen Parteien reſtlos zerſchlagen ſind, wie die 
KPD, oder ſich in heller Auflöſung befinden, wie die SPD, wenn auch 
die Parteipäpſte in elender Feigheit geflohen ſind oder jedem und allem 
abgeſchworen haben und dich Arbeiter feige und erbärmlich verlaſſen haben 
wie nie zuvor, ſo wiſſen wir doch, alles das iſt nur Schein: Der Marxismus 
ſtellt ſich tot, um ſich bei günſtiger Gelegenheit von neuem erheben und 
dir von neuem hinterhältig den Judasdolch in den Rücken zu ftoßen. 
Genau wie 1914! Auch damals bewilligte er Kriegskredite und gebärdete 
ſich übernational, um dich 1918 an den Imperialismus unſerer damaligen 
Feinde zu verraten und damit an das Weltkapital zu verkaufen. 

Uns täuſcht der ſchlaue Fuchs nicht! Lieber geben wir ihm einen letzten 
Fangſchuß, als daß wir jemals wieder dulden würden, daß er ſich erhebe. 
Deshalb ſchlagen wir dem marxiſtiſchen Geſindel ſeine Hauptwaffe aus 
der Hand und nehmen ihm damit ſeine letzte Möglichkeit, um ſich neu zu 
ſtärken. Die Teufelslehre des Marxismus ſoll elendig auf dem Schlacht⸗ 
felde der nationalſozialiſtiſchen Revolution krepieren. 

Nicht als ob wir damit die Gewerkſchaften an ſich zerſchlagen und zer⸗ 
ſtören wollten. Im Gegenteil, wir haben nie etwas zerſtört, was über⸗ 
haupt irgendwie Wert für unſer Volk hat, und werden das auch in Zukunft 
nicht tun, das iſt nationalſozialiſtiſcher Grundſatz. Das gilt ganz beſonders 
für die Gewerkſchaften, die mit ſo viel ſauer verdienten und vom Munde 
abgeſparten Arbeitergroſchen aufgebaut wurden. Nein, Arbeiter, deine 
Inſtitutionen find uns Nationalſozialiſten heilig und unantaſtbar ... Wir 
werden nicht nur alles erhalten, was ſich vorſindet, wir werden den Schutz 
und die Rechte des Arbeiters weiter ausbauen, damit er in den neuen 
nationalſozialiſtiſchen Staat als vollwertiges und geachtetes Glied des 
Volkes eingehe.“ 
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Die Neugeftaltung ging nun raſch vonſtatten. Am 5. Mai wurden die 
Reichsſtatthalter für Württemberg, Sachſen, Baden, Thüringen, Heſſen, 
Braunſchweig⸗Anhalt und Bremen⸗Oldenburg ernannt, in Sachſen der 
verdiente SA⸗Führer von Killinger zum Miniſterpräſidenten berufen. 
Am 10. und 12. März wird das Vermögen der SPD, des Reichsbanners, 
der ſogenannten Freien Gewerkſchaften beſchlagnahmt, am 16. Mai ein 
achtwöchiger Waffenſtillſtand in der Wirtſchaft verordnet. 

Aus dem Mißerfolg der Abrüſtungskonferenz war von der deutſchfeind⸗ 
lichen Preſſe im Auslande vielfach verſucht worden, gegen die national⸗ 
ſozialiſtiſche Bewegung zu hetzen. Ja, der Nationalſozialismus wurde 
ſogar als eine Störung des Friedens der Welt dargeſtellt, und zeitweilig 
nahm der Ruf nach einem Vorbeugungskrieg gegen Deutſchland derartig 
überhand, daß ernſteſte Verwicklungen zu befürchten waren. Adolf Hitler 
ging in einer großen ſtaatsmänniſchen Rede im Deutſchen Reichstag auf 17. 12 
dieſe Dinge ein und ſtellte ſich offen den gegen Deutſchland zu Unrecht Abel e 
erhobenen Angriffen. Seine Rede iſt eines der größten Beiſpiele moderner ze Rebe 
Staatsmannskunſt; ſie hatte den Erfolg, daß die künſtlich geſchürte Miß⸗ 
trauensatmoſphäre gegen Deutſchland weitgehend verſchwand. Adolf 
Hitler führte aus: 

„ . . Alle die heutige Unruhe verurſachenden Probleme liegen in den 
Mängeln des Friedensvertrages begründet, der es nicht vermochte, die 
wichtigſten und entſcheidenſten Fragen der damaligen Zeit für alle Zu⸗ 
kunft überlegen, klar und vernünftig zu löſen. 

Deutſchland hat abgerüſtet. Es hat alle im Friedensvertrag auferlegten 
Verpflichtungen weit über die Grenzen jeder Billigkeit, ja jeder Vermmft 
hinaus erfüllt ... Deutſchland hat damit einen moraliſch berechtigten 
Anſpruch, zu fordern, daß die hochgerüſteten Staaten nunmehr auch ihrer⸗ 
ſeits die Verpflichtungen, die ſich aus dem Vertrag von Verſailles ergeben, 
erfüllen. 

Die Deutſchland im Dezember zugeſtandene Gleichberechtigung iſt 
bisher nicht verwirklicht worden. Wenn von ſeiten Frankreichs nun⸗ 
mehr wieder die Theſe aufgeſtellt wird, daß der Gleichberechtigung die 
Sicherheit entſprechen müſſe, ſo darf ich demgegenüber zwei Fragen 
erheben: 

1. Deutſchland hat bisher alle Sicherheitsverpflichtungen übernommen, 
die ſich aus der Unterzeichnung des Verſailler Vertrages, dem Eintritt in 
den Völkerbund, dem Locarno⸗Pakt, dem Kellog-Pakt, den Schieds⸗ 
gerichtsverträgen, dem Kriegsverhütungspakt ergeben. Welches ſind die 
konkreten Sicherungen, die außer den internationalen Verpflichtungen 
von Deutſchland noch übernommen werden ſollen? 
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2. Welche Sicherung hat demgegenüber Deutſchland? Nach den An- 
gaben beim Völkerbund beſitzt Frankreich allein an im Dienſt befindlichen 
Flugzeugen 3046, Belgien 350, Polen 700, die Tſchechoſlowakei 670. 
Dazu kommen unermeßliche Mengen an Reſerveflugzeugen, Tauſende 
von Kampfwagen, Tauſende von ſchweren Geſchützen ſowie alle tech⸗ 
niſchen Mittel zur Führung des Krieges mit Giftgaſen. Hat nicht Deutſch⸗ 
land mehr Berechtigung, demgegenüber in ſeiner Wehr⸗ und Waffen 
loſigkeit Sicherheit zu verlangen, als die durch Koalition miteinander ver- 
bundenen gerüſteten Staaten? 

Dennoch iſt Deutſchland bereit, weiterhin Verpflichtungen internatio- 
naler Art auf ſich zu nehmen, wenn die anderen Nationen ihrerſeits dazu 
bereit ſind und dies Deutſchland zugute kommt. Deutſchland wäre auch 
ohne weiteres bereit, ſeine geſamten militäriſchen Einrichtungen über⸗ 
haupt aufzulöſen und den Reſt der ihm verbliebenen Waffen zu zer⸗ 
ſtören, wenn die anliegenden Nationen ebenſo reſtlos das gleiche tun. 

Wenn aber dieſe anderen Staaten nicht gewillt ſind, die in dem 
Friedensvertrag von Verſailles auch von ihnen übernommene Abrüſtung 
durchzuführen, dann muß Deutſchland zum mindeſten auf der Forderung 
ſeiner Gleichberechtigung beſtehen 

Die deutſche Regierung und das deutſche Volk werden ſich aber unter 
keinen Umſtänden zu irgendeiner Unterſchrift nötigen laſſen, die eine 
Verewigung der Disqualifizierung Deutſchlands bedeuten würde. Der 
Verſuch, dabei durch Drohungen auf Regierung und Volk einzuwirken, 
wird keinen Eindruck zu machen vermögen. 

Es iſt denkbar, daß man Deutſchland gegen jedes Recht und gegen jede 
Moral vergewaltigt; aber es iſt undenkbar und ausgeſchloſſen, daß ein 
ſolcher Akt von uns ſelbſt durch eine Unterſchrift Rechtsgültigkeit erlangen 
könne. 

Als dauernd diffamiertes Volk würde es uns auch ſchwer fallen, noch 
weiterhin dem Völkerbund anzugehören. 

Mögen die anderen Nationen daraus aber auch den unerſchütterlichen 
Willen Deutſchlands verſtehen, eine Periode der menſchlichen Irrungen 
endlich abzuſchließen, um den Weg zu ſinden zu einer wirklichen Verſtän⸗ 
digung aller, auf dem Boden gleicher Rechte.“ 

Bemerkenswert iſt noch ein Geſetz über ein bäuerliches Erbhofrecht durch 
das preußiſche Staatsminiſterium, ein erſter Schritt, um den deutſchen 
Bauern auf ſeinem Hofe wieder wurzelfeſt zu machen. Die neugeſchaffe⸗ 
nen Erbhöfe werden durch dieſes Geſetz für unteilbar erklärt; ſeinen Hof 
als Erbhof anmelden kann nur ein Beſitzer ariſcher Abſtammung. 
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Der große Arbeitskonvent der Deutſchen Arbeitsfront tritt am 23. Mai 
in Berlin zu ſeiner erſten Tagung zuſammen. 

In Oſterreich hat eine deutſchfeindliche und vom Ausland beſtochene 
Regierung unter der Leitung des Bundeskanzlers Dollfuß derartig bru- 
tale Unterdrückungsmaßnahmen gegen die nationalſozialiſtiſche Bewe⸗ 
gung, die in Oſterreich dauernd im Anſteigen begriffen iſt, durchgeführt, 
daß Adolf Hitler zu Gegenmaßnahmen gezwungen iſt. Da ein großer 
Teil der öſterreichiſchen Wirtſchaft völlig auf den Fremdenverkehr aus 
Deutſchland eingeſtellt iſt, ſo verordnet die Reichsregierung für Reiſen 
nach Oſterreich einen Sichtvermerk, der 1000 RM. koſtet, da ſonſt die Ge⸗ 
fahr beſteht, daß „die als Gäſte in Oſterreich weilenden reichsdeutſchen 
Nationalſozialiſten in Konflikt mit den öſterreichiſchen Behörden geraten, 
was zwangsläufig zu einer Störung der freundſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen Oſterreich und dem Deutſchen Reich führen müßte“. 

Den ganzen Sommer des Jahres 1933 ſetzt ſich dieſer Kampf der öſter⸗ 
reichiſchen Bundesregierung gegen das großdeutſche Wollen des Volkes 
in Deutſch⸗Oſterreich fort. Alle Gegner Deutſchlands unterſtützen heim⸗ 
lich die Judasarbeit der Separatiſtenregierung in Ofterreich. 

Auf einer anderen Stelle des außerhalb des Deutſchen Reiches befind⸗ 
lichen Volkstums, in Danzig, hingegen gelang es der NSDAP, einen 
überwältigenden Sieg zu erringen. Entſprechend der Entwicklung im 
Reich hatten die Danziger Nationalſozialiſten im März 1933 eine Beteili⸗ 
gung an der Regierung gefordert. Der Senat von Danzig wies dieſe For⸗ 
derung zurück und verlangte für ſeine in keiner Weiſe im Volk begründete 
Regierungsführung ſtärkere Vollmachten. Darüber brach die Regierungs- 
koalition auseinander. Der Danziger Volkstag wurde am 13. April auf⸗ 
gelöſt. Die Neuwahlen ergaben einen vollen Sieg des Nationalſozialis⸗ 
mus, der von 13 Abgeordneten und 32000 Stimmen, die er am 16. De⸗ 
zember 1930 erhalten hatte, auf 38 Abgeordnete und 107000 Stimmen 
ſtieg. Damit wurde die Bildung einer nationalſozialiſtiſchen Regierung in 
Danzig möglich. 

Infolge der überlegten Maßnahmen Adolf Hitlers (am 31. Mai Geſetz 
zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit) war die Arbeitsloſigkeit Ende Mai 
bereits auf 5 Millionen Arbeitsloſe zurückgegangen. Am 17. Juni wurden 
ſämtliche reichsdeutſchen Jugendverbände dem Reichsjugendführer der 
NSDAP Baldur von Schirach, der zum Jugendführer des Deutſchen 
Reiches ernannt wurde, unterſtellt. Damit bekam auch die ganze Jugend- 
arbeit ein einheitliches Geſicht. 

Es blieb jetzt nur noch übrig, die alten Parteien endgültig zu beſeitigen 
und aus den Eierſchalen des parlamentariſchen Staates den totalen 
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nationalſozialiſtiſchen Staat hervorgehen zu laſſen. Dies geſchah nun 
Schlag auf Schlag: am 21. Juni wurden die ſogenannten Deutſchnatio⸗ 
nalen Kampfringe und ſonſtigen deutſchnationalen Verbände aufgelöſt, 
weil die „angeſtellten Ermittlungen einwandfrei ergeben haben, daß 
kommuniſtiſche und ſonſtige ſtaatsfeindliche Elemente in größtem Um⸗ 
fange Aufnahme in die Formationen gefunden haben“. Der Stahlhelm 
wurde in die nationalſozialiſtiſche Bewegung eingegliedert. Die gänzlich 
überflüſſige SPD wurde am 22. Juni wegen hoch⸗ und landesverräte⸗ 
riſchen Unternehmungen gegen Deutſchland und ſeine rechtmäßige Regie⸗ 
rung gleichfalls aufgelöſt, am 24. Juni der Geſamtverband der chriſt⸗ 
lichen Gewerkſchaften von der NSBO übernommen, ſämtliche gewählten 
Vertretungen in den evangeliſchen Landeskirchen Preußens durch einen 

3 eingeſetzten Kirchenkommiſſar aufgelöſt. Am 27. Juni trat endlich auch 

aus Per Sicht: der deutſchnationale Reichsminiſter Hugenberg von feinem Poſten als 

abgetreten Reichswirtſchaftsminiſter und Reichsernährungsminiſter zurück. Die 
Deutſchnationale Front löſte ſich auf. Damit verſchwanden die letzten 
Einſchränkungen gegenüber der nationalſozialiſtiſchen Umgeſtaltung 
Deutſchlands. Der Reichspräſident genehmigte am 29. Juni das Rück⸗ 
trittsggeſuch Dr. Hugenbergs und ernannte den Nationalſozialiſten 
W. Darré zum Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft, den 
Nationalſozialiſten Dr. Schmitt zum Reichswirtſchaftsminiſter. — Der 
ftellvertretende Führer der NSDAP Rudolf Heß nimmt von nun ab an 
den Sitzungen des Reichskabinetts teil. 

Am 28. Juni hat die Deutſche Staatspartei, am 4. Juli die Deutſche 
Vollsparte und die Bayriſche Volkspartei ſich aufgelöſt. Am 5. Juli 
löſt ſich endlich auch die Zentrumspartei auf. Alle Mandate der SPD und 
der Staatspartei werden für ungültig erklärt. Die Arbeitsloſigkeit ſinkt 
immer tiefer; in der zweiten Junihälfte iſt ſie bereits auf 4085000 
heruntergegangen. 

Auch im deutſchen Saargebiet erringt der Nationalſozialismus bei den 
dortigen Gemeindewahlen erhebliche Erfolge. 

Der Parteienſtaat iſt tot. Wofür die NSDAP all die Jahre gekämpft 
hatte, die deutſche Einigkeit, iſt politiſch vollzogen. Es konnte nunmehr 
die Neugründung von Parteien geſetzlich unter Strafe geſtellt werden und 
der Hitlergruß zum deutſchen Gruß erklärt werden. 

Ein beſonders übles Symbol der 14 Jahre deutſcher Schmach, der 
Gummiknüppel, verſchwindet aus dem polizeilichen Straßendienſt. Die 
Revolution iſt gewonnen und zu Ende. Sie wird noch beſonders geſichert 
durch den Abſchluß eines Konkordats mit der katholiſchen Kirche, das am 
8. Juli in Rom vom Vizekanzler von Papen und vom Kardinalſtaats⸗ 
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ſekretär Pacelli paraphiert wird, und durch die Umgeſtaltung der edan⸗ 
geliſchen Kirche durch Neuwahlen, die eine der Regierung Adolf Hitlers 
ſympathiſch gegenüberſtehende Kirchenführung ans Ruder bringen. 

Alle Gegner des Nationalſozialismus ſind in Deutſchland nieder⸗ 
gekämpft. Es gibt keine Parteien, Verwaltungen und Organiſationen 
mehr, die ſich dem nationalſozialiſtiſchen Willen entgegenſtellen könnten. 
Adolf Hitler hat die deutſche Nation geeinigt. 14 Jahre politiſchen Kampfes 
ſind vom Siege gekrönt worden. Das deutſche Volk iſt eine politiſche 
Einheit im Rahmen der Reichsgrenzen geworden. Es auch zu einer gei⸗ 
ſtigen Einheit in allen Schichten des Volles, zu einer wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heit im Sinne des deutſchen Sozialismus und zu einer politiſchen Einheit 
des geſamten deutſchen Volkstums in einem großdeutſchen Reiche zu 
machen, ſind die Aufgaben, an denen weiterzuarbeiten und mitzuarbeiten 
Pflicht und Aufgabe der erwachten Nation iſt. 

In ſeiner ſchwerſten Not und bedroht von endgültiger Teilung, ſittlichem 
Verfall und Bolſchewismus hat das deutſche Volk in Adolf Hitler noch 
einmal den rettenden Staatsmann gefunden. Zu dieſem zu ſtehen und 
ihm auf ſeinen Wegen in Treue zu folgen, iſt Aufgabe, Pflicht eines jeden 
und einzige Möglichkeit zu einer beſſeren Zukunft der deutſchen Nation. 


Sechſtes Kapitel 


Der Ausbau des Dritten Reiches 


War die eigentlich revolutionäre Epoche abgeſchloſſen, ſo konnte nun der 
zielbewußte Aufbau auf allen Lebensgebieten erſt recht gefördert werden. 
Am 26. Juli 1933 wurde ein Geſetz zur Verhütung erbkranken Nach⸗ 
wuchſes erlaſſen und damit endlich einer alten Forderung des National⸗ 
ſozialismus nach Ausſchaltung erbkranker Erbſtämme genüge getan; in 
der gleichen Linie lag eine Verſchärfung des Strafvollſtreckungsgeſetzes, 
die den Grundſatz der Sühne, der faſt ganz verlorengegangen war, wieder 
herſtellte. So konnte auch die Hilfspolizei aufgelöſt werden. Die Zahl der 
Arbeitsloſen war bereits auf 4 Millionen heruntergegangen und ſank bis 
Ende September immer weiter. Unter Verbot unberechtigter Eingriffe 
unterer Stellen in die Wirtſchaft wurde ein Werberat der deutſchen 
Wirtſchaft geſchaffen. Am 23. September eröffnete der Führer in Frank⸗ 
furt a. Main die erſte Reichsautobahn. Am 1. Oktober wurde das Reichs⸗ 
erbhofgeſetz auf dem großen, vom ganzen Volke gefeierten Erntedankfeſt 
auf dem Bückeberg bei Hameln verkündet, und damit dem deutſchen 
Bauern die Sicherheit von Heimat und Scholle wiedergegeben. 

Inzwiſchen hatte ſich im Völkerbund die Lage immer mehr zugeſpitzt; 
es zeigte ſich, daß man weder in der Abrüſtungsfrage noch auch ſonſt dem 
Deutſchen Reich die Gleichberechtigung bewilligen wollte. So ſah der 
Führer keinen anderen Weg mehr, als am 14. Oktober aus dem Völker⸗ 
bunde auszutreten und zugleich das deutſche Volk zur Entſcheidung auf⸗ 
zurufen. In einer großen Rede an die deutſche Arbeiterſchaft in den 
Siemenswerken Berlin⸗Spandau ſagte der Führer: „Ihr werdet jetzt vor 
die Welt treten mit mir und hinter mir und feierlichſt erklären: Wir wollen 
nichts anderes, als Frieden. Wir wollen nichts anderes als Ruhe, wir 
wollen nichts anderes als uns unſeren Aufgaben widmen. Wir wollen 
unſer gleiches Recht und laſſen uns nicht unſere Ehre von irgend jemand 
nehmen ... wenn die ganze Nation hier ihre Pflicht erfüllt, dann wird 
damit zum erſten Male vielleicht in der deutſchen Geſchichte der ganzen 
Welt klar, daß fie nun anders mit uns verkehren muß, daß fie nicht mehr 
hoffen kann, auf unſere Uneinigkeit und Zerſplitterung.“ 
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Am 12. November 1933 wurden fo nebeneinander eine Volks- 
abſtimmung über die Außenpolitik des Führers und eine Reichstagswahl 
durchgeführt. Bei 96,3 % der abgegebenen Stimmen erbrachte die Volks⸗ 
abſtimmung von insgeſamt 42 702 342 gültigen Stimmen 40601577 Ja- 
Stimmen (95,1 %) gegen nur 2 Millionen (4,9%) Nein⸗Stimmen; die 
Reichstagswahl brachte bei 95,2% Wahlbeteiligung 92,2 % der Stimmen 
für die NSDAP; mit Recht ſchrieb der „Völkiſche Beobachter“: „Mit 
einem Stolze wie noch nie zuvor kann der Führer heute auf ſein Werk 
zurückblicken, auf den Weg nicht nur eines äußeren Aufſtieges, wie er in 
der Weltgeſchichte ſelten vorkommt, ſondern vor allen Dingen auch die 
Tatſache der Eroberung von Millionen Herzen. Die autoritäre Herrſchaft 
iſt nicht die Diktatur einer kleinen Schicht, ſondern der Ausdruck des orga⸗ 
niſchen und geheimſten Lebenswillens der Nation ſelbſt, jenes Willens, 
den der Führer ſelber in ſich wirken fühlte und an den er vierzehn Jahre 
lang unermüdlich appelliert hat. In ſeiner großen Rede in Nürnberg 
jagt er: ‚Die Macht zu beſitzen, ſei gut, aber wertvoller ſei es auch, der 
Zuneigung des Volkes ſicher zu ſein. Auf dieſe innere Macht hat er ſeine 
Bewegung aufgebaut und von ihr aus die Wirkung auch auf die noch 
Fernſtehenden übertragen, ſo daß ſchließlich am 12. November ſich die 
geſamte Nation dieſer zwingenden Kraft fügte.“ 

Der Wahlerfolg machte einen ſehr ſtarken Eindruck auf das Ausland; 
die italieniſche Preſſe erklärte: „Das Ergebnis der Wahl iſt eine feierliche, 
unzweideutige Volksabſtimmung zugunſten der Regierung Hitler ...“; 
die engliſche Zeitung „Times“ ſchrieb: „Hitler hat das deutſche Volk 
hinter ſich gebracht. Er hat die Nation ſtandardiſiert. Deutſchland iſt 
nationalſozialiſtiſch ... wie unſer Berliner Berichterſtatter heute morgen 
unterſtreicht, haben die fremden Nationen in Zukunft mit einem völlig 
national⸗ſozialiſtiſchen Deutſchland zu verhandeln.“ 

Auf der Grundlage dieſer einheitlichen Erklärung der Deutſchen Nation 
fand der Führer in einer Ausſprache mit dem polniſchen Botſchafter in 
Berlin zugleich auch die Grundlage für eine Verſtändigung zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und Polen und einem Abkommen, das die Anwendung 
von Gewalt zwiſchen den beiden Staaten ausſchließt. Das einheitliche 
nationalſozialiſtiſche Bekenntnis des deutſchen Volkes wurde unterſtrichen 
durch das Geſetz: „Zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat“ 
(1. Dezember 1933), durch das die NSDAP zu einer Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts erhoben wurde. 

Das Jahr 1934. 

Im Sinne des nationalſozialiſtiſchen Grundſatzes von Führung und 
Gefolgſchaft wurde nunmehr, nachdem in der Deutſchen Arbeitsfront alle 
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Schaffenden zuſammengefaßt waren, auch die Regelung der Beziehungen 
im Arbeitsverhältnis in die Hand genommen und am 12. Januar ein 
Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit angenommen. Der Grund⸗ 
gedanke des Geſetzes iſt die Beſeitigung des alten Verhältniſſes von 
„Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“; der Unternehmer als Führer des 
Betriebes und die Angeſtellten und Arbeiter als Gefolgſchaft arbeiten nun 
auf Grund des Geſetzes gemeinſam zur Förderung der Betriebszwecke 
und zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat. Das gegenſeitige Ver⸗ 
hältnis iſt auf dem Grundſatz der Treue aufgebaut; bei mehr als 20 Be⸗ 
ſchäftigten im Betriebe treten dem Führer des Betriebes Vertrauens- 
männer beratend zur Seite und bilden unter feiner Leitung den Ver⸗ 
trauensrat. Der Betriebsführer entſcheidet in allen betrieblichen An- 
gelegenheiten, hat für das Wohlergehen der Gefolgſchaft zu ſorgen und 
ſtellt zugleich jedes Jahr eine Liſte der Vertrauensmänner zur Neuwahl 
auf. Für größere Wirtſchaftsgebiete ſind Treuhänder der Arbeit eingeſetzt, 
die für die Erhaltung des Arbeitsfriedens und der Rechtsverhältniſſe zu 
forgen, auch in Streitfällen zu entſcheiden haben. Grobe Verſtöße gegen 
die ſoziale Ehre und Betriebsgemeinſchaft werder von ſozialen Ehren⸗ 
gerichten beſtraft. 

Im Saargebiet, wo ſich die Emigranten geſammelt hatten, ſpitzte ſich 
indeſſen die Lage immer mehr zu, ohne daß bereits ein feſter Termin für 
die vertraglich beſtimmte Volksabſtimmung angegeben wurde. Dagegen 
konnte die Annäherung zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Polen durch 
ein Verſtändigungsabkommen vom 26. Januar 1934 gefeſtigt werden. 

In Oſterreich hatte ſeit dem Frühjahr 1933 ſich der Druck gegen den 
Nationalſozialismus verſtärkt, ja die Regierung der Chriſtlich⸗Sozialen 
Partei und der Heimwehr regierte bereits ohne jeden Zuſammenhang 
mit dem Volke. Die Folge war eine ſteigende Erregung der Bevölkerung, 
umgekehrt brutale Maßnahmen der Regierung. Am 13. Februar 1934 
kam es zu einem ſchweren marxiſtiſchen Aufſtand in Wien, der von der 
Regierung erſt durch Artillerieeinſatz gebrochen werden konnte und viel 
Todesopfer erforderte. Immer mehr betonte die öſterreichiſche Regierung 
die Sondertümlichkeit Oſterreichs und verleugnete den geſamtdeutſchen 
Gedanken. Zur gleichen Zeit wurde dagegen im Deutſchen Reiche die 
Staatsangehörigkeit der einzelnen Länder aufgehoben; ſchon am 
30. Januar 1934 ein Geſetz zum Neubau des Deutſchen Reiches vom 
Reichstag angenommen, auf Grund deſſen die Hoheitsrechte der einzelnen 
Länder auf das Reich übergingen, die Volksvertretungen der Länder auf⸗ 
gehoben wurden und zugleich die Reichsregierung ermächtigt wurde 
neues Verfaſſungsrecht zu ſetzen. Damit wurde das Deutſche Reich 
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endlich ſtaatsrechtlich zum Einheitsſtaat, die bisherigen Länder verloren 
ihre Staatlichkeit und wurden zu Verwaltungsbezirken des Reiches. 

An der Saar wurde die Zuſammenfaſſung aller reichstreugeſonnenen 
Parteien, die Deutſche Front, neuorganiſiert und die dortige NS DA in 
ſie eingegliedert. Am 21. März eröffnete im Reich der Führer die zweite 
Arbeitsſchlacht, die die noch immer vorhandenen etwa 3 Millionen Arbeits⸗ 
loſen in Arbeit und Brot bringen ſollte. Dreifach waren die Wege, um die 
Arbeitsloſigkeit zu beſeitigen. Durch den Bau der Reichsautobahnen, die 
einſetzende Aufrüſtung des deutſchen Heeres und Auftragserteilung aller 
öffentlichen Stellen, vor allem auch der Reichsbahn und Reichspoſt, 
wurden neue Arbeitsgelegenheiten geſchaffen. Durch Schaffung des Land⸗ 
jahres für Jugendliche, des Arbeitsdienſtes und durch Auffüllung der 
Wehrmacht wurden jüngere Jahrgänge aus dem Arbeitsprozeß gezogen; 
zugleich wurden Eheſtandsdarlehen für junge Ehen bewilligt unter der 
Vorausſetzung, daß die heiratenden Mädchen damit aus dem Arbeits⸗ 
prozeß verſchwanden. Endlich wurde zielbewußt die Abwanderung von 
Arbeitskräften vom Lande in die Städte gehemmt und auf dieſe Weiſe 
der Widerſinn beſeitigt, daß zugleich in den Städten ſich Arbeitſuchende 
anſammelten, während auf dem Lande die nötigen Arbeitskräfte fehlten. 
Anfang Mai 1934 war dann auch tatſächlich die Zahl der Arbeitsloſen 
bereits auf 2,6 Millionen Menſchen geſunken und die Feier des Tages der 
Nationalen Arbeit ſtand im Zeichen dieſer großen Arbeitsbeſchaffung. 

Im Saargebiet hatten ſich in der Deutſchen Front etwa 93% der an⸗ 
ſäſſigen Abſtimmungsberechtigten zuſammengefunden und es war endlich 
gelungen, das Datum der Saarabſtimmung auf den 13. Januar 1935 
feſtſetzen zu laſſen. Dieſe Feſtſetzung war ein voller Erfolg der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Außenpolitik. Am 14. Juni traf der Führer zu Beſprechungen 
mit dem italieniſchen Staatschef Muſſolini in Venedig ein, es ſchien, als 
ob die außenpolitiſchen Schwierigkeiten ſich verkleinern würden, da er⸗ 
folgte ein verräteriſcher Putſch einiger hoher SA⸗Führer, den der Führer 
ſelber raſch zupackend am 30. Juni niederſchlug. Die hierbei getroffenen 
Maßnahmen wurden auf Grund einer Rede des Führers vom Deutſchen 
Reichstag als rechtens erklärt. 

Kritiſch war auch die Lage im Memellande geworden, wo der litauiſche 
Gouverneur den dortigen Landtag mit ſeiner deutſchen Mehrheit aus- 
ſchaltete und die Unterdrückung der deutſchen Bevölkerung ſo unerträglich 
wurde, daß das Deutſche Reich bei den Signatarmächten des Memel⸗ 
ſtatuts gegen die zahlreichen Mißbräuche und Vertragsverletzungen 
Litauens proteſtieren mußte. 

Auch in Oſterreich kam es am 25. Juli zu Unruhen, bei denen der 
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Bundeskanzler Dollfuß erſchoſſen wurde, und vor allem in Kärnten in 
Steiermark ſich ſehr heftige Gefechte zwiſchen der großdeutſchgeſonnenen 
Bevölkerung und den eingeſetzten Bundestruppen entwickelten. Die 
Reichsregierung verhängte darauf die Sperre über die Grenze zwiſchen 
dem Reich und Oſterreich, und der Vizekanzler von Papen wurde vom 
Führer zum Geſandten mit beſonderen Vollmachten in Wien ernannt. 
An dieſer korrekten Haltung des Reiches brach ſich die Hetze der deutſch⸗ 
feindlichen Preſſe, die das Reich für dieſe Kämpfe in Oſterreich ver⸗ 
antwortlich machen wollte. 

Der greiſe Reichspräſident von Hindenburg erkrankte Ende Juli ſchwer 
und verſchied am 2. Auguſt. Die Reichsregierung vereinigte darauf durch 
Geſetz das Amt des Reichspräſidenten mit dem des Reichskanzlers in der 
Hand des Führers Adolf Hitler. Das deutſche Volk wurde aufgerufen, 
am 19. Auguſt ſeine Stimme für dieſe Vereinigung aller Machtmittel in 
der Hand des Führers abzugeben. Bei einer Wahlbeteiligung von 95,7% 
erklärten ſich 38362 760 Stimmen für den Führer gegen nur etwas über 
4 Millionen dagegen, fo daß 90% des deutſchen Volkes jenen Willen 
erklärte, dem Führer dieſe Machtbefugniſſe zu übergeben. Der Führer 
wandte ſich darauf mit folgendem Aufruf an die Kämpfer der Bewegung: 
„Der geſtrige herrliche Sieg unſerer Nationalſozialiſtiſchen Partei iſt in 
erfter Linie eurer Treue, eurer Opferwilligkeit und eurem Fleiße zu ver⸗ 
danken. Ihr habt als politiſche Kämpfer der Bewegung, als SA- und 
SS⸗Männer, als Mitglieder unſerer Arbeiter-, Jugend⸗ und Frauen⸗ 
organiſationen Einzigartiges geleiſtet. Erfüllt vom grenzenloſen Ver⸗ 
trauen zu euch, bin ich entſchloſſen, den Kampf um die Seele und für die 
Einheit des deutſchen Volkes erneut aufzunehmen und weiterzuführen. 
Ihr werdet in dieſem neuen Ringen um unſer Volk neben mir ſtehen wie 
in den 15 Jahren, die hinter uns liegen, und ſo, wie es uns möglich war, 
90 v. H. des deutſchen Volkes dem Nationalſozialismus zu erobern, muß 
und wird es uns möglich ſein, auch die letzten 10 v. H. zu gewinnen. Dies 
wird die letzte Krönung unſeres Sieges ſein.“ Die Beamten und Soldaten 
der Wehrmacht wurden daraufhin auf den Führer perſönlich vereidigt, 
und auf dem Reichsparteitag am 4. September konnte der Führer rück⸗ 
blickend auf den gewaltigen Erfolg ſeiner Arbeit die weitere Marſch⸗ 
richtung angeben: „Wir wollen ein Volk ſein, und ihr, meine Jugend, 
ſollt dieſes Volk nun werden. Wir wollen einſt keine Klaſſen und Stände 
mehr ſehen und ihr dürft ſchon in euch dieſen Klaſſendünkel nicht groß 
werden laſſen! Wir wollen einſt ein Reich ſehen, und ihr müßt euch dafür 
ſchon erziehen in einer Organiſation! Wir wollen einſt, daß dieſes Volk 
treu iſt, und ihr müßt dieſe Treue lernen! Wir wollen, daß dieſes Volk 
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einft gehorſam ift, und ihr müßt euch in Gehorſam üben! Wir wollen, daß 
das Volk friedliebend, aber auch tapfer iſt, und ihr müßt deshalb fried⸗ 
fertig ſein und mutig zugleich! Ihr müßt lernen, hart zu ſein, Entbehrungen 
auf euch zu nehmen, ohne jemals zuſammenzubrechen! Wir wollen, daß 
dieſes Volk dereinſt wieder ehrliebend wird, und ihr müßt euch ſchon in 
den jüngjten Jahren zu dieſem Begriff der Ehre bekennen! Wir wollen 
aber, daß ihr einſt wieder ein ſtolzes Volk werdet, und ihr müßt in eurer 
Jugend in einem wahrhaften Stolz leben, müßt ſtolz ſein als Jung⸗ 
genoſſen eines ſtolzen Volkes, auf daß dereinſt euer Jugendſtolz zum Stolz 
der Generation wird!“ 

Entgegen manchen Irrtümern betonte der Führer: „Die Partei wird 
für alle Zukunft die politiſche Führungsausleſe des deutſchen Volles 
ſein .. , fie wird in ihrer Lehre unveränderlich, in ihrer Organiſation 
ſtahlhart, in ihrer Taktik ſchmiegſam und anpaſſungsfähig, in ihrem 
Geſamtbild aber wie ein Orden ſein. Sie iſt für alle Zukunft das Senf⸗ 
korn der nationalſozialiſtiſchen Idee, die Lehrmeiſterin der national- 
ſozialiſtiſchen Organiſationskunſt, die Schule der nationalſozialiſtiſchen 
Propaganda. 

Das Ziel aber muß ſein: „Alle anſtändigen Deutſchen find National- 
ſozialiſten! Nur die beſten Nationalſozialiſten ſind Parteigenoſſen!“ 

Am 30. September konnte zugleich der Reichsbauernführer Darré auf 
dem Erntedankfeſt auf dem Bückeberg einen Überblick über die großen 
Erfolge der nationalſozialiſtiſchen Landwirtſchaftspolitik geben. Außen⸗ 
politiſch blieb die Lage ſchwierig; im Saargebiet griff der Separatismus 
zu den unanſtändigſten Mitteln, um die Erklärung der deutſchen Be⸗ 
völkerung für die Heimkehr zum Reich zu verhindern; im Memelland 
wurde der Druck auf die deutſche Bevölkerung unerträglich. In Danzig 
aber brachten die Kreis⸗ und Gemeindewahlen vom 18. November aufs 
neue ſtarke nationalſozialiſtiſche Mehrheiten, ſo daß der nationalſozialiſtiſche 
Kurs in Danzig trotz aller möglichen Quertreibereien durchgehalten 
werden kann. 

Nach außerordentlich bewegten Wahltagen, während derer immer 
wieder von deutſcher Seite die Bereitſchaft zu einer wirklichen Ver⸗ 
ſtändigung mit Frankreich betont wird, bringen die Saarwahlen 
vom 13. Januar einen überwältigenden Sieg. Trotz aller Hetze der 
Emigranten erreichen dieſe nur wenige Prozent Stimmen, die Saar⸗ 
bevölkerung erklärt ſich vielmehr einheitlich für den Führer und die 
Heimkehr zum Reiche. Der Tag der Rückgliederung des Saargebietes 
wird auf den 1. März 1935 feſtgeſetzt und an dieſem Tage das Saargebiet 
feierlich wieder in deutſche Verwaltung genommen. 
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Dagegen kommt es Anfang Februar zu einer ſtarken englifch-fran- 
zöſiſchen Annäherung und zugleich nähert ſich Frankreich immer mehr der 
bolſchewiſtiſchen Sowjetunion, während im Memellande der dortige 
Landtag von den Litauern beſchlußunfähig gemacht und die deutſche 
Bevölkerung rückſichtslos ſchikaniert wird. 

Nach dem Austritte Deutſchlands aus dem Völkerbunde auf Grund 
des dem Deutſchen Reiche von den anderen Mächten immer wieder 
gebrochenen Abrüſtungsverſprechens und angeſichts der gewaltigen 
Rüſtungen in aller Welt, vor allem auch der bolſchewiſtiſchen Sowjet⸗ 
union, ſowie der Einführung der zweijährigen Dienſtzeit in Frankreich, 
hält auch der Führer die Stunde für gekommen, die deutſche allgemeine 
Wehrpflicht wieder herzuſtellen und damit die im Verſailler Diktat uns 
entriſſene Wehrhoheit wieder an ſich zu nehmen. Der Führer erklärte: 
„Das deutſche Volk empfindet den Akt der deutſchen Regierung überhaupt 
nicht ſo ſehr als einen militäriſchen als vielmehr einen moraliſchen. Es 
hat 15 Jahre lang gelitten unter Beſtimmungen, in denen es ein ſelbſt⸗ 
verſtändliches Eigenrecht jedes Volkes verletzt ſah. Hätte die Welt eine 
internationale Abrüſtung durchgeführt, das deutſche Volk wäre mehr als 
zufrieden geweſen. Daß die übrige Welt rüſtet und Deutſchland jedes 
Selbſtverteidigungsrecht beſtreitet, wurde als ungeheuerliche und ent⸗ 
würdigende Vergewaltigung empfunden. Daß dieſe wehrloſe Stellung 
aber außerdem noch zu einer ununterbrochenen Folge von Demütigungen 
führte, läßt erſt das ſtolze Glück begreifen, das die Nation nunmehr nach 
der Wiederherſtellung ihrer Ehre empſindet.“ 

Ein Schrei des Jubels ging über das ganze Reich, daß ſo unſer Volk 
die Wehr ſich wieder errungen hatte. 

Um das Deutſchtum im Memellande ganz zu brechen, leitete die 
litauiſche Verwaltung einen ungeheuerlichen Prozeß gegen Memel- 
länder ein, der zu mehreren Todesurteilen und langjährigen Kerker⸗ 
ſtrafen führte. Auf den Proteſt des deutſchen Volkes und eines großen 
Teiles des Auslandes läßt Litauen jedenfalls die Todesſtrafen fallen. 
Das Schreckensurteil zeigt die Untragbarkeit der im Memelland geſchaf⸗ 
fenen Zuſtände. 

Zugleich findet in Danzig (am 7. April 1935) eine neue Landtagswahl 
ſtatt, bei der die NS DA die erdrückende Mehrheit bekommt. 

Inzwiſchen war zwiſchen Frankreich und der Sowjetunion ein Militär- 
abkommen perfekt geworden, der Völkerbund wandte ſich gegen die 
Wiederherſtellung der deutſchen Wehrhoheit und die Gefahr eines gegen 
das Deutſche Reich gerichteten Zuſammengehens Frankreichs und der 
Sowjetunion verſtärkte ſich außerordentlich, während Italien eine Anzahl 
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von Gegenſätzen zu Abeſſinien benutzte, um mit den Waffen in der Hand 
eine Entſcheidung zu erzwingen. 

Gegenüber dieſer unruhigen Welt entwickelt der Führer am 21. Mai 
vor dem Deutſchen Reichstag ein Friedensprogramm, in dem er ſich zu 
Rüſtungsbegrenzungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung, zur 
Schließung eines Luftabkommens und zu jeder mit den Rechten und der 
Gleichberechtigung des Deutſchen Reiches zu vereinbarenden Ordnung 
für dauernden Frieden in Europa gerne bereit erklärt. Aber nur mit 
England kommt es zu einer Regelung der Flottenſtärken, bei der ſowohl 
das deutſche wie das britiſche Intereſſe gewahrt wird, während die viel⸗ 
fachen Angebote zur Verſtändigung in Frankreich nicht den entſprechenden 
Widerhall finden. Von der Sowjetunion aus wird auf einem Weltkongreß 
der Komintern eine fanatiſche Hetze gegen das neue Deutſchland entfaltet. 
Im Memelland gelingt es zwar endlich, die Abhaltung von Wahlen durch⸗ 
zuſetzen, aber ſeitens der litauiſchen Verwaltung wird ein ſo brutaler 
Druck ausgeübt, daß der Führer ſelbſt vor dem Reichstag auf dem Reichs⸗ 
parteitag in Nürnberg am 15. September 1935 gegen dieſe unerträglichen 
Gewalttaten proteſtiert: „Eine große Nation muß dauernd zuſehen, wie 
gegen Recht und vertragliche Beſtimmungen Angehörige ihres Blutes 
ſchlimmer behandelt werden, als in normalen Staaten Verbrecher. Ihr 
einziges Verbrechen iſt aber nur, daß ſie Deutſche ſind und Deutſche 
bleiben ſollen.“ 

Auf dem Nürnberger Parteitag wird zugleich die Hakenkreuzfahne zur 
Reichs⸗ und Nationalflagge erklärt; es wird ein Reichsbürgergeſetz ge⸗ 
ſchaffen und durch ein Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre die raſſiſche Trennung vom Judentum, die alte Forderung 
der NSDAP, verwirklicht. Der Reichsparteitag heißt mit Recht auf 
Grund der Wiederherſtellung der deutſchen Wehrhoheit: „Parteitag der 
Freiheit“; er ſchließt mit einer großen Kundgebung der deutſchen Wehr⸗ 
macht vor dem Führer. 

Am 29. September finden dann die Wahlen im Memelgebiet ſtatt, die 
infolge der unmöglichen Wahlordnung noch auf den folgenden Tag ver⸗ 
längert werden müſſen. Sie ergeben aber trotz des litauiſchen Terrors 
eine völlig unveränderte Stärke des deutſchen Elementes, das noch 
immer die erdrückende Mehrheit in dieſem durch Verſailles vom Reiche 
abgeriſſenen Gebiete hat. Darauf lenkt dann die litauiſche Regierung in 
den darauf folgenden Wochen langſam ein und beſeitigt jedenfalls die 
allerſchwerſten Unterdrückungen. 

Am 9. Oktober eröffnet der Führer das Winterhilfswerk zum Kampf 
gegen Hunger und Kälte, am 18. Oktober wird eine Anzahl von Geſetzen 
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erlaffen, darunter ein Geſetz zum Schutz der Erbgeſundheit des deutſchen 
Volkes. Die Hoheitsgrenzſtöcke zwiſchen den einzelnen deutſchen Ländern 
werden entfernt, das Hoheitszeichen der NSDAP wird Reichshoheits⸗ 
zeichen. 

Am 12. Jahrestage des Marſches zur Feldherrnhalle werden in An⸗ 
weſenheit des Führers die Särge der 16 gefallenen Nationalſozialiſten im 
Ehrentempel der Bewegung feierlich aufgebahrt und der Führer ſpricht 
im gleichen Saale des Bürgerbräus, in dem er damals die erſte Erhebung 
des Nationalſozialismus begann. 

Das neue Jahr 1936 zeigt auch den wirtſchaftlichen Neubau und die 
innere Geſundung des Deutſchen Reiches auf der Höhe. Die Arbeitslofen- 
ziffer iſt weiter geſunken, die Zahl der Beſchäftigten geſtiegen, Wohl⸗ 
habenheit in großen Teilen des Volkes wieder eingekehrt, die Spargelder 
haben zugenommen, die Lebenshaltung hat ſich gehoben. Am 30. Januar, 
der Gedenkfeier des Tages der Machtübernahme, marſchieren 25000 SA⸗ 
Männer der alten Garde vor dem Führer auf. 

Während in Abeſſinien der Krieg zwiſchen Italien und dem Negus von 
Abeſſinien tobt, nimmt die franzöſiſche Kammer einen Bündnisvertrag 
Frankreichs mit der Sowjetunion an, der die beiden Staaten zu ſofortiger 
gegenſeitiger Hilfeleiſtung verpflichtet und in weſentlichen Punkten eine 
Verletzung des zwiſchen Frankreich, Belgien und dem Deutſchen Reich 
unter Garantie von Italien und England geſchloſſenen Locarno⸗Vertrages 
bedeutet. Das Bündnis hat eine unverkennbare Spitze gegen das Deutſche 
Reich. 

Unter dieſen Umſtänden erklärt der Führer am 7. März den Locarno⸗ 
Vertrag für erloſchen, läßt das auf Grund des Verſailler Diktates ent⸗ 
militariſierte Rheinland von deutſchen Truppen beſetzen und macht 
zugleich einen weitgehenden Friedensvorſchlag. Auf 25 Jahre ſoll ein 
Nichtangriffspakt zwiſchen dem Deutſchen Reich, Frankreich und Belgien 
geſchloſſen, England und Italien als Garanten dazu eingeladen werden. 
Falls ſie es wünſchen, ſoll auch die Regierung der Niederlande in dieſes 
Vertragsſyſtem einbezogen werden. Zugleich erklärt ſich der Führer bereit, 
einen Luftpakt zur Verhinderung plötzlicher Luftangriffe abzuſchließen 
und Nichtangriffspakte mit den öſtlichen Nachbarſtaaten nach dem Muſter 
des deutſch⸗polniſchen Nichtangriffspaktes einzugehen. 

Die Deutſche Nation wird aufgerufen, in einer Reichstagswahl ſich für 
die Politik des Führers zu erklären. Sie rechtfertigt dieſes Vertrauen in 
vollem Maße und erklärt ſich mit 99% aller abgegebenen Stimmen (bei 
einer Wahlbeteiligung von 99 % aller Wahlberechtigten) für die Politik 
des Führers. Damit find auch die letzten 10%, die noch abſeits ſtanden, 
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gewonnen. Alfred Roſenberg ſchrieb darauf im „Völkiſchen Beobachter“, 
(30. März 1936): „Ganz Deutſchland wird heute getragen von einem 
einzigen, alles beherrſchenden Lebensgefühl; der höchſte Wert — die 
nationale Ehre — iſt nicht nur Vermächtnis der großen Menſchen der 
deutſchen Geſchichte geweſen, nicht nur der Leitſtern des Kampfes der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung in ihrer Kampfzeit, ſondern iſt nunmehr 
unmittelbar lebensgeſtaltendes und ſtaatenbildendes Gemeingut aller 
Deutſchen geworden. Das iſt vielleicht der tiefite Sinn des 29. März 1936! 

. . . Vielleicht wird dieſer 29. März auch jo manchen Skeptiker des 
Auslandes zum Nachdenken bringen, ob dieſe ſeine bisherige Kritik an 
Deutſchland überhaupt jemals eine Berechtigung gehabt hat. Jedenfalls 
wird dieſer 29. März 1936 mit zu den Gründertagen des deutſchen 
Führerſtaates als Ablöſung des Kaiſerſtaates und der demokratiſchen 
Republik in der Weltgeſchichte erfcheinen... 

. . . Der Führer hat das deutſche Volk gerufen. Es iſt gekommen und 
hat geſprochen.“ 
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Zeittafel vom November 1918 bis Januar 1933 


Das Jahr 1918 


9. November: 
9. November: 
10. November: 
14. November: 
17. November: 
20. November: 
21. November: 
28. November: 
1. Dezember: 
4. Dezember: 


23./24. Dezember: 


nachmittags 2 Uhr: Scheidemann erklärt vom Reichstagsgebäude: 
„Das deutſche Voll hat auf der ganzen Linie geſiegt. 
nachmittags 4 Uhr: Liebknecht proklamiert die „freie ſozialiſtiſche“ 
Republik. 

Rat der Volksbeauftragten gebildet. Deutſchland nimmt die 
Waffenſtillſtandsbedingungen an. 

Reichskabinett Müller gebildet; Polen ſetzen ſich in Beſitz von 
Poſen. 

1. Staffel der auszuliefernden Kriegsſchiſſe verläßt den Kieler 
Hafen. „Rote Fahne“ beginnt zu erſcheinen. 

„Deutſche“ Demokratiſche Partei gegründet. 

Zentrumspartei umgegründet. 

Thronverzicht des Kaiſers. . 
Verzicht des Kronprinzen. 

In Köln fordern Maſſenverſammlungen des Zentrums die Los- 
löſung des Rheinlandes von Preußen. 

Putſch der ſpartakiſtiſchen Volksmarinediviſion; USPD tritt aus 
der Regierung aus. 


Das Jahr 1919 


1. Januar: 
5.—12. Januar: 
5. Januar: 
10. Januar: 


15. Januar: 
16.—18. Januar: 
19. Januar: 


27. Januar: 
12. Februar: 
13. Februar: 


16. Februar: 
21. Februar: 
22. Februar: 


3.—8. März: 
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KPD gegründet. 

Spartakusaufſtand in Berlin. 

„Deutſche Arbeiterpartei“ gegründet. 

Räterepublik in Bremen ausgerufen; Bergarbeiterſtreik im Ruhr⸗ 
gebiet. 

Liebknecht und Roſa Luxemburg beſeitigt. 

Spartakiſtenauſſtand in Mitteldeutſchland. 

Wahlen zur verfaſſunggebenden Nationalverſammlung. Es er⸗ 
halten die SPD 163 Mandate, USPD 22, Demokraten 75, 
Deutſchnationale 42, Zentrum 71, Deutſche Volkspartei 21, Bay⸗ 
riſche Volkspartei 18. 

Spartakiſtenputſch in Wilhelmshaven und Gotha. 

Radek in Charlottenburg verhaſtet. 

Neues Reichskabinett Scheidemann gebildet. 
Nationalverſammlung eröffnet. 

Schwarz⸗Rot⸗Gold als Nationalſarbe beſchloſſen. 

Räterepublik in Mannheim proklamiert. 

Jude Kosmanowski (Kurt Eisner) in München erſchoſſen. Dort 
bricht Räterepublik aus. 


Schwerer kommuniſtiſcher Aufſtand in Berlin, beſonders in Lichten- 
berg. 


21. März: 
24. März: 


7. April: 
9. April: 
16./17. April: 
2. Mai: 
7. Mai: 
17. Juni: 
22. Juni: 


31. Juli: 
11. Auguſt: 


18. Auguſt: 
2. September: 


18. November: 


Deutſche Handelsflotte ausgeliefert. 

Zentrum enthält ſich in der preußiſchen Landesverſammlung bei 
einer Entſchließung gegen Loslöſung von Preußen der Stimme. 
Aufruhr im Ruhrgebiet. 

Kommuniſten vertreiben die Regierung Hoffmann in München. 
Kommuniſtiſcher Terror in Braunſchweig. 

Braunſchweig durch Truppen des General Märcker beſetzt. 
München vom Bolſchewismus befreit. 

Das Friedensdiktat überreicht. 

USPD fordert bedingungsloſe Annahme des Friedensdiktates. 
Nationalverſammlung beſchließt: „Die Nationalverſammlung iſt 
mit der Unterzeichnung des Friedensvertrages einverſtanden.“ 
Weimarer Verfaſſung angenommen. 

Weimarer Verfaſſung vom Reichspräſidenten Ebert unterzeichnet, 
der ſozialdemokratiſche Schieber Bauer zum Reichskanzler ernannt. 
Polenaufſtand in Oberſchleſien. 

Die Entente fordert Verzicht Deutſchlands auf Artikel 61 Abſ. 2 
der Reichsverfaſſung, der den Anſchluß von Deutſch-Oſterreich vor⸗ 
ſieht. Deutſchland gibt nach. 

Hindenburg und Ludendorff zur Verantwortung vor dem parla- 
mentariſchen Unterſuchungsausſchuß der Juden Sinzheimer und 
Cohn. 


Das Jahr 1920 


10. Januar: 
19. Januar: 


10. Februar: 
12. März: 


13. März: 
17. März: 
19. März: 


26. März: 
3. April: 
6. April: 
30. April: 
30. Mai: 
6. Juni: 
21. Juni: 
5.—16. Juni: 
11. Juli: 


24. Juli: 


17.—28. Auguſt: 


Protokoll des Friedensdiktates unterzeichnet. 

Beginn des Prozeſſes Helfferich⸗Erzberger. Schwere Streils in 
Berlin im ganzen Januar. 

Abſtimmung Nordſchleswigs. 

Urteil im Helfferich⸗Erzberger Prozeß. Erzberger moraliſch ge- 
richtet. 

Kapp- Putſch. 

Rückzug Kapps; ſchwere kommuniſtiſche Unruhen. 

Alliierte Geſchäftsträger gratulieren der Republik zur Niederſchla⸗ 
gung des nationalen Kapp⸗Putſches. 

Kabinett Bauer tritt zurück. Neues Kabinett Hermann Müller. 
Max Hölz im Vogtland. 

Frankfurt, Homburg und Hanau von Franzoſen beſetzt. 
Reichstag aufgelöſt. 

Die Freikorps aufgelöſt. 

Reichstagswahl. Verluſte der SPD, Gewinn der KPD. 
Kabinett Müller tritt zurück. 

Kabinett Fehrenbach. 

Konferenz in Spa. . 
Volksabſtimmung in Weft- und Oſtpreußen: Deutſcher Abſtim⸗ 
mungsſieg. g 
Volksabſtimmung in Eupen⸗Malmedy unter belgiſchem Terror. 
Polenaufſtand in Oberſchleſien. 
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Das Jahr 1921 


20. Januar: 


19. Februar: 


. März: 
März: 


April: 
Mai: 
Mai: 
Mai: 
Mai: 
Auguſt: 
Auguſt: 
. Oktober: 
Oktober: 
Oktober: 


KSS SFS N Sm 


Stadtkämmerer Böß zum Oberbürgermeifter von Berlin gewählt 
(Schieber). 

Feſtſtellung der Kriegsſchadenrechnungen der Alliierten durch die 
Reparationskommiſſion; amerikaniſcher Vertreter verläßt die 
Kommiſſion. 

Düſſeldorf, Duisburg, Ruhrort von Franzoſen beſetzt. 

Deutſcher Abſtimmungsſieg in Oberſchleſien. Zugleich Kommu ⸗ 
niſtenaufſtand in Mitteldeutſchland, Hamburg und Ruhrgebiet. 
Deutſchlands Reparationd- Schuld“ auf 132 Milliarden feſtgeſetzt. 
Polenaufſtand in Oberſchleſien. 

Londoner Ultimatum. 

Annahme des Londoner Ultimatums. Kabinett Wirth. 
Schlacht am Annaberg. 

Erzberger umgelegt. 

Verordnung „zum Schutz der Republik“. 

Teilung Oberſchleſiens. 

Rücktritt des Kabinetts Wirth. 

Neues Kabinett Wirth. 


Das Jahr 1922 


6.—13. Januar: 
8. Januar: 


1. Februar: 
5. Februar: 
April: 
Mai: 


11. Oktober: 

14. November: 
16. November: 
28. Dezember: 


Konferenz von Cannes. 

Parteitag der USPD; Criſpin erklärt: „Wir kennen kein Vater⸗ 
land, das Deutſchland heißt“. 

Eiſenbahnerſtreik. 

Streik der Elektrizitäts- und Gasarbeiter. 

Konferenz von Genua, Vertrag von Rapallo. 

Autonomie der Reichsbank; die Verfügung über die Währung dem 
Privatkapital in die Hände geſpielt. 

Rathenau erſchoſſen. 

Verordnung zum Schutz der Republik. 

Todesſtrafe gegen nationale Attentäter. 

Geſetz zum Schutz der Republik. 

Fiſcher und Kern fallen als Helden auf der Saaleck. 

Amtsdauer des Reichspräſidenten Ebert verlängert. 

Urteil gegen die Helfer der Rathenau⸗Attentäter. 

Kabinett Wirth tritt zurück. 

Bildung des Kabinetts Cuno. 


Reparationskommiſſion ſtellt Verfehlung Deutſchlands in den Liefe⸗ 
rungen feſt. 


Das Jahr 1923 


10. Januar: 


11. Januar: 
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Frankreich und Belgien kündigen Entſendung einer Ingenieur- 
kommiſſion ins Ruhrgebiet an. 

Militäriſcher Einbruch von fünf franzöſiſchen und einer belgiſchen 
Diviſion ins Ruhrgebiet. Einmarſch der Litauer ins Memelland. 


19. 


21.—24. Oktober: 


. Januar: 
. Januar: 


. Februar: 
. Februar: 


. Februar: 
. März: 


. April: 
. Mai: 
. Juni: 
. Juli: 


. Auguft: 

. Auguſt: 

. September: 
. September: 
. Oktober: 


Oktober: 


Befehl der Regierung zum paſſiven Widerſtand. 

Franzoſen verhängen verſchärften Belagerungszuſtand über das 
Ruhrgebiet. 

Franzoſen beſetzen Offenburg und Appenweier. 

Franzoſen plündern Gelſenkirchen zur gewaltſamen Eintreibung 
einer Buße von 100 Millionen Mark. 

Schutzpolizei aus Eſſen ausgewieſen. 

Franzöſiſches Blutbad in Eſſen; Krupparbeiter zufammen- 
geſchoſſen. 

„Vorwärts“ verlangt Verhandlungen mit den Franzoſen. 
Albert Leo Schlageter ermordet. 

Kohlenvorräte an der Ruhr von Franzoſen beſchlagnahmt. 
Angriff des marxiſtiſchen Miniſterpräſidenten Zeigner in Sachſen 
auf Reichsregierung und Reichswehr. 

Sozialdemokratiſches Mißtrauen gegen Cuno. 

Cuno tritt zurück. Neues Kabinett Streſemann. 

Deutſcher Tag der RSDAB in Nürnberg. 

Abbruch des paffiven Widerſtandes. Ausnahmezuſtand in Bayern. 
Küſtriner Putſch. 

Konflikt zwiſchen Reich und Bayern. 

Schwere Separatiſtenputſche im Rheinland und in der Pfalz. 


2. November: Austritt der Sozialdemokraten aus der Regierung. 

5. November: Einbruch der Separatiſten in die Pfalz. Steigen des Konflikts 
zwiſchen Bayern und dem Reich. 

8. November: Hitler ſchlägt zur Rettung Deutſchlands los. 

9. November: Die Hitlererhebung unterliegt, durch die Reaktion verraten, an der 
Münchener Feldherrnhalle. NS DA verboten. 

20. November: Regierung Streſemann geſtürzt. Kabinett Marx. 

Das Jahr 1924 

9. Januar: Separatiſtenführer Heinz Orbis in Speyer umgelegt. 

17. Februar: Separatiſtenherrſchaft in der Pfalz gebrochen. 

26. Februar bis 

1. April: Prozeß gegen Adolf Hitler vor dem Volksgericht. Adolf Hitler zu 
fünf Jahren Feſtung verurteilt. 

13. März: Auflöſung des Reichstages. 

9. April: Reparationsgutachten (Dawesplan) fertiggeſtellt. 

4. Mai: Reichstagswahl; SPD verliert, Deutſchvölkiſche und National ; 
ſozialiſten zuſammen 22 Abgeordnete. 

16. Juli: Londoner Konſerenz. 

16. Auguſt: Schlußſitzung der Londoner Konferenz. 

29. Auguſt: Annahme des Dawesplanes im Reichstag. 

23. September: Reichskabinett beſchließt alsbaldigen Eintritt in den Völkerbund. 

20. Oktober: Reichstagsauflöſung. — 

7. Dezember: Reichstagswahl. Sieg der Mittelparteien. Nationalſozialiſten nur 
14 Mandate. 

19. Dezember: Adolf Hitler freigelaſſen. 
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Das Jahr 1925 


9. Januar: 
15. Januar: 
28. Februar: 
29. März: 
26. April: 


5.—16. Oktober: 
25. Oktober: 
23. November: 


Reichspoſtminiſter Dr. Höfle als Barmatſchieber zurückgetreten. 
Kabinett Luther unter Beteiligung der Deutſchnationalen Partei. 
Ebert verſtorben. 

Erſter Wahlgang zur Präſidentenwahl unentſchieden. 

Zweiter Wahlgang Generalfeldmarſchall v. Hindenburg mit 14,6 
Millionen Stimmen gegen Marx mit 13,7 Millionen Stimmen 
zum Reichspräſidenten gewählt. 

Locarno-Verhandlung. 

Die Deutſchnationalen treten aus der Reichsregierung aus. 
Locarno im Reichstag angenommen. 


Das Jahr 1926 


19. Januar: 
30. Januar: 
8. Februar: 
24. April: 
11. Mai: 


20. Juni: 


30. Juni: 

3. September: 
17. September: 
16. Dezember: 


Zweites Kabinett Luther. 

Erſte Kölner Zone geräumt. 

Deutſchlands Anmeldung zum Völkerbunde. 

Berliner Vertrag mit der Sowjet-Union. 

Sturz der Regierung Luther über die Flaggenfrage. Neues 
Kabinett Marx. 

Kommuniſtiſcher Vollsentſcheid über Enteignung der Fürſten⸗ 
vermögen mißglückt. 

Urteil im Kutiskerprozeß. 

Aufnahme Deutſchlands in den Völkerbund. 

Geſpräch von Thoiry. 

Kabinett Marx geſtürzt. 


Das Jahr 1927 
9. Januar: Der völkiſche Vorkämpfer Houſton Steward Chamberlain geſtorben. 
28. Januar: Viertes Kabinett Marx unter Beteiligung der Deutſchnationalen. 
26. März: Beginn der großen Femeprozeſſe gegen deutſche Freiheitskämpfer. 
7. Mai: NSDAP in Berlin verboten. 


19./20. Auguſt: 


Reichsparteitag der NSDAP in Nürnberg. 


Das Jahr 1928 


14. Januar: 
30. März: 


31. März: 
5. Mai: 


20. Mai: 
12. Juni: 
28. Juni: 
27. Auguſt: 
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Reichswehrminiſter Geßler tritt zurück. 


Urteil im Barmat-Prozeß. Die hochgeſtellten Barmat⸗Freunde 
ſind überhaupt nicht angeklagt worden. 

Reichstag aufgelöft. 

SA⸗Führer Heines im Stettiner Femeprozeß zu 15 Jahren Zucht⸗ 
haus verurteilt. 

Reichstagswahl; nur 12 Nationalſozialiſten. 

Kabinett Marx tritt zurück. 

Kabinett unter dem Sozialdemokraten Hermann Müller. 
Kellogpakt zur Achtung des Krieges unterzeichnet. 


Das Jahr 1929 


15. Februar: 
1. Mai: 
22. Mai: 
29. Mai: 
30. Mai: 


7. Juni: 

3./4. Auguſt: 
6. Auguſt: 

29. Auguſt: 

1. September: 
6. September: 
11. September: 
26. September: 
3. Oktober: 
27. Oktober: 
25. Oktober: 
29. Oktober: 


2,3 Millionen Arbeitsloſe. 

Blutige kommuniſtiſche Unruhen in Berlin. 

Kriſe in der Pariſer Reparations-Sachverſtändigen⸗Verhandlung. 
Einigung der Sachverſtändigen über den Doungplan. 
Bombenattentat in Hohenweſtedt in Holſtein, das fünfte innerhalb 
weniger Wochen. 

Youngplan von den Sachverſtändigen unterzeichnet. 
Nationalſozialiſtiſcher Reichsparteitag in Nürnberg. 

Haager Konferenz über den Poungplan eröffnet. 

Einigung im Haag. 

Bombenexploſion im Lichtſchacht des Reichstages. 
Bombenexploſion im Regierungsgebäude in Lüneburg. 
Volksbegehren gegen den Youngplan. 

Sklarek⸗Skandal. 

Reichsminiſter Streſemann verſtorben. 

Landtagswahlen in Baden: NSDAP gewinnt ſechs Mandate. 
Volksbegehren gegen den Houngplan erhält 4,1 Millionen Stimmen. 
Spaltung der Deutſchnationalen Partei. 


Das Jahr 1930 


3. Januar: 
14. Januar: 
20. Januar: 
23. Januar: 

1. März: 


11. März: 


18. Juli: 
14. September: 


25. September: 
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Haager Schlußkonferenz. 

Horſt Weſſel tödlich verwundet. 

Schlußprotokoll im Haag unterzeichnet. 

Erſte nationalſozialiſtiſche Regierungsbeteiligung, Dr. Frick Innen ⸗ 
miniſter in Thüringen. 

Konflikt des Reichsinnenminiſters Severing und des thüringiſchen 
Miniſters Dr. Frick. Horſt Weſſel beigeſetzt. 

Der Youngplan im Reichstag mit 224 gegen 206 Stimmen an; 
genommen. 

Konflikt Severing⸗Frick verſtärkt ſich; Severing ſperrt die Polizei⸗ 
gelder für Thüringen. 

Rücktritt der Regierung Hermann Müller. 

Kabinett Brüning. 

Brünings Regierungserklärung im Reichstag. 
Polizeikoſtenſperre gegen Thüringen aufgehoben. 

Voungplan in Kraft geſetzt. 

Reichsfinanzminiſter Moldenhauer tritt zurück. 

Abzug der Beſaßung aus dem Rheinland beendet. 

Vollsrache an den Separatiſten. 

Otto⸗Straſſer⸗Kriſe in der NSDAP ausgebrochen und über 
wunden. 

Reichstag aufgelöſt. BK 
Reichstagswahlen. Ungeheurer Sieg des Nationalſozialtsmus. 
107 nationalſozialiſtiſche Abgeordnete. N 

Adolf Hitler als Zeuge vor dem Reichsgericht im Prozeß der Ulmer 
Reichswehroffiziere. 
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14. Oktober: Reichstagseröffnung. 
15. Oktober: Berliner Metallarbeiterſtreik. 
22. Oktober: Severing preußiſcher Innenminiſter. 
15. November: 3,4 Millionen Arbeitsloſe. 
25. November: Reichsjuſtizminiſter Dr. Bredt tritt zurück. 
3. Dezember: Nationalſozialiſtiſches SA⸗Quartier bei Jäſchkowitz polizeilich über 
fallen. 
5. Dezember: Volksſchänderfilm „Im Weſten nichts Neues“ verhindert. 
9. Dezember: Nationalſozialiſtiſche Rieſendemonſtrationen gegen den Film. 
15. Dezember: 3,9 Millionen Arbeitsloſe. 
Das Jahr 1931 
1. Januar: 4,3 Millionen Arbeitsloſe. 
9.—11. Januar: Brüning reift, vom Abſcheu des erwachten Volkes begrüßt, nach 
Schleſien. 
14. Januar: Uniformverbot gegen die NSDup in Baden. 
22. Januar: Saalſchlacht in Friedrichshain. 
23. Januar: 4,7 Millionen Arbeitsloſe. 
27. Januar: Schwere Straßenſchlacht mit Kommuniſten in Geeſthacht. 
1. Februar: Terrormaßnahmen des Berliner ſozialdemokratiſchen Polizei- 
präfidenten Grzeſinski gegen die NSDAP. 
4. Februar: Stahlhelm⸗Vollsbegehren auf Auflöſung des Preußiſchen Landtags. 
Der „Angriff“ verboten. 
7. Februar: Mißtrauensanträge gegen die Regierung Brüning ſcheitern. 
9. Februar: Terroriſtiſche Geſchäftsordnung im Reichstag gegen die NSDAP. 
10. Februar: Die NSDAP. verläßt den Reichstag. 
12. Februar: Hausſuchungen bei nationalſozialiſtiſchen Führern in Berlin. 
16. Februar: Adolf Hitler warnt vor Provokateuren. 
22. Februar: Hitlertag in Braunſchweig. 
1. März: Kommunal- und Kreistagswahlen in Braunſchweig; großer Sieg 
des Nationalſozialismus. 
13. März: Der Reichstag hebt die Immunität nationalſozialiſtiſcher Ab- 
geordneter auf. 
20. März: Polizeiterror in Königsberg gegen Nationalſozialiſten. 
28. März: Terrornotverordnung gegen den Nationalſozialismus. 
1. April: Stennesputſch. 
9. April: Erneutes Verbot der nationalſozialiſtiſchen Uniformen in Preußen. 
10. April Adolf Hitler fordert alle Parteigenoſſen auf, das Volksbegehren des 
9 auf Auflöſung des Landtages in Preußen zu unter⸗ 
ten. 
17. April: Kampfanſage des BB gegen den Reichspräſidenten. 
27. April: Anträge der NSDAP gegen die terroriſtiſchen Notverordnungen 
vom Staatsgerichtshof abgewiefen. 
29. April Dr. Goebbels zu Gefängnis verurteilt. 
8. Mai: Adolf Hitler als Zeuge vor dem Schwurgericht in Moabit. 
17. Mai: Wahl in Oldenburg. Große Zunahme der NSDAP. 
4. Juni: Der „Angriff“ auf vier Wochen verboten. 
21. Juni: SA-⸗Sportfeſt im Stadion verboten. 


27.—29. Juni: 


. Juli: 

. Juli: 

. Juli: 
Juli: 

. Auguft: 

. Auguft: 

. September: 


. September: 
. September: 
. September: 
. September: 
. September: 
. Oktober: 
. Oktober: 
. Oktober: 


Oktober: 


. Oktober: 
. Oktober: 
. Oktober: 
. Oktober: 
Oktober: 
November: 
. November: 
November: 


. November: 


November: 
. November: 
. November: 


Dezember: 
. Dezember: 
Dezember: 
. Dezember: 


Dezember: 


Kommuniſtiſche Provokationen und nationalſozialiſtiſche Ge 

kundgebungen an der Berliner Univerſität. m ae 

ſchloſſen. 

Studentiſche Kundgebungen gegen Verſailles verhindert. 

Hoover⸗Moratorium. 

Schwere Bankkriſe, Schalterſturm. 

Terrorverordnung gegen die nationalſozialiſtiſche Preſſe. 

Der Stahlhelm⸗Volksentſcheid ſcheitert. 

Der „Angriff“ ſchon wieder verboten. 4,1 Millionen Arbeitsloſe. 

Die Zollunion mit Deutſch-Oſterreich vom Haager ⸗ Schiedsgericht 

verworfen. 

Zuſammenſtöße am Kurſürſtendamm. 

Miniſter Klagges zum braunſchweigiſchen Miniſter gewählt. 

Reichsbankaufſicht. 

Schreckensurteil wegen des Kurfürſtendamms. 

Laval und Briand beim Reichspräſidenten. 

Hamburger Senat zurückgetreten. 

4,35 Millionen Arbeitsloſe. 

Adolf Hitler und Hermann Göring vom Reichspräſidenten emp⸗ 

1 am gleichen Tage ſchließt die Berliner Polizei SA. 
eime. 

Harzburger Tagung der Nationalſozialiſten, Deutſchnationalen und 

Stahlhelm. 

Der preußiſche Finanzminiſter Höpker⸗Aſchoff tritt zurück. 

Offener Brief Adolf Hitlers an Brüning. 

SA -Treffen in Braunſchweig. 

Groener droht dem Nationalſozialismus. 

Nationalſozialiſtiſcher Bürgerſchaftspräſident in Bremen. 

Allgemeines Demonſtrationsverbot in Preußen. 

4,62 Millionen Arbeitsloſe. 

Landtagswahl in Heſſen; Nationalſozialiſten kommen von einem 

auf 27 Mandate. 

Konferenz der Innenminiſter gegen den Nationalſozialismus; 

Hochverratsverfahren gegen Dr. Goebbels. ö 

Erlaß Severings gegen den Nationalſozialismus. 

4,8 Millionen Arbeitsloſe. Bildung der „Eiſernen Front“. 

Preußiſcher Oberkirchenrat verbietet das Betreten der Kirche mit 

Fahnen, auch mit Hakenkreuzfahnen. 

Vierte Notverordnung. Preis- und Lohnſenkung. 

Regierung verhindert Rede Hitlers nach Amerika. 

Offener Brief Adolf Hitlers an Brüning. 

Groener will das Uniformverbot gegen die Nationalſozialiſten auch 

in den Parlamenten gegen die nationalſozialiſtiſchen Abgeordneten 

durchführen. a — 

Drei bisherige Landvolks-Abgeordnete treten der nationalſozialiſti⸗ 

ſchen Reichstagsfraktion bei. 
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Das Jahr 1932 


1. 
7. 
11. 
15. 
31. 
15. 


22. 


19. 


10. 


Januar: 
Januar: 
Januar: 
Januar: 


Januar: 


Februar: 


Februar: 
Februar: 
Februar: 


. März: 
März: 


. März: 


März: 


Störung der Rede des Reichspräſldenten am Rundfunk durch 

Kommuniſten. 5660000 Arbeitsloſe. 

Verſuch der Regierung Brüning, die Amtszeit des Reichspräſi⸗ 

denten durch Geſetz zu verlängern, geſcheitert. 

Adolf Hitler lehnt die Unterſtützung der Wiederwahl des Reichs⸗ 

präſidenten v. Hindenburg ab. 

Der Sozialdemokrat Breitſcheidt nimmt gegen die Wehrfreiheit 

Deutſchlands Stellung. 

Hetzkundgebung des Reichsbanners gegen den Nationalſozia⸗ 

lismus. 

Hindenburg nimmt die Kandidatur zum Reichspräſidenten an. 

Der erſte Wahlgang wird auf den 13. März, der zweite auf den 

10. April feſtgeſetzt. 

Kandidatur Adolf Hitlers bekanntgegeben. Deutſchnationale und 

Stahlhelm ſtellen die Neidkandidatur Düſterberg auf. 

Mißtrauensantrag gegen Brüning und Antrag auf Reichstags 

auflöſung abgelehnt. 

Adolf Hitler nimmt in einem offenen Brief gegen die ſozialdemo⸗ 

kratiſche Hetze Stellung. 

Hetzrede Brünings gegen Adolf Hitler im Berliner Sportpalaſt. 

Erſter Wahlgang der Reichspräſidentenwahl. Hindenburg 18,6, 

Adolf Hitler 11,3, Thälmann 4,9, Düfterberg 2,5 Mill. Stimmen. 

Hausſuchungen in den Geſchäftsſtellen der NSDAP durch die 

Polizei Severings. Severing behauptet nationalſozialiſtiſche 

Putſchabſichten. 

Zum Schutz der Judenherrſchaft und zur Störung der Werbung 

für eine Wahl Adolf Hitlers wird auf Anregung der evangeliſchen 

und katholiſchen Kirchenbehörden eine politiſche Oſterruhe ein⸗ 

gelegt. 

Zweiter Wahlgang der Reichspräſidentenwahl. Sieg Hindenburgs. 

13,4 Millionen Stimmen für Adolf Hitler. 

Der Preußiſche Landtag ändert die Geſchäftsordnung. Der Mi⸗ 

niſterpräſident kann danach nur mir abſoluter Mehrheit gewählt 

werden. So ſoll die Wahl eines nationalſozialiſtiſchen Miniſter⸗ 

präfidenten verhindert werden. 

Das Verbrechen Groeners: SA und SS verboten. 

n Miniſter Braun hält eine Hetzrede gegen Adolf 
itler. 

Landtagswahl in Preußen; großer Sieg der Nationalſozialiſten, 

Landtagswahl in Bayern, Württemberg, Hamburg und Anhalt; 

überall nationalſozialiſtiſche Erfolge. 

Der Preußiſche Landtag zum 24. Mai, der Reichstag zum 9. Mai 

einberufen. Die NSDAP fordert Reichstagsauflöſung. 

Rücktritt des Wirtſchaftsminiſters Warmbold. 

Reichstag zuſammengetreten. Heſſiſcher Landtag aufgelöſt. 

Groener erklärt, ohne SU wäre lange Ruhe und Ordnung in 

Deutſchland. Beifall des Auslandes. 


. Mai: 


Mai: 
. Mai: 
. Mai: 
Juni: 
. Juni: 
. Juni: 
. Juni: 
Juni: 
. Juni: 
. Juni: 
. Juni: 
. Juni: 
. Juni: 


. Juli: 


. Juli: 
. Juli: 


. Juli: 
Juli: 


Juli: 
. Juli: 
. Auguſt: 


. Auguft: 
. Auguſt: 


. Auguft: 
. Auguft: 


. September: 
. September: 


. September: 


Mißtrauensanträge gegen die Regierung abgelehnt. Die national 
ſozialiſtiſche Fraktion im Reichs izei de 
en Reichstag durch Polizei des Juden Weiß 
Kommuniſtiſche Provokation im Preußiſchen Lan i 
durch die Nationalſozialiſten Bl a de 
Landtagswahl in Oldenburg; abſolute Mehrheit der NS DAR. 
Rücktritt Brünings. 1690000000 Mark Deſizit des Reiches. 
Kabinett von Papen gebildet. 
5 des Reichstages. 

andtagswahl in Mecklenburg⸗Schwerin. Abſo i 
die NS u. g- Sch Abſolute Mebrheit für 
Der Reichskanzler von Papen fordert Bildung einer ordnungs- 
gemäßen Regierung in Preußen. 
Notverordnung Papen, ſchwere Belaſtung der breiten Maſſen. 
Aufhebung des SA-Berbotes, Beginn der Konferenz in Lauſanne. 
Bayeriſche Regierung weigert ſich, die Aufhebung des Uniform- 
verbotes anzuerkennen. Tumult im Bayeriſchen Landtag. 
Landtagswahl in Heſſen; nationalſozialiſtiſcher Erfolg. Demon⸗ 
ſtration der SA in München. 
Kommuniſtiſche Überfälle auf Nationalſozialiſten in Berlin und 
Hamburg ⸗Altona. 
Bayern lehnt die Aufhebung des Uniformverbotes ab. 
Alle Uniſorm⸗ und Umzugsverbote außer Kraft geſetzt. 
n von Lauſanne, Wegfall eines großen Teils der Tribut⸗ 
aften. 
Nationalſozialiſtiſche Kundgebung im Luſtgarten. 
Reichsbanner überſällt Nationalſozialiſten in Ohlau, blutiger 
Terror. 
Nationalſozialiſtiſche Regierung in Mecklenburg⸗Schwerin gebildet. 
Organiſierter Kommuniſtenüberfall auf Nationalſozialiſten in 
Altona. 
Braun und Severing, Grzeſinski und Iſidor Weiß abgeſetzt. Reichs 
kommiſſar in Preußen. Übergang der vollziehenden Gewalt an den 
Militärbefehlshaber. 
Reichstagswahl; großer Sieg der NSDAP, 230 Mandate. 
Beſprechung Hitler⸗Hindenburg. Hindenburg lehnt die Über 
tragung der Reichsführung an die NSDAP ab. 
Adolf Hitler kündet ſchärfſte Oppoſition an. 
Reaktionäre deutſchnationale Kreiſe fordern Ausſchaltung der 
Volksvertretung. Der „Angriff“ verboten. 
Nationalſozialiſtiſche Regierung in Thüringen. 
Reichskanzler von Papen kündet Belaſtung gegen das arbeitende 
Volk an. 
Adolf Hitler ſpricht im Sportpalaſt und ſagt Kampf gegen das 
Syſtem von Papen an. 8 
Stahlhelm paradiert in Berlin vor Papen und dem öſterreichiſchen 
Vollsverräter Fürſt Starhemberg. 
Arbeitsbeſchaffungsverordnung der Regierung mit ſchwerſter Be- 
laſtung der breiten Maſſen. 
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12. September: 


13. September: 
22. September: 


12. Oktober: 
3. Nobember: 
6. November: 

13. November: 

17. November: 

24. November: 


5. Dezember: 


Schwerſter Konflikt im Reichstag. Mißtrauensantrag gegen die 
Regierung Papen mit 513 gegen 52 Stimmen angenommen 
(Deutſchnationale). Reichstag aufgelöft. 

Adolf Hitlers Wahlparole: Der ſoziale Freiheitskampf! 

Streik in der Metallinduſtrie gegen Lohnkürzungen. 

Offener Brief Adolf Hitlers an den Reichskanzler. 

Verkehrsſtreik in Berlin. 

Reichstagswahl. NSDAP 196 Abgeordnete. 

Gemeindewahlen in Sachſen, Lübeck und Saargebiet. Starke 
nationalſozialiſtiſche Erfolge. 

Rücktritt des Reichskanzlers von Papen. Ausſprache Adolf Hitler⸗ 
Hindenburg. 

Die Verhandlungen Hindenburg⸗Adolſ Hitler geſcheitert, da Adolf 
Hitler nicht die Führung übergeben wurde. 

Bildung des Kabinetts von Schleicher. 


Zeittafel des Jahres 1933 


Januar: 
Januar: 


* I 


6. Januar: 


10. Januar: 


Neujahrserlaß des Reichspräſidenten. 

Der Alteſtenrat des Reichstages beſchließt bei Stimmenthaltung 
der Nationalſozialiſten die Einberufung des Reichstages für den 
24. Januar. 

Die Reichsregierung des Reichskanzlers General von Schleicher 
erläßt Durchführungsbeſtimmungen zu ihrem Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programm. 

Der Reichsfinanzminiſter Graf Schwerin⸗Krofigk ſpricht vor dem 
Haushaltsausſchuß des Reichstages über die Finanzlage des 
Reiches. Die Reichsregierung teilt mit, daß fie wieder Militär- 
attaches nach Paris, London, Rom, Prag, Warſchau, Moskau, 
Waſhington und Marineattaches nach Paris, London und Rom ent⸗ 
ſenden wird. 

Die Zahl der Arbeitsloſen betrug nach amtlicher Zählung am 
1. Januar 5773000 Mann. 

Im Freiſtaat Lippe finden Landtagswahlen ſtatt, bei denen der 
Nationalſozialismus neun Mandate erreicht, während alle anderen 
Parteien verlieren. 

Die deutſchnationale Reichstagsfraktion ſpricht nunmehr auch ſich 
in einer Erklärung gegen die Regierung von Schleicher aus. 
Die Zahl der Arbeitsloſen beträgt nach amtlicher Zählung vom 
15. Januar 5 966 000 Mann; feit dem 1. Januar find 143 000 neue 
Arbeiter hinzugekommen. 


28. Januar: 


80. Januar: 


31. Januar: 


1. Februar: 
2. Februar: 


4. Februar: 


6. Februar: 


10. Februar: 


14. Februar: 
18. Februar: 


22. Februar: 


Reichspräſident von Hindenburg verweigert dem Rei 

von Schleicher die Unterzeichnung einer e 
Reichstag. Der ehemalige Reichskanzler von Papen wird beauf- 
tragt, die Verhandlungen zur Bildung einer vom Vertrauen des 
Volkes getragenen Regierung aufzunehmen. 

Der Reichspräſident von Hindenburg ernennt Adolf Hitler zum 
Reichskanzler. Er ernennt: den Reichskanzler a. D. Franz von 
Papen zum Stellvertreter des Reichskanzlers und zum Reichs⸗ 
kommiſſar für das Land Preußen, Freiherrn von Neurath zum 
Reichsminiſter des Auswärtigen, das Mitglied des Reichstages 
Staatsminiſter a. D. Dr. Frick zum Reichsminiſter des Innern, 
Generalleutnant Werner von Blomberg zum Reichswehrminiſter, 
Graf Schwerin von Kroſigk zum Reichsminiſter der Finanzen, das 
Mitglied des Reichstages Geheimen Finanzrat Dr. Alfred Hugen⸗ 
berg zum Reichswirtſchaftsmmiſter und zum Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft, den erſten Bundesführer des 
Stahlhelm, Franz Seldte, zum Reichsarbeitsminiſter, Freiherrn 
von Eltz⸗Rübenach zum Reichspoſtminiſter und Reichsverkehrs⸗ 
miniſter, den Präſidenten des Reichstages, Hermann Göring, zum 
Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich und gleichzeitig zum Reichs⸗ 
kommiſſar für den Luftverkehr. — Reichsminiſter Göring wurde 
mit der Wahrnehmung der Geſchäfte des preußiſchen Innen⸗ 
miniſters betraut. 

Der Reichstag wird aufgelöſt und Neuwahlen auf den 5. März 
angeſetzt. 

Adolf Hitler erläßt einen Aufruf an das deutſche Volk. 
Anderung des Reichswahlgeſetzes, Ausſchalten der Splitter⸗ 
parteien. Reichsminiſter Göring erläßt als Reichskommiſſar für 
das preußiſche Innenminiſterium ein Demonſtrationsverbot gegen 
die KPD. 

Das kommiſſariſche Preußiſche Staatsminiſterium löſt ſämtliche 
kommunalen Vertretungskörperſchaften auf; Neuwahlen werden 
für den 12. März ausgeſchrieben. Parteigenoſſe Ruſt wird zum 
kommiſſariſchen Leiter des preußiſchen Unterrichtsminiſteriums 
beſtimmt. 

Der Reichspräſident von Hindenburg überträgt durch eine „Ver- 
ordnung zur Herſtellung geordneter Regierungsverhältniſſe in 
Preußen“ die Befugniſſe der bis dahin noch beſtehenden Regierung 
Braun auf den Vizekanzler von Papen. Der Preußiſche Landtag 
wird aufgelöft; Neuwahlen auf den 5. März angeſeßt. 
Adolf Hitler erläutert ſein Regierungsprogramm durch Rede im 
Sportpalaſt. Die Zahl der Arbeitsloſen betrug nach amtlicher Zäh- 
lung am 31. Januar 6 014 000. Die Deutſchnationalen und Stahl- 
helm ſchließen ſich zum „Kampfblock Schwarz⸗Weiß⸗Rot“ zufammen. 
Notverordnung über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchuß. 
Milderung der Beſtimmungen in der Sozialverſicherung und Reichs 
verſorgung. u 

Einberufung der Hilfspolizei, Abbau der weltlichen Schulen ab 
Oſtern 1933 beſchloſſen. 
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27. Februar: 
28. Februar: 


1. März: 


4. März: 
5. März: 


6. März: 
7. März: 
8. März: 
9. März: 
10. März: 


11. März: 
12. März: 


13. März: 


14. März: 
15. März: 


19. März: 
20. März: 


Reichstagsgebäude durch kommuniſtiſche Brandſtifter angezündet. 
Notverordnung „zum Schutz von Staat und Volk“; Verbot der 
geſamten kommuniſtiſchen Preſſe auf vier Wochen, der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Preſſe auf zwei Wochen, zahlreiche marxiſtiſche Funktio- 
näre feſtgenommen. 

Notverordnung gegen Verrat am deutſchen Volk und hochverräte⸗ 
riſche Umtriebe. Der Reichsminiſter des Innern Dr. Frick verſucht, 
die Länderregierungen unter Bezugnahme auf die Notverordnung 
zum Schutze von Volk und Staat, alle kommuniſtiſche Propaganda 
zu unterbinden. 

Tag der erwachenden Nation. 

Wahlen zum Reichstag und Landtag. Die NSDAP ſteigt im 
Reichstag von 11773000 Stimmen auf 17269000 Stimmen; im 
Landtag von 8 Millionen auf 10 Millionen. Die Wahlbeteiligung 
betrug 88 Prozent. Es war die ſtärkſte Wahlbeteiligung in der 
geſamten deutſchen Parlamentsgeſchichte. Die Regierung Adolſ 
Hitlers erhält 52 Prozent aller Stimmen. — In Hamburg wird 
die Polizeigewalt einem nationalſozialiſtiſchen Polizeioffizier 
übergeben. 

In Bremen, Lübeck und Heſſen übernehmen Beauſtragte der 
Reichsregierung die Polizeigewalt. 

Hakenkreuzfahnen auf allen öffentlichen Gebäuden. 
Nationalſozialiſtiſche Regierung in Hamburg; Übernahme der 
Polizeigewalt durch Reichsminiſter Frick. In Württemberg, 
Sachſen, Baden und Schaumburg-Lippe. 

Die Polizeigewalt in Bayern dem Generalleutnant Ritter von Epp 
übertragen. 

Die Regierungen von Sachſen und Baden treten zurück; in Bayern 
ernennt der Beauftragte der Reichsregierung Generalleutnant von 
Epp Kommiſſare für die einzelnen Miniſterien. 

Bayern, Braunſchweig und Sachſen verbieten das Reichsbanner, 
Baden bildet eine nationalſozialiſtiſche Regierung. 

Exlaß des Reichspräſidenten, nach dem auf öffentlichen Gebäuden 
die Hakenkreuzfahne und die ſchwarzweißrote Fahne zuſammen zu 
hiſſen ſind. 

Gründung des Reichsminiſteriums für Volksaufklärung und Pro⸗ 
paganda unter Reichsminiſter Dr. Goebbels. 

Verlängerung des Verbots der ſozialdemokratiſchen Preſſe. 
Nationalſozialiſtiſche Regierung in Württemberg gebildet. Der 
Reichspräſident ändert die Hoheitszeichen bei der Reichswehr. 
Der bayeriſche Miniſterpräſident Dr. Held legt feine Amtsgeſchäfte 
nieder; die ſchwarze Vorherrſchaſt von Bayern iſt gebrochen, 
Reichskommiſſar Ritter von Epp kommiſſariſcher Miniſterpräſident 
von Bayern. Reichsbankpräſident Dr. Luther tritt zurück; neuer 
Reichsbankpräſident Dr. Schacht. 

Neuer Senat in Bremen. 

Muſſolini ſchlägt den Vier⸗Mächte⸗Pakt vor. 

Vertreter der KPD werden von den Sitzungen der Gemeinden und 
Gemeindeverbände ausgeſchloſſen. 


21. 
22. 


8 


8 
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21. 


N 


März: 
März: 


März: 


. März: 
. März: 


. März: 


. März: 
. März: 


. April: 
. April: 
. April: 


. April: 
. Upril: 
. April: 
. April: 
. April: 
20. 


April: 
April: 


. April: 
. April: 


Tag von Potsdam. Konſtituierung des Reichstage 

Verordnung zur Abwehr heimtückiſcher We h die Regie⸗ 

rung der nationalen Erhebung. — Preußen erläßt eine Anti- 

Korruptionsverordnung. 

Programmatiſche Rede Adolf Hitlers im Reichstag. A 

des Ermächtigungsgeſetzes mit 441 gegen 94 nn 9 75 

t en in Breußen > Reichskommiſſar für das preußiſche 
uſtizminiſterium ernannt. Die Arbeitsloſenzi 

auf 5 935 000. ſenziffer ſinkt um 65 000 

Ermächtigungsgeſetz vom Reichspräſidenten unterzeichnet. 

Der Reichskommiſſar für das preußiſche Juſtizminiſterium Kerrl 

bildet Sondergerichte. Die ehemalige preußiſche Regierung Braun 

legt ihre Amter nieder; Braun flieht ins Ausland. 

Das Verbot der SPD- Preſſe wird auf unbeſtimmte Zeit ver- 

längert. Die REDAB wendet ſich in einem Aufruf gegen die 

jüdiſche Greuelpropaganda im Ausland. 

Der bisherige Reichswirtſchaftsrat wird aufgelöſt. 

Erſtes Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder. — Die Zahl der 

Arbeitsloſen iſt um weitere 337000 auf 5598 000 zurück 

gegangen. 

Judenboykott in ganz Deutſchland. 

Die Reichsregierung erläßt ein Geſetz, das für politiſche Gewalt⸗ 

taten die Todesſtrafe vorſieht. i 

Der Reichskommiſſar für das preußiſche Juſtizminiſterium Kerrl 

ſchafft ein Sonderreferat zur Bekämpfung der Korruption in 

Staat, Wirtſchaft und Hochfinanz. 

Zweites Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich. 

Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums. 

Adolf Hitler ſpricht im Sportpalaſt zur geſamten SA Deutſchlands, 

Oſterreichs und Danzigs durch Rundfunk. 

Eröffnung der Provinziallandtage in Preußen. 

Adolf Hitler ernennt als Reichsſtatthalter in Preußen Reichsminiſter 

Göring zum preußiſchen Miniſterpräſidenten. — Ritter von Epp 

zum Statthalter in Bayern ernannt. 

Scharfe Angriffe gegen Deutſchland im engliſchen Unterhaus. — 

Ritter von Epp bildet das neue bayriſche Kabinett. 

Adolf Hitlers Geburtstag. Die Arbeitsloſenziffer zurückgegangen 

um 69000 auf 5530 000. 

Als Reichsſtatthalter in Preußen ernennt Adolf Hitler die Mit 

glieder der preußiſchen Regierung: Minifterpräfident Göring wird 

gleichzeitig Innenminiſter, Reichskommiſſar Ruſt Kultusminiſter; 

das Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit und das für Landwirt- 

ſchaft, Domänen und Forſten, die Reichsminiſter Dr. Hugenberg 

kommiſſariſch verwaltet, bleiben zunächſt unbeſetzt. 

Dr. Frank zum Juſtizkommiſſar ernannt. 

Geſetz gegen die Überfremdung der deutſchen Schulen und 

Hochſchulen. Die nichtariſchen Schüler und Studenten dürfen 

den Prozentſatz der nichtariſchen Bevölkerung im Reich nicht 

übertreffen. 
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Adolf Hitler ernennt den Leiter der politiſchen Bentrallommiffton 

Heß zum ſtellvertretenden Parteileiter. — Einrichtung der Ge⸗ 

heimen Staatspolizei. 

Reichsſportlommiſſar ernannt. 

Feſt der nationalen Arbeit. Adolf Hitler verkündet den erſten 

Jahresplan der Arbeitsbeſchaffung. Die nationalſozialiſtiſchen 

Betriebszellen⸗Organiſationen übernehmen überall die Freien 

Gewerlſchaften. Die Arbeitsloſenzahl ſinkt auf 5300000. 

Reichsſtatthalter für Baden, Sachſen, Heſſen, Württemberg, Thü- 

ringen, Bremen⸗Oldenburg und Braunſchweig-Anhalt ernannt. 

v. Killinger, ſächſiſcher Miniſterpräſident. 

Adolf Hitler ſpricht vor der Deutſchen Arbeitsfront. — Beſchlag⸗ 

nahme des Vermögens der SPD. — Öffentliche Verbrennung 

jüdiſcher Schriften. 

Das Vermögen der Freien Gewerkſchaften beſchlagnahmt. 

Preußiſches Geſetz über die Einrichtung des bäuerlichen Erbhof⸗ 

rechtes. 

Die Arbeitsloſenziffer um 80000 auf 5 252 000 geſunken. 

Preußiſches Ermächtigungsgeſetz für die Regierung Göring. 

Einſetzung von Treuhändern der Arbeit. 

Der große Arbeitskonvent der Deutſchen Arbeitsfront tritt zu⸗ 

ſammen. 

Reichsſtatthalter für Mecklenburg ⸗Strehlitz, Mecklenburg⸗Schwerin 

und Lübeck ernannt. Das Vermögen der KPD beſchlagnahmt. 

Erfolgreiche nationalſozialiſtiſche Wahl in Danzig. 

Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit. Die Arbeitsloſen⸗ 

ziffer iſt um 212000 auf 5 Millionen geſunken. 

Transfermoratorium der Reichsbank. 

Die Arbeitsloſenziffer iſt auf 4977000 geſunken. 

Adolf Hitler ernennt die Treuhänder der Arbeit. 

Ausſprache zwiſchen Adolf Hitler und dem ungariſchen Miniſter⸗ 

präſidenten Gombös. — Baldur von Schirach zum Jugendführer 

des Deutſchen Reiches ernannt. 

Die deutſchnationalen Kampfringe und Verbände der Bismarck; 

jugend aufgelöſt; der Stahlhelm in die nationalſozialiſtiſche Bewe⸗ 

gung eingegliedert. 

SPD verboten. 

Der preußiſche Kultusminiſter Ruſt ſetzt einen Kommiſſar für die 

evangeliſche Kirche ein. — Das Reichskabinett beſchließt Einrichtung 

von Reichsautoſtraßen. 

„Tag der Jugend“ mit Wettkämpſen und Sonnenwendſeuern. 

Der Geſamtverband ber chriſtlichen Gewerkſchaften von der NSBO 

übernommen. 

Antreten der alten Garde der NS Du in Spandau. Die Führer 

5 Bayriſchen Vollspartei wegen deutſchſeindlicher Tätigleit ver- 
aftet. 

Der Reichsminiſter Dr. Hugenberg zurückgetreten, die Deutſch⸗ 

nationale Front löſt ſich auf. 

Die Deutſche Staatspartei löſt ſich auf. 


29. 


31. 


Juni: 


Juni: 


Juli: 


. Juli: 


Juli: 
. Juli: 


. Juli: 
. Juli: 


. Juli: 
. Juli: 


Juli: 

. Juli: 

. Juli: 
Juli: 
Juli: 

. Auguſt: 

. Auguſt: 

. Auguſt: 

. September: 


Oktober: 
. Oktober: 
November: 
. November: 


Der Reichspräſident genehmigt das Rücktrittsgeſuch Dr. 

und ernennt W. Darré zum Reichsminister Hy Re 
Landwirtſchaſt, Dr. Schmitt zum Reichswirtſchaftsminiſter. Der 
Staatsſekretär im Reichswirtſchaftsminiſterium Dr. Bang wird 
durch Gottfried Feder erſetzt. — Miniſterpräſident Göring ernennt 
W. Darré auch zum preußiſchen Miniſter für Landwirtſchaft 
Domänen und Forſten, Dr. Schmitt zum preußiſchen Miniſter für 
Wirtſchaft und Arbeit. — Das Reichskabinett beſchließt, daß der 
ſtellvertretende Führer der RS DAP, Rudolf Heß, künftig an feinen 
Sitzungen teilnimmt. — Das Reichshaushaltsgeſetz für 1933 iſt mit 
2 Milliarden RM. niedriger ausgeglichen als das von 1932. — 
Wehrkreispfarrer Müller übernimmt die Leitung des Evangeliſchen 
Kirchenbundes. — Das Geheime Staatspolizeiamt verbietet die 
Vereinigung ernſter Bibelforſcher. — Die Reichsführergemein⸗ 
ſchaft des deutſchen Bauernſtandes erteilt dem Reichsbauernführer 
W. Darre die Vollmacht, „die einheitliche Organiſation des land- 
wirtſchaftlichen Berufsſtandes im Sinne echten Führertums zu 
geſtalten“. 

Die Arbeitsloſenziffer iſt um weitere 121000 Mann auf 4856000 
geſunken. 

Die Geheime Staatspolizei ſchließt in Preußen die Geſchäfts⸗ 
ſtellen der konfeſſionellen Hilfsverbände des Zentrums wegen 
ſtaatsfeindlicher Betätigung. 

Gemeindewahlen an drei Orten des Saargebiets ergeben einen 
überwältigenden nationalſozialiſtiſchen Erfolg. 

Deutſche Volkspartei und Bayeriſche Volkspartei löſen ſich auf. 
Zentrumspartei löſt fi auf. — Dr. Todt zum Gene ralinſpektor 
für das deutſche Straßenweſen ernannt. 

Beſonderes Aufbauprogramm für Oſtpreußen. 

Sämtliche Mandate der SPD und Staatspartei im Reich für un 
gültig erklärt. 

Begründung des Preußiſchen Staatsrats. 

Paraphierung des Konkordats durch Vizekanzler von Papen und 
Kardinalſtaatsſekretär Pacelli in Rom. 

Reichsminiſter Dr. Frick erklärt die Revolution für abgeſchloſſen. 
Neubildung von Parteien geſetzlich verboten. 

Generalrat der Wirtſchaft durch Adolf Hitler berufen. 

Der Gummiknüppel im Straßendienſt der Polizei abgeſchafft. 
Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes. 

Preußiſches Strafvollſtreckungsgeſetz. 

Führertagung der NSDAP in Münden. 

Auflöſung der Hilfspolizei durch General Göring. 

Eröffnung der Reichsautobahn in Frankfurt a. M. durch den 
Führer. 

Erntedankfeſt auf dem Bückeberg. 

Austritt des Deutſchen Reiches aus dem Völkerbund. 
Reichstagswahl und Vollsabſtimmung. . 

Ausſprache zwiſchen dem Führer und dem polniſchen Geſandten 
über die deutſch⸗polniſche Verſtändigung. 
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1. 
11. 


Dezember: 
Dezember: 


Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat. 
Verpflichtung der neugewählten Reichstagsabge ordneten auf den 
Führer. 


Zeittafel des Jahres 1934 


30. 
6. 


14. 
25. 


1. 
21. 
28. 

1. 
14. 
30. 
13. 
25. 

2. 


Januar: 
Februar: 


Februar: 
Februar: 


. Auguft: 
September: 
. September: 
Oktober: 

. Oktober: 


. Oktober: 


November: 
. November: 


Geſetz über den Neuaufbau des Reiches. 

Wegfall der Staatsangehörigkeit in den Einzelländern. Nur noch 
Reichsangehörigketi. 

Der Reichsrat aufgehoben. 

Deutſcher Heldengedenktag. Vereidigung von 1 Million Amts⸗ 
trägern auf den Führer. 

Neuorganiſation der Deutſchen Front an der Saar. 

Beginn der Frühjahrs⸗Offenſive gegen die Arbeitsloſigkeit. 
Landjahrpflicht. 

Tag der nationalen Arbeit. 

Der Führer in Venedig. 

Röhmputſch niedergeſchlagen. 

Rede des Führers vor dem Deutſchen Reichstag. 

Unruhen in Oſterreich. — Dollfuß erſchoſſen. 

Reichspräſident Generalfeldmarſchall von Beneckendorff und 
Hindenburg verſtorben. Das Amt des Reichspräſidenten und des 
Reichskanzlers in der Hand Adolf Hitlers vereinigt. 
Volksabſtimmung für den Führer. 

Geſetz über die Vereidigung der Beamten und Soldaten der 
Wehrmacht auf den Führer. 

Der Führer ſpricht auf dem Ehrenbreitſtein zur Saarfrage. 
Beginn des 6. Reichsparteitages der NSDAP. 

Erntedankfeſt. 

Eröffnung des Winterhilfswerkes 1934. 

Das Preußiſche Juſtizminiſterium mit dem Reichsjuſtizminiſterium 
vereinigt. 

Das Preußiſche Innenminiſterium mit dem Reichsinnenminiſterium 
vereinigt. 

Jahrestag der nationalſozialiſtiſchen Erhebung von 1923. 

Kreis- und Gemeindewahlen in Danzig für den Nationalſozialismus 


Zeittafel des Jahres 1935 


13. 
30. 
24. 


Januar: 
Januar: 
Februar: 
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Saarabſtimmung für das Reich. — Siegesfeiern. 
Neue Gemeindeordnung. 
Vereidigung der politiſchen Leiter. 


5. März: 
16. März: 
7. April: 
1. Mai: 
21. Mai: 


18. Juni: 
26. Juni: 
10.—16. Sept.: 


29. September: 


9. Oktober: 
18. Oktober: 
9. November: 


Gauleiter und Staatsminiſter Hans Schem ü 
Wiederherſtellung der en m 
Wahlen für den Nationalſozialismus in Danzig. 

Tag der nationalen Arbeit. 

Verkündung des deutſchen Wehrgeſetzes. Der Führer fpri 

dem Deutſchen Reichstag über das deutſche e 
Deutſch-engliſches Flottenabkommen unterzeichnet. N 
Einführung der Arbeitsdienſtpflicht. 

Parteitag der Freiheit. Hakenkreuzflagge Nationalflagge. Reichs 
bürgerrecht. Geſetz zum Schutz des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre. 

Memelwahlen. 

Eröffnung des Winterhilfswerkes 1935. 

Geſetz zum Schutz der Erbgeſundheit. 

Gedenkfeier in München. 


Zeittafel des Jahres 1036 


30. Januar: 


20. Februar: 
7. März: 
29. März: 


Gedenkfeier der Machtübernahme. Vorbeimarſch von 25000 SA- 
Männern am Führer. 

Die franzöſiſche Kammer nimmt das Bündnis mit Moskau an. 
Rede des Führers. Wiederbeſetzung des Rheinlandes. 
Reichstagswahl. Für den Führer erklären ſich 99% der Wähler. 
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